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Es if die Aufgabe der Juftiz, mit 
zuhelfen ander Erhaltung und Siche⸗ 
rungdes Volkes vor jenen Elementen, 
die ſich als Aſoziale entweder den 
gemeinſamen Verpflichtungen zu ent⸗ 
ziehen trachten oder ſich an dieſen ge- 
meinfamen Intereffen verfündigen. 
Damit fteht über der Perſon und der 
Sache auch im deutſchen Rechtsleben 
von jetzt ab das Volhl. — 


Adolf Hitler, Reichstagseede vom 30.1.1997° 
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Teodor von der Dfordten 


Bei der Enthüllung der Gedenktafel für Theo- 
dor von der Pfordten im Münchener Juſtiz⸗ 
palaft, der Stätte feines Wirkens, proflamierte 
Meichsleiter Dr. Hans Frank den erfien Mechts- 
fireiter der Bewegung elf Sabre nach feinem Tode 
in einer feierlichen Mede zum Heros des Rechts. 
— Dr. Sranf führte u. a, aus: 

„Feierlich erkläre ich bier im Namen des deut⸗ 
ſchen Rechts Theodor von der Pfordten zum Heros 
des deutſchen Rechtslebens! Feierlich fei er ein⸗ 
gereiht in die Zahl derer, die berufen waren, durch 
ihre Gelbfihingabe defto höher zu leben und durch 


ihren Tod defto intenfiver ihre Wirklichkeit zu ge⸗ 
falten. Sch berufe alle Fommenden Träger ber 


Verantwortung für die deutfchen Rechtsdinge auf 
dieſe Pflicht, den Namen Theodor von der Pford⸗ 
tens an der Spitze ihres Wirkens ie zu 


ud 


Die Heimat Theodor von der Pfordtens ift die 
MWagnerftadt Bayreuth, wo er am 14. Mat 1873 
als das fechfte Kind des Erften Staatsanwalte 
German von der Pfordten geboren wurde. Geine 
Schulzeit erlebte er in Augsburg und Münden, 
Bereits auf der Hochſchule entwickelte der werdende 


tragen, ftets eingedenf zu fein.” 


Juriſt ausgezeichnete Fähigkeiten, die feine Auf 


nahme in das Marimilioneum herbeiführten, eine 
von König Joſeph Mor II. von Bayern errichtete 
Stiftung, die begabten jungen Studenten die Er- 
reichung einer befonders hervorragenden Stufe 


wiſſenſchaftlicher Ausbildung ermöglichen - ſollte. 


Dank feiner hervorragenden juriſtiſchen Quali- 
fifation im Eramen, im Beruf als Nichter und 
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feinen Vorzügen als Menſch war feine Laufbahn 
eine ſchnelle und erfolgreihe. Mit 46 Jahren 
wurde er Mat am bayerischen Oberfien Landes- 
gericht. Wie im Srieden erfüllte von der Pfordten 
im Kriege in felbftverftändlicher Weite feine Pflicht. 
Als Oberleutnant der Reſerve rückte er ſchon am 
5. Auguft 1914 mit dem 15. Landweßr-Snfanterie- 
regiment ins Geld. Eine Schwere Verwundung, ein 
Schuß in den linken Oberfchenkel, machte ihn front: 
dienftuntauglich und zwang ihn zum Abſchied von 


der kämpfenden Truppe, Er übernahm das Kom: 


mando eines Gefangenenlagers in Iraunftein in 
Bayern. As Kommandant diefes Lagers, in dem 
eine große Zahl yon Juden untergebracht war, ift 
er Antifemit geworden. 

Seine Ernennung zum Nat am Oberften Lan- 
desgericht und damit feine Abberufung aus dem 
bayerifchen Minifterium der Juſtiz hatten politiſche 


Hintergründe. Ein freizügiger, revolutionärer Geift. 


von einer fprühenden Smpulfivität wie von der 
Pfordten, der fi während feiner Tätigkeit als 
Beamter des bayerischen Juſtizminiſteriums immer 
deutlicher zum Vorkämpfer einer neuen politifchen 
Richtung entwickelt hatte, mußte auffallen und 
fteigendes Unbehagen in den Kreifen des marxiſtiſch 
geführten Minifteriums hervorrufen, 

Kein Zweifel auch, daß feine offene Kritik ge- 
wiffer Zeiterfcheinungen, wie etwa in dem Auffat 
„Bürokrat und Streber, eine Betrachtung über 
fittliche Aufgaben der Beamtenſchaft“, wo er die 


Lange feines Spottes ſchonungslos über die Übel: 


ftände im Beamtenſtand ergießt, manchen hohen 
Herrn zu jenem Zeind gemacht hatte. Der ſchwarz⸗ 
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voten Regierung des damaligen Freiftantes Bayern 
war das Oberſte Landesgericht ein willlommenes 
Abfteligeleife für politiih mißliebig gewordene hohe 


Beamte. In ihren Augen war er ein unrubiger, 


umftürzleriicher Sreigeift, ein Außenfeiter, von dem 
feftftand, daß er fih mit den Beſtrebungen der 
Syſtemregierung zu feiner Zeit ſolidariſch erklären 


würde. Die Abihiebung an das Oberfte Landes» 


gericht war der Verſuch zur Kaltfielung. — Es 
war aber eine verfehlte Spekulation, von der 
Pfordten dadurch politiich aus dem Feld zu ſchlagen. 

Seine Weltanfhauung, die Philojophie feines 


Lebens und der unbändige Glaube an die Ewig- 


keitswerte des Deutichtums hatten ihn ſchon früh 
zu der Bewegung Adolf Hitlers geführt. Die Frei⸗ 
heitsbewegung des Führers war der gegebene 
Kampfboden für einen Mann, der mit den ges 
fchliffenen Waffen des Geiftes für feine politiichen 
Ideale zu fechten verftand. Er war Patriot im 
beften Sinne, Nevolutionär aus politifcher Über: 


zeugung, Kämpfer um den völkiſchen Staat, um 
die ſittliche Wiedergeburt der Deutjchen, um ein 


neues deutſches Recht. Als der erften einer hatte 
er den politiihen und geiftigen Umbruch unferer 
Zeit, der mit dem Werden des Nationalfozialis- 


mus Hand in Hand geht, erfaßt und feine gefchicht- 


liche Tragweite erfannt: „Wir ſtehen heute an 


einer Weltenwende, äbnlid wie damals, 


als das Altertum, von innen durch das 
Chriftentum aufgelodert, unter den 
Schlägen der jungen germaniſchen Völ—⸗ 
fer zufammenbrad, ähnlich wie da— 
mals, als Nenaiffance und Reformation 
den Ring des mittelalterlihen Lebens 
iprengten. Ein Zeitalter firbt ab, ein 
neues wird unter furdhtbaren Wehen ge- 
boren. Was heute am Boden liegt und 
unter welterfhäütternden Zudungen ver- 
endet, ift das Zeitalter des Materialis- 
mus, ift der letzte Ausläufer der Auf: 
Elärungszeit.“ Das fehrieb von der Pfordten 
in feinem Aufſatz „Der weltgeihichtlihe Siun der 
völkifchen Bewegung”, der im „Heimatland“ am 
10. November 1923 erfchien. Am Tage vorher 
war der große Künder deuticher Art und deutfcher 
Ehre vor der Feldherenhalle für diefe Bewegung 
gefallen. Einer der erfien Blutzeugen DENSDAP. 
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Theodor von der Pforöten 


Zeichnung für den RSB. von Imingard Straub 


Karl Alerander von Müller fennzeichnete Wir⸗ 
fen und Persönlichkeit Theodor von der Pfordtens 
bei feiner Gedenfrede anläßlih der zehnjährigen 


Wiederkehr des Zodestages mit nachſtehenden 


Worten: 


„Er war feiner jener fogenannten Idealiſten aus 
Mangel an Wirklichkeitsfinn oder aus fehlender 
Lebensflugheit, aus weichliher Hingabe an Stim- 
mungen oder aus verwaihenen Begriffen. Dies 
mand hat beftimmiter und durchdringender gedacht 
als er. Er war ein verachtungsvoller Feind aller 
Schlagworte und verblafenen Halbheiten, von un: 
beftehlicher innerer Aufrichtigkeit gegen ſich felbft 
wie gegen andere, ein unerbitterlicher richterlicher 
Kopf, dabei weltflug und tatenluftig, immer un⸗ 
widerfichlih vom Denfen und Betrachten zum 
Handeln getrieben.“ 

Iſt damit nicht ſchon geſagt, was ihn, den hoben 
bayerischen Beamten, das Mitglied unferes Oberften 
Gerichtshofes, als einen der erften zur revolutios 
nären nationalfozialiftiihen Bewegung führte? 
Das Heldifche an ihre zog ihn anz die leidenfchaft- 
liche, unbedingte Liebe zum Deutfchtum; die Opfers 
bereitfchaft, der bewußte Einfag bis zum Festen; 
die Einfachheit ihrer Grundgedanken. Gerade in 
ihrer Eämpferifchen Einfeitigkeit, die fo viele andere 
aus unferen Ständen abſchreckte, ſah er das Zeug: 
nis ihrer inneren Stärke, das tiefe Erfülltfein von 
einer göttlichen Sendung. „Sie fordert Glauben“, 
wie er damals ſchrieb, „und fie bat in einer 
glaubensarmen Zeit die Deutihen wieder glauben 


379 





Der Sacdhlenfpiegel 


ies Kecht habe ich nicht lelbſt erdacht; dag 
haben unfere guten Dorfahren auf ung ver⸗ 
erbt. Soweit ich kann, will ich dafür Sorge 
tragen, da& diefer mein Schas nicht ungenüst mit mir 
unter der Erde vergehe (berlorengeht). Nach Östtes Willen 
foll die Önade, die mir gefchenkt (verliehen) if, Gemein 
gut aller Welt werden. Weisheit iſt ein edler Schatz, aber 
fo beſchaffen, daß er für den, der ihn allein befisen ill, 
täglich kleiner wird. Das bedenke der Weile wohl und fei 
freigebig, fobiel er vermag. Gott gönnt dem Öeizhals nichts 
bon den Schägen, die er vergraben hat. Der Reiche foll den 
Armen laben, der Öefunde den Kranken. Wir haben es 
wohl vernommen, da& der Mann mit reihem Willen fein 
Können vermehrt, wenn er andere Xeute belehrt; aber der 
Geizhals, der alles haben will, behält nur wenig dabon. — 

Dem einen zur Freude, dem andern zum Leide: zu 
Nusen und Segen ift dies Buch verfaßt. „Sachlenfpiegel“ 
foll es heißen, denn Sachſenrecht wird hieraus erfchen, wie 

wenn Frauen ihr Antlig im Spiegel beſchauen. 
| Wer in diefem Buche Antwort auf eine Frage ſucht, und 
wenn ihm darin irgend etwag mißfällt, der Klage nicht fofort 
darüber, fondern er erwäge die Sache bei lich von hinten 
und bon Born und befrage fich darüber mit weiſen Leuten, 
die ihm die Wahrheit erklären können und dabei aud don 
der Art find, daß fie auf dem richtigen Weg find. Wenn 
er dann bon ihnen das beflere Recht erfahren kann, fo 
rate ich ihm, daß er lich alsbalds daran halte; denn vieler 
weiler Leute Lehren, die e8 zum Guten Wenden, find 
befler als meine allein, 

Nun danket alle dem Grafen Hoyer von Falken; 
fein dafür, daß dieles Bud auf feine Bitte ing Deutlche 
übertragen worden ift. Eike von Kepkom hat es getan. 
Ungern nur hat er es unternommen, als er aber pernahm, 
daß deg Herrn (des Grafen Hoper) Begehren danach fo 
groß war, da vermochte er nicht zu widerſtehen. Des Herrn 
Wunfh gewann ihn völlig, fo dad er das Bud begann, 
woran er doch noch niemals gedacht hatte, alg er eg zuerſt 
lateinitch Herfaßte. So ohne Hilfe und ohne Belehrung 
deuchte es Ihn zu ſchwer, das Buch ins Deutfche zu über» 
tragen. Zuletzt wagte er die Arbeit aber doch auf den Wunfcy 
des Örafen Hoper. Aa 


Die Sippe 

Ablatz 3. Nun merken wir au, wo die Sippe — 
und wo fie endet. An dem Haupt iſt dem Mann und Weib 
beftimmt zu Stehen, die in rechter (wirklicher) Ehe zufammen- 
gekommen find. An des Halles Öliede ſtehen die Kinder, 
die ohne Derfchiedenheit der Eltern (bon demfelben Vater 
und dertelben Mutter) geboren find. Iſt da Derfchiedenheit 
sorhanden, fo können fie niht an demfelben Gliede ſtehen 
und rümen daher an ein anderes Glied. Mehmen ferner 
zwei Brüder zwei Schweſtern und der dritte Bruder ein 
fremdes Weib: ihre Kinder find doch gleichberechtigt, jeg- 
lihes bon ihnen, des anderen Erbe zu nehmen, wenn fe 
ebenbürtig find. Die Kinder polbärtiger Brüder ſtehen an 
dem Öllede, Bo Schultern und Arme zufammengehen; 
ebenfo rechnen die Schiweiterkinder. Dies ift die erfte 
Sippenzahl, die man als Magen (Blutsperwandte) 
rechnet: Bruderkinder und Schiwelterkinder. An dem Ell⸗ 
bogen fteht die Zweite Zahl, an dem Bliede der Hand die 
dritte, an dem eriten Ölitde des Mittelfingers die Hierte, an 
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Aug der rhythmiſchen Dorrede zum Sachfenfpiegel von Like bon Kepkow 


dem sieiten Öltede die fünfte, an dem dritten Öliede des 
Fingers die fehlte. An dem fiebenten fteht ein Magel und 
nicht ein Ölied; darum landet (endet) hier. die Sippe, und 
fie heißen Nagelmagen. 

Die zwilchen dem Nagel und dem Haupte fi Zu der 
Sippe zählen (ſtuppen) können an gleicher Stelle, die 
nehmen gleiches Erbe. Wer fi näher zu der Sippe rechnen 
kann, der nimmt Erbe vorweg | 


Die Sippe hört im fiebenten Öliede auf, am 


Erbe teilzunehmen, obwohl der Papft erlaubt hat, 
aus dem fünften Öliede ein Weib zu nehmen. 
Über der Papſt vermag kein Kecht zu lesen, durd das er 

unfer Landrecht oder Lehnsrecht perfihlechtert. 


Artikela. Erbunfähigkeit 

Abfas 1. Auf 3witter, auf Zwerge und berkrüppelte 
Kinder wird weder Lehen noch Befis vererbt. Wer dann 
die Erben find und ihre nächſten Derwandten (Magen), die 
mögen ihre Pflege übernehmen. Wird ferner ein Kind ge- 


boren ſtumm oder ohne Hände und Füße oder blind, das it 
wohl Erbe nad) Landrecht, aber nicht Erbe eines Lebens. 


Hat es aber ein Lehen empfangen, bebor es fo Wurde, fo 


berliert es das Lehen nidyt. Der Austägige empfängt 


weder Lehen noh Erbe. Hat er eg aber vor der krankheit 
empfangen, fo behält er es und vererbt es wie ein anderer 
Mann, 
Artikel 13. Strafen für Derbreden 

Ablatz 1. Nun vernehmet, welche Strafen für Derbreihen 
som Gericht verhängt werden: Den Dieb Toll man hängen. 


Ablatz a. Ale Mörder und lolche, die den Pflug rauben 
oder eine Mühle oder die eine Kirche oder den Kirchhof 


beranben; ebenfo Derräter und Mordbrenner oder die ihre 
Botfhaft (Dollmadht) zuihremeigenen Nugen 
verkehren: die foll man alle rädern. 

Ablatz 5. Wer einen Mann erfiglägt oder fängt oder be⸗ 
raubt, oder branditiftet ohne Mord, oder Weib oder Magd 
notzüchtigt und den Frieden bricht oder beim Ehebruch be; 
troffen wird, dem foli man das Haupt ablſchlagen. 

Ablatz 6. Wer Diebesgui oder Kaub hehlt oder einem 
Manne Hilfe dabei leiftet: werden fie deſſen überführt, fo 
foll man über fie richten wie über jenen (fc. den Dieb). 

Ablatz 7. Ein Chriſt, Mann oder Weib, der ungläubig 
ift und Ah mit Zauberei oder mit Giktmilcherei abgibt 
und deflen überführt wird, den foll man auf dem Sceiter- 
haufen verbrennen. 

Ablatz 8. Ein Kichter, der eine Straftat nicht richtet, der 
tft desfelben Gerichtes ſchuldig, das über jenen ergehen 
folite. Auch iſt niemand verpllichtet, dieleg Richters Ding 
anfzufuchen oder Gericht mit ihm zu halten, folange er 
felbft das Kecht verweigert hat. 


Artikel 32. Der Lohn deg Knechtes. 

Ablatz 1. Miemand ilt verpflichtet, für feinen Knecht 
höher zu haften, als deflen Hohn reicht, er Werde denn 
Bürge für ihn. 

Abfag 2. Entläßt aber der Kerr den u fo foll er 
ihm feinen vollen Hohn geben. 

Ablatz 3. Entläuft der Knecht dem Herrn aus Mutiwillen, 
fo foll er dem Herrn ebenfobiel geben, wie der Herr ihm 
verſprochen hatte; und foniel ihm bereits bezahlt ift, das 
fol er ztwiefältig wiedergeben. 


(Eike von Reptow: „Der Sachſenſpiegel“, Auswahl, 
Verlag Ferdinand Hirt in Breslau, Königsplaß 1.) 
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habe nur wiederherſtellen wollen, was andere einſt mit Gewalt zerbrochen 
hatten, wollte nur wiedergutmachen, was ſataniſche Bosheit oder menſchliche Unver⸗ 
nunft zerſtörten oder verdarben. Ich habe daher auch keinen Schritt vollzogen, der 
fremde Rechte verletste, fondern nur das vor 20 Jahren verletzte Recht wiederhergeftellt. 


Der Sührer vor dem Großdeutſchen Reichstag am 28. 4. 1939 


Dautfdhlands 











ie ülteſtes Nechtshũcn 


Idas Reichsrecht zu ar 
Mühlhaufen 1. Thür. 
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wahrfcheinlic, Altefte deutjge Reichsrechtsbuch, gejchrieben in den Jahren um 1200, in einer [We „babm- I vmdit nun nern) 
guten alten Wiedergabe aufbewahrt wird. Don der Stadt angewendet, war es dod) fein eigent- [EEE > rem man vi enime wibiſnamen an 
lihes Stadtrecht, fondern eine Sammlung von nad) Reichs- und Zandrecht geltenden Redfs- 3 
ſäthhen mit teilweiſe uralter Aberlieferung. 


Unten und rechts oben: Zwei Seiten aus dem „Mühlhäuſer Rechtsbuch“ 
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| w AIG EDER Bat) man und2 Al Es ift ein einzigartiges Dokument älteften deutſchen Rechtsdentens, 
me it Wſ nacht uralten | das Zurz vor Eike von Kepfoms gewaltigen „Sadhjfenfpiegel" ein 
FA | ter gewalt nur ſo getanin Dingen da em we damals bereits geltendes Gewohnheitsreht in deutjher Sprache 
if menñſchi walliichert dm Anden mitezw | handfchriftlich fefthielt. Es ift bezeichnend für die Doltsverbundenheit 

| 4 —— — — — des damaligen Rechtsdenkens, daß, lange bevor aud) in diejer Stadt 
Gil nemmtlıp vneerr komit bur 1 man — die Sprache der Urkunden und Statuten deutfch wurde, diejes Rechts 
| ur vnnebefchrget un man dare ine | buch nicht Iateinifh), Jondern in altmitteldeutjcher Sprache erfchien. 


Die Ülberfetung der beiden obigen Tezxtjeiten fiehe neben der Bildfeite. 
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Uberſetzung des Textes 


der beiden nebenftehen? abgebildeten Seiten aus ‚dem „Mühlhäufer Reichsrechtbuch” nach der 
Überjegung aus dem Altmitteldeutſchen von Herbert Meyer, Mitglied der Akademie für - 
Deutſches Recht, 1934, zweite, verbeſſerte Auflage, Verlag Herm. Böhlaus Nachf. Weimar. 


Zum Verſtãnonis des Zufammenhanges wird der nebenftehend abgebildete Test durch größere Schrift geneigt, | 
en als Ergänzung der im nr damit ftehende Text in —n angefügt iſt: 


Linker Text: 
Wer ſolche Sache tut, derentwegen die Acht zu Necht ergehen 


ſoll, will er nicht hervorkommen, und gelangt er hinweg in das 


Haus oder den Hof von ihm ſelbſt oder in (das) irgend eines 
feiner Nachbarn — denn wir alle heißen Nachbarn, die 
in diefer Stadt bier zu Mühlhaufen find - da ſoll 
ihn niemand darin feftnehmen, (weder) innerhalb 
des Tages noch innerhalb der Nacht, weder (der) 
Richter noch Jonft jemand. 

Kommt er dann hinweg, fo Joll man feine Erben 
laſſen ſitzen mit ſeinem Gute, das er hinter fich ge- 
laſſen hat, (fo) daß niemand fie daran. hindern ſoll. 
Kommt er dann hinweg und wird er ſpäter ergriffen, 
nachdem die Acht über ihn ergangen iſt, fo Joll man 
ihm wegen der Wunde die Hand abfihlagen und 
wegen der toten Hand den Hals. 


Hier Joll Sriede haben ein 
jeglicher Mann in feinem Haus. 


Hiernach iſt geſchrieben, daß ein jeglicher Mann hier 
zu Mühlhauſen in des Reiches Stadt ſoll $riede 
haben in feinem Haus, für das er. entweder Zins 


zahlt oder für das er Dienfte leiſtet. Wenn irgend 


jemand den da heimfucht, ſei es Nacht oder Tag, 
mit unrechter Gewalt mit fo befchaffenen Dingen, 
mit denen ein Menfch Willen hat, dem andern Leben 
und Ehre zu nehmen, ent/pringt aber der Mann, 
und bejchreiet den (andern) Mann, jo daß es feine 
Nachbarn hören — denn wir alle heißen Nachbarn, die in 
diefer Stadt find — fo fol er dann nah dem Richter fenden 
oder nach feinem Vertreter und fol den Mann fefthalten, ge- 
bunden und gefangen, und fol ihn alfo gebunden und gefangen 
vorbringen und mit Gefchrei bis vor den Richter. 

WIN es dann der Mann leugnen (wegen) der Heimfuhung, 


und Fann jener es beweifen mit den Leuten, Die auf fein Gefchrei 


berbeigefommen find, die ihre Treue und ihre Ehre behalten 
haben, felbdritt, fo geht e8 ihm an feinen Hals. 


Rechter Text: 

Iſt (e8) aber, daß dem Mann, der die Heimfuhung getan hat, 
Gott dabei hilft, daß er (von) dannen kommt, es fei 
mit Wunden oder ohne Wunden, fo kann es |päter 
niemand gegen ihn bezeugen; vielmehr kann er 
ſelbſt dafür wohl einſtehen mit ſeinem Eide auf die 
Heiligen, iſt (es), daß er ſeine Treue und ſeine me 
und fein Landrecht behalten hat. | 

It (es) aber, daß der Wirt den Mann ergreift und 
erfchlägt oder (fonft) tötet, der ihn da heimgefucht 


hat, fo foll er ihn alfo tot vor Bericht bringen und 


ſoll ihm Jeinen Hals abfchlagen, ift (es Jo), daß er 
es mit den Nachbarn erweiſen kann, wie es recht 
ft, daß er ihn heimgefucht habe. | 
Wären aber die Leute und die Nachbarn, die die 
Heimſuchung gehört hätten, fo, daß fie es nicht be- 
Eennen wollten, durch welcherlei Begfinftigung es 
aud) immer wäre, fo ſoll fie der Richter holen laſſen 
und foll fie bezwingen durch den Eid, daß ſie die 
Wahrheit bekennen, ſo wie ſie geſehen und gehört 
haben. 

Hier findet man Notzucht. 


Liegt ein Mann bei einer Weibsperſon ohne ihre 
Zuſtimmung und gegen ihren Willen, iſt (es) ihr 
dann leid, ſo ſoll ſie ſich wehren mit Geſchrei, und ſoll es 
danach ſofort verkündigen mit zerriſſenem Gewand und mit 
gerungenen Händen und mit weinenden Augen und mit zer⸗ 
zauſtem Haare. Mit den vier Dingen ſoll dieſer ganze Gerüft 
(8zug) ihr nachfolgen bis zu dem Richter, wo immer fie den 


findet. 


Wird aber der Mann ergriffen bei der frifchen Tat, und kann 
es dann die Frau felbdritt mit ihren Gefchreigenoflen erweifen, 
e8 feien Frauen oder Männer, die ihre Treue und Epre be- 
halten haben, fo geht es ihm an feinen Hals. 


e die ftarke Kraft diefes Rechtes, gemeinfhaftsbildend zu wirken, zeugt die immer 


EEE Hennung der Nachbarn (naciburi) und der Furchgenoſſen bzw. Anlieger 
(givorin) Jowie die auch oben erfichtliche Wichtigkeit der Gefchreigenoffen bzw. Ohren“ 
zeugen (screignozin). Ebenfo bezeichnend iſt die rü rückſichtsloſe Ahndung einer Störung 
der Blutsreinheit der Sippe. | — — 
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DR, HANS FRANK? 


„Dir fordern Erſatz für das der materfaifiihen Weltordnung 
‚dienende römiſche Recht durch ein deutſches Gemeinrecht. 


em Recht kommt eine ganz eigenartig bedeutſame 

Stellung im Aufbau unſeres nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Reiches und einer allumfaflenden national» 
ſozialiſtiſchen Volks⸗, Staats: und Gemeinſchafts⸗ 
ordnung zu. Das Recht iſt für uns National⸗ 
ſozialiſten der Ausdruck einer aus den unzerſtör⸗ 
baren Urwerten unſeres völkiſchen Da— 
feins aufſteigenden Gemeinſchaftsregelung zum 
Zwecke der Erhaltung der im vorigen Heft der 
„Schulungsbriefe“ dargeſtellten raffifhen Werte 
unſeres Volkes im Ringen der Völker und im 
Wettſtreit der Kulturen. Dieſe Urwerte unſerer 
Nation ſieht der Nationalſozialismus dem Recht 
anheimgeſtellt nicht als einer Geſamtheit formaler 
Kategorien, die in ſich ſelbſt eine paragraphierte 
Eigenordnung darſtellen, ſondern dem Recht als 
dem formulierten Niederjchlag unabdingbarer, 
letzter Erkenntuiſſe. 


Das Recht hat keinen Eigenwert an ſich. Es 
kann nur dienen als Mittel zu dem Zwecke 
der Aufrechterhaltung der Gemeinſchaft. 


Das formale Recht wurde durch die ſteigende 
Entfremdung von Volk und Juſtiz der völkiſchen 
Ordnung ſchädlich. Das Recht aber iſt ein un⸗ 
zerſtörbarer Kulturbeſtandteil unſeres Volkes. Die 
Wahrung des Rechtes iſt eine der großen Auf⸗ 
gaben der NSDAP. Die Schaffung des Rechtes 
gehört zu den flantspolitiich charakteriſtiſchen Be⸗ 
fugniffen und Bollmachten unferer Bewegung. 


Staatsformen kommen und gehen, Gefeke find 
vergänglih.  SSuriftengenerationen Fommen und 
gehen. Das Volk aber als Urwert mit den ibm 
vom Schöpfer anvertrauten Merkmalen und Eigen- 
Ihaften bleibt. Daher kann nur jenes Recht 
bejaht werden, das in feinen Geſetzen der 
Ausdruf des völkiſchen Lebens ift und 
deſſen naturgefeglihen Tebensbedingun- 
gen entipridt. 


Der Durchbruch der nationalfogialififchen Revo⸗ 
Intion auf dem Gebiete des Rechtes liegt in ‚ber 
endlichen 


382 


Bereinigung der Frifenhaften Aufgeipaltenheit 

der völkiſchen Gemeinſchaft in das juriftiiche 

und das volfsgenöffifche Denken um die 
Gemeinſchaftsordnung, 


liegt in der Hineinbeziehung auch der Rechts 


ordnung in den Gefamtbereich völkiſcher Gemein: 
ſchaftserlebniſſe, kurz gefagt, in der Entjuriftung 
des Mechtes zum Vorteil feiner Volksverbunden⸗ 
heit. Das Recht des nationalfozialiftifchen Reiches 


muß fomit der Ausdruck des neugermanifchen 


Lebens- und Raumgefühls fein, es muß in feinem 
Haren Stilgefüge den grandiofen Bauten des 


Dritten Reiches entſprechen. 


Das Einzelſchickſal des Individuums wird vom 
aationalſozialiſtiſchen Recht betreut als Sonderfall 
des Gemeinſchaftsſchickſals. Der Volksgenoſſe hat 
Anteil an der Lebensgeſtaltung in Reich, Pariei, 
Weltanſchauung, Kultur, Arbeit, Wehrmacht uſw. 


Wir zerſchlugen die liberaliſtiſche Überheblichkeit 


des individualiſtiſchen Rechtsdenkens, das letzten 
Endes auf eine völlige Atomiſierung und Zerſetzung 
des Gemeinſchaftsdenkens und Gemeinfchafts- 
handelns hinauslief. Glück und Freiheit des Volks⸗ 
genoften find Feine Eigenwerte. Sie find aber 
Höhfihungüter der Volfsführung. Die 
Freiheit des einzelnen Toll der ihm zukommende 
Gegenwert für feine Bereitſchaft fein, für die 


Freiheit des Volkes ſich einzufenen; fein Eigentum 


fol der ihm für feine Arbeit zufommende Anteil 
an den Gütern der Vollsgemeinfchaft fein. Dem: 
nach wird die Rechtsſphäre des einzelnen Volks: 
genofjen genau beftimmt Durch den ihm im Nahmen 
der Gemeinſchaft aufgegebenen Pflichtenkreis. 

Diefer Umbruch vom individualiſtiſch⸗liberaliſti⸗ 
ſchen Rechtsdenken, in dem der Privatvorseil, das 
Privatrecht, die rüdfichtslofe perſönliche Rechts⸗ 
fphäre gegenüber den Gemeinfchaftsbelangen über 
Gebühr hervorgehoben waren, führt nunmehr zu 
den großen Schlußfolgerungen der nationalfozia- 
liſtiſchen Geſetzgebung: 

Maſſe — Boden — Arbeit 
Mei und Ehre, 


REICHSLEITER UND REICHSMINISTER 
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Eine Sitzung gelehrter Richter unter der Karolina, der 
peinlichen Halsgerichtsordnung Karls V. (1519 - 1556) 


Nur der blutsmäßige deutſche Volksgenoſſe kann 
Träger des deutſchen Schickſals fein. Er allein, 
der feine Pflichten gegenüber der Gemeinſchaft 


- jederzeit mit Gut und Blut erfüllt, kann Rechte 


als Staatsbürger auf deutihen Boden haben, 
Das ift der Sinn der Raſſegeſetze. 

Das Bodenreht des Nationalſozialismus 
heiligt den deutfchen Volksboden als eines der 
großen, uns anvertrauten Kulturgüter., Es ſchafft 


im Erbhofbauern den Typ des felbftfieren . 


Pepräfentanten der Arbeit am Boden und für die 
Ernährung unferer Gemeinfchaft. 

Das Recht der Arbeit hat in Deutichland 
dem Arbeiter der Stirn und der Fauft wieder die 
Stellung als wefentlihen Geftalter des deutſchen 
wirtichaftlichen und fozialen Schidfals anvertrauf 
und ihn zum volltätigen, vollberufenen Mit: 
glied der völfifhen Gemeinſchaft gemacht 
und ihn befreit von der Elafienfämpferiichen Ver: 
ſtricktheit in den von falſchem GStandesdünfel 
bürgerlicher Überheblichkeit zuerſt verfchuldeten 
Zerfehungstendenzen. | 

Über diefem nach dem Geſetz der Raſſe auf 
feinem Boden felbftfiher lebenden, in feiner Arbeit 
Fameradichaftlich geſchloſſenen Volk erhebt fi das 
Deutihe Neih Adolf Hitlers in feiner ein- 
heitsrechtlichen Struktur. Es dient unter Bei⸗ 
feitefhiebung aller Überbleibfel unferer ſtaatlichen 
Geſchichte dem großen Urgut der völkiſchen Ehre 
unferer Nation, wobei unter Ehre unjeres Volkes 
die Geſamtheit der weltpolitiihen Geftaltungsmög- 
lichkeiten beinhaltet ift. 

Diefe Syſtematik unferes Rechtes nad den 
großen Gefichtspunften der fünf Subſtanzwerte: 
Raſſe, Boden, Arbeit, Reich und Ehre ftelle ich 
den alten, methodifch völlig verwahrloften, ſyſte⸗ 
matisch umftrittenen, begrifflich zerfetzten Rechts⸗ 
ſyſtemen der abgeflungenen Periode in fchärffter 
Seontftellung gegenüber. Im Namen der Bes 
wegung Adolf Hitlers rufe ich alle Parteigenofien 
auf, fih dieſe Arbeit am Rechte des National: 
Tozialismus angelegen fein zu laſſen. Die Welt 
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gefchichte enthält eine ernfte Mahnung: Diele 
Reiche find durch die geniale Tat großer Männer 
ſchon geichaffen worden, dann aber zugrunde 
gegangen, weil man zu wenig bedachte, daß ein 
Machtſyſtem volle Wirkſamkeit und die 
Kraft der Dauer nicht zulesgt nur dann 
befist, wenn es verbunden iſt mit einer 
rechtlichen Lebensordnung für die größ— 
ten und Eleinften Ereigniffe im Leben 
jedes Volksgenoſſen. Weltanfhauliche Syſteme 
werden nad großen, logiich gefolgerten Geſichts⸗ 
punften aufgebaut. Die Verwirklihung der Welt: 
anſchauung in einem Volk wird aber vor allem 
fichergeftellt durch den Umftand, daß in jeder Form 
des völkiſchen Gemeinfchaftslebens, in den Eleinften 
wie in den größten Vorgängen, das Recht der 
Elarfte Ausdrud des Machtwillens völkiiher Schid- 
falsgeftaltung ift. Keine Macht ohne Recht, ſowie 
andererfeits natürlich Fein Recht durchgefeßt werden 
kann ohne Macht. 


Il. 
Der Programmpunft 19 


Sür uns Nationalfozialiften. ergibt ſich daraus 
die unabweisbare Notwendigkeit, daß dem Punft 19 
unferes nationalfozialiftiichen Parteiprogramms 
nicht etwa eine abftrakte, vechtsformulierende Be: 
deutung zukommt, fondern daß die Forderung nad) 
der Durchſetzung des deutichen Gemeinrechts die 
Verwirklichung des Nationalfozialismus felbit in 
der Eleinften Sphäre des volksgenöſſiſchen Dafeins 
bedeutet. 

Die Partei bat im Punkt 19 ihres Programms 
vom Führer jelbft die Verpflichtung erhalten, den 
Kampf um die Durchſetzung des deutfchen Gemein- 
rechts mit derfelben Entfchiedenheit zu führen, mit 
der alle weltanfchaulichen, ſtaats⸗, Eultur- und foztal- 
politiichen Belange des deutihen Volkes von der 
NSDAP. verfochten werden follen*). 


Punft 19 des Parteiprogramms enthält in feiner 
Sormulierung „Wir fordern Erſatz für das der 


materialiftifhen Weltordnung dienende römi⸗ 


Ihe Recht duch ein deutiches Gemeinrecht“ einen 
Hinweis auf einen für Sjahrbunderte deutjcher 
Rechtsgeſchichte entfcheidenden Vorgang, nämlich 
die „Rezeption“, d.h. 


die Übernahme fremden Rechts, 


des Rechtes des ſpäten römiſchen Weltreihs und 
des Eanonifchen Rechts, d. h. des Eatholiichen 
Kirchenrechts. 

Seine Wurzel hatte diefer ſchickſalsſchwere Bor: 
gang in der Entftehung eines rechtsgelehrten 
Richtertums. Die Kenntnis des fremden Rechts 

*) Eine zufammenfafjende Darftellung der Rechtsaufgaben, 
die der Nationalfozialismus bereits erfüllt hat, und der Pro- 


bleme, die noch zu löſen bleiben, habe ich in meinen im Zentral⸗ 
Berlag der NSDAP. erihienenen Schriften „Rechtsgrund 


legung des nationalfozialiftiichen Führerftantes”, „National: 


fozialiftiihe Strafrehtspolitif” und „Recht und Verwaltung‘ 
gegeben. Ich kann an dieſer Stelle nur darauf verweilen, 
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wurde durch die Rechtsſchulen Italiens vermittelt, 
deren Weltruf auch aus Deutſchland zahlreiche 
Schüler anzog. Die hier fremdrechtlich geſchulten 
Suriften gelangten bald am Hofe des Königs zu 
Einfluß; er hörte in Angelegenheiten, die er perfön- 
lich entichied, ihren Nat; fpäter aber wählte er 
auch die Räte, mit denen er fein Kammergericht 
befeßte, zum Teil aus den Kreifen der Nechts- 
gelehrten aus, Als im Jahre 1495 das Reichs⸗ 
Fammergericht gegründet wurde, ließ man die Bei⸗ 
figer, die zur Hälfte Rechtsgelehrte fein follten, 
fhwören, zu richten „nad des Reichs gemeinen 
Rechten“, eine Formel, in der das römische Recht 
inbegriffen if. Nachdem des oberfie Neichsgericht 
vorangegangen war, mußten die Zerritorial: und 
Stadtgerichte in ihrer Eigenfchaft als untere In⸗ 
ftanzen notgedrungen nachfolgen. Das fremde Necht 
fand dann fpäter vor allem Unterfiügung an den 
Univerfitäten, die in Deutſchland feit der 
Mitte des 14. Jahrhunderts entftanden waren. 


Die Lehrer an diefen Univerſitäten widmeten 

fich nur dem fremden, zunächſt dem kanoni⸗ 

fchen, feit dem 15. Jahrhundert auch dem 
römischen Recht. 


Auf dem fremden echt berubte die Spruch⸗ 
praris der juriftiihen Fakultäten, mit der Diele 
zum Teil an die Stelle der alten Oberhöfe traten. 
Zugunften des fremden Mechtes wirkte weiterhin 
eine ausgedehnte jnriftifche Literatur, Schließlich 
aber wurde das fremde Recht auch vor allem von 
den Königen gefördert, die in einem univerfalifti- 
ſchen Recht ein Gegengewicht gegen den immer 
gefährlicher um fich greifenden Partifularismus der 
Stammesfürften erbliditen. 


Nicht die inhaltliche Dürftigkeit des deutſchen 
oder die Überlegenheit des römischen Rechts bildete 
- die eigentliche Iriebfeder der Übernahme fremden 

Rechts; das zeigt der Widerftand, den gerade Die 
wirtfchaftlich bedeutenden und politiih unabhän- 
gigen Städte, wie Kübel, Bremen, Hamburg, 
Magdeburg und DBraunfchweig, dem Eindringen 
des fremden Rechts entgegenfehten. Wohl aber 
findet fie zum Zeil ihre Erklärung in dem äußeren 
Zuſtand des deutichen Rechts, dag eine unheilvolle 
Zeriplitterung aufwies, während die Entwidlung 
des größeren Verkehrs ein einheitliches Recht 
fordert. 


Wie aber konnte es überhaupt dazu Fommen, 
daß man fremdes, nicht heimiſches echt anwandte? 
Es lag das hiftorifch vor allem an dem Aufkommen 
der Überzeugung, daß das römische Recht auch in 
Deutſchland Anspruch auf Geltung habe, weil das 
Heilige Römiſche Reich Deutiher Motion eine 
Fortſetzung des alten römifchen Reiches bilde, daß 
demnach die Geſetze der römiſchen Kaifer neben 
ben Geſetzen der deutſchen Könige Kraft hätten. Im 
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übrigen aber beruhte der Vorgang der Nezeption 
auf der Borftellung, daß es ein für alle Völker 
gleichmäßig. geltendes Recht geben könne, das der 
gelehrte Juriſt der damaligen Zeit eben im „Cor- 
pus Juris” zu finden vermeinte, 


Durch den Punkt 19 des Partei- 
programms wird der Idee eines 
univerfaliftifchen Weltrechts der 
Kampf angefagt und ihe der Ge⸗ 
danke einer nationalfozialiftifchen 
Rechtsoroͤnung, die aus eigener 
völfifcher Art erwachfen ift, eben 
die Joee eines „Deutfhen Gemein- 
| rechts” entgegenfeßt. 

Denn bie größte Gefahr der Nezeption erwuchs 
aus der Tatſache, daß die Übernahme dieſes für 
viele Völker und Raſſen geltenden Verkehrsrechtes 
den Gedanken zerfiörte, daB jedes Recht, das vom 
Volke verftanden und anerkannt werden fol, art: 
gebunden fein muß. Die Übernshme des fremden 
Rechts in Deutichland bereitete damit den Boden 
für jene Gedanfengänge vor, die fpäter in Aus- 
wirkung der Franzöſiſchen Revolution in das 
deutſche Rechtsleben eindrangen und bie vielfach 
erſt vollendeten, was die Übernahme des römifchen 
Rechts im 15. und 16. Jahrhundert nur vorberei- 
tet hatte, = 

Die Überfremdung unferes Nechtsdenfens bes 
ſchränkte ſich nicht anf die Übernahme des römi⸗ 
ſchen Rechts, fondern erſtreckte fih auch auf das 
fononifhe Recht. Einen ganz befonders un- 
heilvollen Einfluß hatte die fih um die Wende 
des 15, und 16. Jahrhunderts vollzichende Über: 
nahme der Grundſätze des Fanonifchen Inquifitions- 
progefies, die in der Constitutio Criminalis 
Carolina (1532) ihren Niederſchlag fanden und 
durch die jene undeutiche Form eines heimlichen 
und fchriftlihen Strafprozeſſes geſchaffen wurde, Die 
fih am unglüdfeligften in den Heren- und Ketzer⸗ 
prozefien der nachfolgenden Jahrzehnte auswirkte. 

As man um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 


Daranging, den Strafprozeß zu reformieren, bekam 


das Deutsche Wolf wiederum nicht etwa ein Geſetz, 
das deutſchem Weſen und deutſchen Grundanſchau⸗ 
ungen entſprach, ſondern ein Geſetz, das von den 
aufkläreriſchen liberaliſtiſchen Gedankengängen der 
Franzöſiſchen Revolution erfüllt war. Im Weſten 
unſeres Reiches aber galten viele Jahrzehnte hin⸗ 


durch ſogar franzöſiſche Geſetze. Wenn wir etwa 


das Generalregiſter zum 30. bis 40. Band der 
Reichsgerichtsentſcheidungen zur Hand nehmen, ſo 
finden wir darin eine ungeheure Fülle von Ent 
ſcheidungen, die auf Grund des römischen Mechts, 
de8 Code civil, Code de commerce und anderer 
fremder Rechte ergangen find. — 














Der Gedanke an die Artgebundenbeit 
Des Rechts war verlorengegangen. So 
Eonnte der Ju de im vorigen Jahrhundert feinen 
unheilvollen Einfluß auf das deutſche Rechtsleben 
auszuftrahlen beginnen. Das Eindringen des Juden⸗ 
tums — zunächft und zahlenmäßig am flärkften in 
den Beruf des Rechtsauwalts und in die juriſtiſche 
Bachliteratur, dann aber auch in den Beruf des 
Richters — brachte bier die Entwidlung der Ent- 
fremdung von Boll und Recht zur DBollendung. 


IE, 


Suwiefern konnte nun Punkt 19 des Partei- 
programms von einem „der materiafiftiichen Welt⸗ 
auſchauung dienenden Mech” ſprechen? Soweit in 


dem Parteiprogramm vom „römiſchen Recht“ die 


Rede iſt, bedarf es einer Klarſtellung: Ebenſowenig 
wie das deutſche Recht vor 1933 und nach 1933 
auf einen Nenner gebracht werden kann, ebenſo⸗ 
wenig iſt dies auch mit dem römiſchen Recht der 
Frühzeit und dem der ſpäteren Jahre möglich. Das 


Römiſche Reich war in feinem Anfang und feiner 


großartigen Entwicklung eine Schöpfung nordi- 
difher Menſchen, die gleihen Blutes umd 
gleicher Raſſe waren wie der befte Teil unferes 
eigenen Volkes und aller abendländiſchen Kultur- 
völker. Solange diefes nordifche Blut noch vor- 
herrſchend war, folange war auch das römiſche 
Recht Ausdruck der nordiſchen Führerſchicht und 
mit unſerem eigenen Weſen verwandt. Mit der 
immer größeren Ausdehnung des Römiſchen Reiches 
und infolge der nie abreißenden Kriege an ſeinen 
Grenzen war es unvermeidlich, daß das nordiſche 
Blut ſich immer mehr verbrauchte und dement⸗ 
ſprechend immer größere Zugeſtändniſſe an Die 
unterworfenen Wölferfchaften gemadt werden 
mußten. Nun bildete nicht mehr die einander art- 
gleiche nordiſche Führeripicht die Klammer des 
römifchen Imperiums, fondern ein ſtaatlicher 
Madtapparst und ein Weltrecht, das für das 
ganze Reich Gültigkeit haben follte. Nachdem alle 
raſſiſchen Schranken gefallen waren (fiehe u.a. 
„Schulungsbrief“ 4/39, Bildfeite 3), hatte dieſes 
Weltrecht nur noch die Aufgabe, Handel und Wan⸗ 
del, Güterverkehr und Leiſtungsaustauſch innerhalb 
des Miefenreiches in geordneten Bahnen zu lenken. 











Um die rechtliche Klammer des zerfallenden Meiches 
zu ftärfen, wurde das fo geſchaffene Verkehrsrecht 
in einer einheitlichen Kodifikation zufanmengefaßt, 
die zu Beginn des 4. Jahrhunderts n. Ztr. ge 
Ichaffen wurde: - 

- Das Corpus Juris. 


Diefes von allen raffifhen Bindungen gelöfte 
fpätrömifche Verkehrsrecht wurde dann in ber 
fpäteren Zeit und namentlich von einzelnen Schrift: 
ftellern zu einem abftraften Begriffsipftem über: 
fleigert, das aus den römiſchen Quellen abgeleitet 
wurde und zu einer Überfhäsung des Begriffes 
führte, der, jeder rechtspolitiigen Wertung ent⸗ 
Eleidet, in der deutſchen Rechtslehre zur Grundlage 
für die Gewinnung neuer Rechtsſätze erhoben 
wurde. Das bat in Dentichland zu einem Giege 
der formalen Rechtshandhabung auf Koften der 
rechtspolitiſchen Wertung geführt. Eine Berück⸗ 
fihtigung der legteren erſchien als unwiſſenſchaft⸗ 
licher Dilettantismus. Die wertfreie Begriffswelt 
des Pandektenſyſtems wurde damit zum. Jnſtru⸗ 
ment, mit dem jede politifhe Strömung nad Be⸗ 
Lieben in ihrem Siune zu verfahren vermochte, da 
das Recht als formales Begriffsſyſtem in völlige 
Unabhängigkeit von der materiellen Gerechtigkeit 
geraten war. Ein ſolches Rechtsſyſtem konnte aber 
weder ein Bollwerk gegen die Überfeigerungen des 
Liberalismus, noch ein ſolches gegen andere zer- 
feßende Einflüffe fein, da jede politifhe Steömung 
in der Lage war, die leeren Begriffsſchablonen in 
ihrem Sinne auszufüllen und auszulegen. Das iſt 
alfo das materinliftifche römiſche Recht, gegen das 
ſich das Parteiprogenmm ausfpricht und gegen das 
der Mechtsfampf der nationalfozialiftiichen Bewe⸗ 
gung fich richtet. 

— 


Im Jahre 1920, als der Führer ſein Pro— 
gramm verkündete, galt in Deutſchland römiſches 
Recht nicht mehr in der Form, daß es von den 
Gerichten unmittelbar angewandt worden wäre. 
Geblieben war aber jener unfelige Geift 
der Abſtraktheit, des Formalismus, ber 
Lebensfremdheit, der das ganze Volk von 
vornherein mit größtem Mißtrauen erfüllte gegen 
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€: alter indifcher Rechtsgrundſatz aus nordifcher Vorzeit lautet: „Recht und Unrecht 
gehen nicht umher und Jagen: das find wir. Recht ift das, was arifche Männer für 
recht finden.” Dadurch ift die heufe vergeffene Urweisheit angedeutet, daß Recht ebenfo- 
wenig ein blutfeeres Schema ift wie Religion und Kunft, Jondern für ewig an ein 
gewilfes Blut geknüpft ift, mit dem es erfiheint und mit dem es vergeht. | 
Filfeed Rofenberg, „Der Mythus des 20. Jahrhunderts” 
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Richter und Urteiler bei der Tagung 

Sie deuten auf die Sonne, zum Zeichen, daß fie bis zu deren 

YUntergange warten müffen. Zeichnung aus dem Heidelberger 
Sachſenſpiegel. Handfhrift 13. Jahrhundert. 


alles, was mit dem Necht zuſammenhing. Es galten 
Geſetze, die zwar in deuticher Sprache gefchrieben 
waren, die aber in großem Maße von fremd⸗ 
rechtlichen und insbefondere fpatrömischen Rechts⸗ 
gedanken beeinflußt waren. Um diefen Einfluß des 
römischen Rechts auf die deutſche Geſetzgebung feſt⸗ 
zuſtellen, brauchen wir lediglich etwa die Motive 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch zur Hand zu nehmen, 
um hier zu ſehen, wie viele Rechtsgedanken, die nicht 


deutſchrechtlicher Natur waren, ihren Niederſchlag 


in dem am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen 


Bürgerlichen Geſetzbuch gefunden haben. 


Was aber beinahe noch weſentlicher war, iſt, daß 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches ſich auf ſeiten des Juriſten keine weſentliche 
Anderung vollzog. Vom Studiengang angefangen 
bis zur juriftifchen Praris des täglichen Lebens 
blieb alles beim alten. Der Sünger der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft mußte nach wie vor fein Studium mit 


dem Corpus Juris als dem vermeintlih ewig 


gültigen Vorbild beginnen. Seine Gedantengänge 
wurden dadurch in Bahnen gelenkt, die mit deut: 
fcher Art nichts gemein hatten; und der „juriſtiſche 
Stil”, den er ſich auf der Hochſchule zulegte, mußte 
dem Verſtändnis des deutſchen Volles ewig fremd 
bleiben. Und geblichen war vor allem — der 
Jude! 


IV. = 


Dieſe Zeit iſt nun vorbei. Die Macht des 
Juden in Deutfchland ift gebrochen. Im Dienfte 
der großen Werte unferes Volkes wird die neue 
deutsche Rechtsordnung beherrfcht werden von dem 
in unferer nationalfozialiftifchen Weltanſchauung 
liegenden Prinzip der Volksgemeinſchaft. 
Damit erhalten die Gemeinichaftsinterefien wieder 
ihren Vorrang vor den Belangen. des einzelnen, 
gemäß der Forderung des Parteiprogramms: Ge: 
meinnugß geht vor Eigennuß. Die Gemein- 
Schaft felbft aber findet ihre natürliche Gliederung 
nach dem germanifchen Prinzip von Führung und 
Gefolgfhaft. Dem Gedanken, daß alle Ehre 
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von der Treue kommt, iſt wieder fein beherr⸗ 


fchender Einfluß gefihert. Neue volkstümliche Ger 


jege werden die Kluft zwiſchen Volt und Recht 
ſchließen. Aus dem Nechtswahrerfiande ift auch 
der letzte Jude ausgemerzt, fo daB dieſes deutſche 
Recht auch von deutfchen Rechtswahrern angewandt 
wird. Dem nationalfozialiftiihen Volksrichter als 
Verwirklicher der Mechtsordnung bat als das 
höchſte Ideal vorzufchweben der Gedanke der Ge- 
rechtigkeit, denn ohne Gerechtigkeit ift Feine Ge- 
meinfchaft denkbar. Für diefe Gerechtigkeit ift aber 
nicht der Orundfak des Marxismus beftimmend 
„Allen das Gleiche”, fondern der Grundſatz „Jedem 
das Seine”, Was aber Recht und Unrecht ift, 
beftimmt fich nah dem Grundfak: 


„Recht ift, was dem Volke nütst, Unrecht, 
was ihm fchadet.” 





Alfred Kofenberg: 


Hi man ſich vor Augen, wie fruchtbar und 
lebenfpendend einft altgermanifches Recht ge- 
weſen ift, jo wird man die Drofjelung der rechts- 
Ichöpferifchen Kräfte des deutfchen Volkes in feinem 
ganzen unheilvollen Umfange erft recht würdigen. 


643 erfchien das Langobardenrecht König Rotha⸗ 
ris und zeugte eine große Anzahl blühender Rechts- 
ſchulen mit dem Zentrum in Pavia. Die Redhts- 
verfaffungen der fpäteren Städteverbände der Lom⸗ 
bardei und in Deutfchland gehen auf diefe Lango⸗ 
bardenſchöpfung zurüd. Die Franken, Alemannen 
uſw. trugen bei ihren Wanderungen auch ihre 
raſſiſchen Rechtsauffaſſungen mit ſich und ver- 
drängten das altrömiſche Recht. Späteres Ver⸗ 
ſickern des fränkiſchen und bayeriſchen Blutes för⸗ 
derte das ſpätrömiſche Recht erneut. Die „große“ 
Franzöſiſche Revolution bedeutete die Vernichtung 
der germanischen Beftandteile und KRedhtsauf- 
faffungen. Seitdem ift „Frankreich“ jüdiſch⸗römiſch 
beftimmt. Sachenrecht ſchuf England. Norman⸗ 
niſches Recht bildete die Grundlage des altruffifchen 
Staates. Germanifches Recht ſchuf Leben und 
Sitte in den GOftfiedelungen des Ritterordens, 


ſpäter der Hanfa. Deutfche Städteverfaffung formte 


das kommunale Weſen felbft in der Ukraine. 
Lübifches Recht beherrfchte und kultivierte Reval, 
Riga, Howgorod am Woldyow. Das Magdeburger 
Recht ſchuf den Unterbau des polnischen Staates. 


Jo 

















Die. feit der Aufnahme des römifhen Rechts 
in Deutfchland beftebende Spaltung zwilchen dem 
geichriebenen Recht der Gefeke und der Nedhfs- 
auffaffung des Volkes führte in den Nachkriegs⸗ 
"jahren durch das völlige Verſagen unferer Gefeße 
gegenüber dem fi hemmungslos austobenden, die 
Volksgemeinſchaft aufs fchwerfte bedrohenden Libe- 
ralismus Eulturellee und wirtfchaftligder Prägung 
zu einer Juſtizkriſe größten Ausmaßes. 

Die deutfhe Rechtswiſſenſchaft hatte die Er- 
kenntnis der gegenfeitigen Abhängigkeit von Raſſe, 
Sitte und Recht verloren, fie war rettungslos dem 
fogenannten -,‚Gefeßespofitivismug‘ verfallen und 
entwürdigte das Recht zu einem abfiraften De 
griffsſyſtem. | 

So war die Lage, als der Führer am 20. Fe 
bruar 1920 in einer Maflenverfammlung im Hof- 
bräuhaus zu München die 25 Punkte des natfio- 


nalfozialiftifchen SParteiprogramms zum erftenmal . 


verfündete und in Punkt 19 den Erfak des römi- 
Shen Nechtes durch ein deutſches Gemeinrecht for- 
derte. Damit hatte auch auf dem Sektor Recht 
der Kampf um die Meugeftaltung des deutſchen 
Lebens nah den Grundfolgen der nationalfozia- 
liſtiſchen Weltanfhauung begonnen. 


Neben der ideologischen Seite ift für die Auf 


nahme der Forderung nach einem deutfchen Ge- 


meinrechf in das Programm der Partei au die 


gefhichtliche Erkenntnis maßgebend geweſen, die 


Meichsleiter Dr. Frank einmal in einer Nede wie 


folgt umfchrieben hat: 

„Nevolutionen laſſen fi ſehr viel bequemer und 
im Augenblick vielleicht auch nachdrücklicher mit Ges 
weltanwendung durchſetzen als in Form des Rechts⸗ 
faßes, aus diefer Bequemlichkeit der Methodik fol- 
gen viele gefchichtliche Fehler, die zur Folge hatten, 
daß große revolutionäre Unternehmungen, die mit 
großem Elan unternommen wurden, unfergingen, 
weil die Gewalt als Ausdrud der Stärke mit dem 


Ülterwerden des dieſe Gewalt ausübenden Armes 


ſchwächer wird, und weil im gleichen Maße der 
MWiderftand der traditionellen, Eonfervativen Macht 


zunimmt. Es ift Aufgabe der Partei, die revolus 








DR+ LUDWIG FISCHER? 


tionären Willensinhalte des Nationalſozialismus 
in Form des Mechtsfages zur ſelbſtverſtändlich 
geübten, allgemein anerkannten und durchſetzbaren 


Gemeinſchaftsordnung unferes Volles in die Zu 


kunft hinein auszubauen.‘ 


So ift der Rechtskampf der Partei von einer 
unerhört wichtigen Bedeutung für den Beſtand 


des Dritten Meiches. 


Träger diefes Kampfes find Männer der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Bewegung, die genau ſo wie 
unzählige andere ihr Vermögen, ihren Beruf, 
ihr Blut und ſogar ihr Leben opferten für den 


Führer und ſeine Idee. Theodor von der 


Pfordten iſt der Blutzeuge der nafionalfozia- 
liſtiſchen Rechtskämpfer. Er iſt ihr Vorbild und 
Ziel. Denn das deutſche Recht, wie wir Natios 
nalfozialiften es fordern, kann nur die Schöpfung 
von Männern fein, die mitten im Leben der deut- 
fhen Volksgemeinſchaft fliehen und als aktive 
Nationalſozialiſten die Notwendigkeiten des völ—⸗ 
fifchen Zufammenlebens Fennen. 

Aber der Rechtskampf der Bewegung vor der 
Machtergreifung hatte noch eine andere Bedeutung, 
nämlich die des Kampfes der Bewegung um ihr 
Recht, das heißt um das Recht als politiſche Partei 
in der „freieſten der Demokratien“, genau ſo wie 
alle übrigen Parteien, ihre Lehren und ihre Ziele 
zu verfolgen. Uns allen iſt noch in Erinnerung, 
wie ſchamlos die damaligen Machthaber das Recht 
mißbrauchten, um mit Hilfe von Geſetzen den 
Siegeszug der Partei aufzuhalten und zu bekämp⸗ 
fen. Uns allen ſind noch die Notverordnungen 
bekannt, die ſich ausſchließlich gegen die Partei 
richteten und die es dem einzelnen nafionalfsziali« 
ftifchen Kämpfer durch Androhung brutaler Strafen 
unmöglich machen follten, feinen Kampf zu führen. 
Es gehörte ſchon der fanatifhe Glaube an den 
Führer und feine Bewegung dazu, fid) damals als 
Rechtswahrer auf die Seite der Partei zu ftellen. 
Und e8 waren auch nur wenige Kämpfer, die Diefen 
Kampf als Vertreter und Verteidiger der Partei 


führten. Mit der Devife „Über der Unabhängig- 


feit der Gerichte fleht die Staatsräſon“, wurden 
Richter und Staatsanwälte zu Urteilen gezwungen, 
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die nichts anderes als bitterfies Unrecht waren. 
Die wenigen nationalfozialiftifchen Anwälte damals 
verfeidigten QIaufende und aber Iaufende Partei- 
genoffen gegenüber diefer Willfür. Sie hatten da- 
bei gegen den fofort von der anderen Seite durd- 
geführten Boykott zu Fampfen und brachten Opfer, 
mit denen fie fih ruhig zu den übrigen Kämpfern 
der Bewegung ftellen Fönnen. 


Die Parteiführung hat die Bedeutung diefes 
gegen die Bewegung und ihre Glieder entfachten 
Kampfes natürlich fofort erfannt, und ſo beauf⸗ 
tragte der Führer ſeinen Rechtsberater in vielen 
Prozeſſen, den damaligen Rechtsanwalt Dr. Hans 
Frank Il, am 31. Oftober 1930 mit der Sei- 
fung der neu errichteten Rechtsabteilung der 
Meichsleitung der NSDAP. 

Aufgabe diefer Abteilung war: 

l. Die zivile, firaf- und verwaltungsrechtliche 
Vertretung der Meichsleitung der NSDAP. und 
des Vereins Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Ar⸗ 
beiterverein e. V. 

2. die Organisation und Leitung des Rechts—⸗ 
fchußes für die Mitglieder der Bewegung. 

Infoweit rechtliche Intereffen der Gefamtbewe- 
gung, der Meichgleitung oder des Nationalſozia— 
liſtiſchen Deutfchen Arbeiter-DVereins in Frage 


famen, unterftanden fämtliche Gliederungen und 


Einrichtungen der Partei der Neichsleitung-Nechte- 
abteilung und hatten ihr alle notwendigen Aug- 
künfte zu erteilen und rechtliche‘ Stellungnahmen 
zu ermöglichen. 

Die Bedeutung, die man der Rechtsabteilung 
der Reichsleitung beilegte, geht aus der unmittel- 
baren Unterftellung ihres Leiters unter den Führer 
hervor. 

Mit der Verfehärfung des politiſchen Kampfes 
in den Jahren 1931 und 1932 wuchs die Be—⸗ 
Deutung des Mechtsfchußes immer mehr. Die 
Rechtsabteilung der Neichsleitung führte mit Hilfe 
einiger weniger Rechtsanwälte im ganzen Neid) 
in Zehntaufenden von Fällen die Verteidigung von 
angeflagten Kämpfern der Bewegung durd. Für 
die Finanzierung bradte die Partei damals be- 
trächtliche Geldfummen auf. 

Noch gefährlicher als diefer Kampf gegen den 
einzelnen Parteigenofien waren die Angriffe, die 
darauf abzielten, die Partei in eine Lage hineinzu- 
führen, die es geftattete, fie für illegal zu erflären 
und damit zu verbieten. Auch diefer Kampf wurde 
von den Gegnern geführt mit Hilfe des Miß— 
brauchs der Gefeße und der Gerichte. Zahlreiche 
Prozeſſe gegen führende Parteigenoffen dienten 
ausſchließlich dieſem Zweck. Es follen bier nur 
ganz kurz zwei der bedeutendften Prozeſſe diefer Art 


geftreift werden: der — — Prozeß“ und 


der „Reichswehr⸗Prozeß“. 

Vor dem großen Schöffengericht in Schweidnitz 
begann am Vormittag des 3. Dezember 1929 der 
Rieſenprozeß gegen eine größere Anzahl von Natio- 
nalfozialiften, denen fehwerer Landfriedensbruch, die 
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Sprengung einer Berfammlung und blutige Ge- 
walttaten zur Laſt gelegt wurden. Bei dem Land- 
friedensbruchprogeß handelte es fih um. ſchwere 
tumultuariſche Vorgänge, die ſich am 27. Septem- 
ber 1929 in Schweidniß abgefpielt hatten und da- 
mals zu blutigen Zufammenftößen zwifchen Natio⸗ 
nalfozialiften und dem Meichsbanner führten. Die 
weitere Folge diefer Vorgänge war das von der 
MNegierung ergangene Verbot und die Auflöfung 
der Ortsgruppen Schweidniß, Breslau, Walden- 
burg, Sreiburg, Strehlen und Striegau der Natio- 
nalfozialiftifchen Arbeiterpartei, die großes Auf- 
fehen erregten, da zur Begründung diefer Verbote 
angeführt wurde, sah die betreffenden Ortsgruppen 
bewußt und gewollt fid) zur Begehung von Gemwalt- 
taten zufammengefchloffen und diefe Gewalttaten 
fnftematifch vorbereitet hätten. Um dieſe Feſtſtel⸗ 
lung ſollte es ſich auch in dem großen Prozeß in 
Schweidnitz handeln und weitergehend auch zugleich 
die Frage aufgerollt werden, wie weit die Hitler—⸗ 
Dartei im Prinzip ihre geheimen Lofungen zur Be⸗ 
gehung von Gewalttaten ausgegeben hatte; denn 
darauf nahm die von der Staatsanwaltfchaft aus⸗ 
gearbeitete AnElogefchrift unter wörtlicher Anfüh- 
rung der betreffenden Allgemein - Befehle der 
NSDAP. befonders Bezug. So gewann der 
Schweidnitzer Prozeß aus drei Gründen von vorn- 
herein eine befondere Bedeutung: 1. e8 handelte 
fi) um einen Rieſenprozeß mit 16 Angeklagten 
und über 200 Zeugen, der größte Beachtung in 
der gefamten deutfchen Preſſe fand, 2. der zugrunde 
liegende Sachverhalt war geradezu ein Muſterfall 
einer Saalſchlacht, 3. es ſtand die Frage zur Ent- 
fheidung, ob die NSDAP. generell geheime Lo- 
jungen zur fpftematifchen ‘Begehung von Gewalt: 
faten ausgegeben hatte. Schon aus dem Iekten 
Grunde zeigt e8 fich, daß der Prozeß nicht nur gegen 
die angeflagten Parteigenoffen geführt wurde, fon- 
dern die Verhandlung eigentlich gegen die national- 
ſozialiſtiſche Arbeiterpartei ſelbſt gerichtet war, um 
in dieſem Verfahren Tatſachen zu entdecken, die ſich 
zu einem Vorgehen gegen die — in ganz 
Deutfchland eigneten. 


Es war Flar, daß die Partei ebenfalls die Ab- 
fihten der Staatsanwaltfchaft erkannte. Sie 
beauftragte deshalb Dr. Frank mit der Übernahme 
der Verteidigung. Auch Dr. Frank Tieß feinen 
Zweifel über den eigentlichen Sinn und Zweck der 
Verhandlung: „Dieſer Prozeß wird nicht gegen 
die Angeflagten geführt, fondern gegen den Natio— 
nalſozialismus für den Novemberſtaat“, fo ſagte 
Dr. Trank einmal im Laufe der Hauptverhandlung. 


Rechtsanwalt Dr. Frank ſetzte in diefem Pro⸗ 
zeß die Vernehmung des Führers durch, und am 
13. Dezember machte der Führer ſeine Ausſage. 
Der Führer gab eine Erklärung über den Sinn 
und den Charakter der von ihm an die Sport- 
abteilungen erteilten Befehle. Er ſprach vom all- 
mählichen Werden der Bewegung und ihrem Kampf 
gegen die politifche Zerriffenheit des Reiches: 
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„Dir waren politifch nicht belaftet, aber trotz⸗ 
dem richtete man damals ftarfe Angriffe gegen 
uns. Eine Staatliche Hilfe war nicht zu erhoffen. 
Wie waren zum Selbftfhut gezwungen. Es 
war notwendig, die Hilfe Jo zu organijieren, 
daß daraus Fein ungejetlicher Widerftand gegen 
den Staat zuftande kam. Ich bin felbft zu ſehr 
Soldat, um mit Gewalt gegen eine Staats- 
organijation anzufämpfen. Es wäre ein uner- 
hörter Mahnfinn, gegen diefe Organifations- 
gewalt eine Begengewalt einzuſetzen. Indeſſen: 
die Staatsgewalt verjagte volllommen, wenn 
es ſich um den öffentlihen Schub des Staats- 
bürgers handelte. Wenn Derfammlungen durd) 
Störenfriede gejprengt wurden, Jo griff die 
Staatsgewalt erft nachträglich ein. Die Stören- 
friede hatten aber ihren Zwed erreicht. Das 
aber wollen wir verhüten. In gewiſſer Hinficht 


hat die nationalfozialiftifche Bewegung von dem 


Schickſal anderer Parteien lernen müffen. Der 
Marzismus verftand es, mit Hilfe weniger 
Bataillone einen ausgeſprochenen Terror aus⸗ 
zuüben. Die Derfammlungen der Hationalfozia- 
liften wurden als eine Provokation des Proleta- 
riats angejehen und verboten. Auch in anderen 
Sällen wurde das „Proletariat” gegenüber den 
Klationalfozialiften einjeitig bevorzugt und be- 
ſchützt. Die Erziehung der Partei ging darauf 
hinaus, den Bürger zu ſchützen, ſich nicht wehr- 
los von ihren Rechten wegdrängen zu lafjen. 
Die Örganifation will das Recht der Straße 
verhindern, und aus diefem Grunde muß fie 
fi) Jelbft wehren. Es ift unerhört, wenn man 
glaubt, daß Menfchen, die im Krieg ihre 
Pflichten getan haben, verpflichtet ſind, ſich wehr- 
los niederfohlagen zu laffen, ohne vom Staat 
befchütst zu werden. Die Örganijation zählt 
gegenwärtig ungefähr 130000 Mitglieder. Ich 
bin für alle diefe Mitglieder verantwortlich und 
trete für fie ein. Jede Gruppe hat das Recht 
der Propaganda, Jolange fie nicht gegen die 
Gefete von Moral, Religion und ftaatliche 
Örganijation verftößt. Es ftand uns von Anfang 
an fern, eine Geheimorganifation zu gründen, 
fondern eine Organijation, die für jedermann 
offen fichtbar war, eine Örganijation, die nicht 
hinter verfchloffenen Türen berät, wie man eine 
Regierungskrife bejeitigen kann. Die Örgani- 
Jation kann von jedem ftudiert werden. Es ift 
eine meiner Hauptaufgaben, daß die Örgani- 
fation ſich Keinen Mord oder fonftige Gewalt- 
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taten zufhulden kommen läßt. Querköpfe, die 
dagegenarbeiten, werden rückſichtslos aus der 
Parteiausgeftoßen. Das ift das Jiel der National⸗ 
ſozialiſten: Der Grundſatz unſerer Partei iſt 
nicht, andere Parteien zu hemmen, ſonoͤern die 
eigene zum Aufſtieg zu bringen; nicht andere 
Parteien zu ſprengen, fondern der eigenen 
Partei Gehör zu verfhaffen. Ih will alle 
Deutfchen gewinnen, die mit Herz, Seele und 
Derftand zu unferer Örganijation gehören. Die 
Idee der nationalfozialiftifchen Partei ift un 
widerftehlich, weil fie eine Idee der nadten 
Dernunft und des reinften Idealismus ift." 


Vorſitzender: „Ihre Organifation ift alfo Feiner- 
lei Geheimorganifation? Sie teilt ihre Arbeit in 
Selbftfhus und Propaganda?” 


Hitler: „Ja.“ 


Das Ergebnis des Prozeſſes war ein vollendeter 
Zriumpb für die Verteidigung. Angeſichts der 
fchweren Anflage war der Urteilsfprud ein 
ſchwacher Kompromiß, um zu reiten, was noch zu 
reften war. Neun Angeflagte wurden frei 
geiprochen, drei Angeklagte zu Geldftrafen verur- 
teilt, während nur vier Angeklagte zu verhältnis. 
mäßig bedeutungslofen Gefängnisftrafen verurteilt 
wurden. Der eigentliche Zwed des Progefles, der 
Partei die Dllegalität nachzuweiſen, war überhaupt 
nicht erreicht. 


Noch gefährlicher für die Bewegung war der 
Leipziger „Neichswehr-Hochverratsprogeß”. 

Im September 1930 hatten fih vor dem 
4. Senat des Meichsgerichts drei junge Meiche- 
wehroffiziere zu verantworten, die im Verdacht 
ftanden, im Auftrag der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutfohen Arbeiterpartei den Verſuch gemacht zu 
haben, nationalfozialiftifche Zellen in der Reichs⸗ 
wehr zu bilden. Der Zweck diefes Prozefles war, 
den vernichtenden Schlag gegen die NSDAP. 
und gleichzeitig gegen die verhaßte Reichswehr zu 
führen. Der Leipziger Reichswehrprozeß mußte 
den Beweis der Illegalität der NSDAP. 
erbringen, die Partei des Führers mußte verboten 


werden, nur fo war das flürgende Syſtem zu 


retten. 


Auch dieſer unerhört gefährliche Angriff gegen 
die Bewegung wurde abgewehrt. Dem Rechts⸗ 
berater Adolf Hitlers, Rechtsanwalt Dr. Hans 
Frank II, gelang es wiederum, die Vernehmung 
des Führers durchzuſetzen, und am 25. September 
beſchwor der Führer nach den bekannten, längeren, 
eindringlichen Ausführungen die Legalität der Be 
wegung. 

Sp fahen fi) die Gegner der NSDAP. in 
ihren Hoffnungen wiederum betrogen, und der 
Kampf gegen die Bewegung verlor allmählich auch 
jeden Schein von Net. Brutalſte Polizeiaktionen, 
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durd Feine Geſetze und Paragraphen begründet, 
wurden gegen die Führer und die Einrichtungen 
der Bewegung durchgeführt. Die Zentrale der 
Bewegung, das Braune Haus, wurde zweimal von 
der Polizei beſetzt, alles beſchlagnahmt, und end- 
ih, im Jahre 1932, entſchloß man fi, die SA. 
einfach zu verbieten, obwohl auch hierfür nicht der 





geringfte Rechtsgrund vorlag. 


Auch in diefem 
Kampf, der ſich bis in die kleinſte Ortsgruppe 
erſtreckte, ſtanden die Rechtswahrer der Partei in 
vorderfier Linie. Ihre größte Genugtuung war 
der Sieg des Führers und feiner Dewegung, der 
Sieg des deutfhen Tebensrehtes über ein volfs- 
fremdes Spitem. 


B. Franklin forderte Judengeſetze 


Sorderungen auf gefeklihe Ausfchaltung des 
Sudentums aus dem Lebensbereid der anderen 
Völker (ſ. SB. 4/39) find fo alt wie das Juden⸗ 
tum felbft und fo wenig wie die Raſſenfrage eine 
nationalfozialiftifche Erfindung. Wie zeitnah er- 
fcheinen ung die Worte Platons: „Die natür- 
Ihe Blutsgleichheit zwingt ung, die ge- 
feßlihe Rechtsgleichheit zu ſuchen.“ Wenn 
wir dem einen der wichtigften Punkte der franzöfi- 
fhen Revolutionsverfaffung entgegenhalten, ſehen 
wir den Gegenfaß zweier Welten. In diefer DBer- 
faffung beißt einer der marfanteften Süße: 


„Jeder Menſch, von weldher Farbe er 
auch fei, genießt in Frankreich alle Rechte 
eines Stanatsbürgers, wenn er die durd 
die Verfaſſung vorgefhriebenen Fähig— 
feiten, fie auszuüben, beſitzt.“ 

Doch mit der Erringung des Staatsbürgerredhts 
ift das Ziel des Juden in Feiner Weife erreicht. Er 
will die Macht über die Völker, und dort, wo er 
fie hat, bedroht er all die, die fih nicht duch ihn 
fnechten laſſen wollen, in der brutolften Weife. 
So wird in der Sowjetunion der Antifemitismug 
mit dem Tode beftraft. Stalin, ald Handlanger 
feiner jüdifchen Drahtzieher, fchreibt darüber in der 
„Prawda“ vom 30. November 1936; 

„In der Sowjetunion wird der Anti- 
femitismus als eine dem Gomwjetregime 
todfeindlihe Bewegung firengfieng ver- 
folgt. Die aftiven Antifemiten werden 
nad den Geſetzen der UdSSR. mit dem 
Iode befiraft.” 

Wo bleibt hier die demofratifche, liberaliſtiſche 
Humanität? 

In dieſer wie in vielen anderen Fragen befinden 
ſich Stalin und der gegenwärtige USA.Präfident 
Rooſevelt in einer geiftigen Front. Beide find 


Statthalter des Judentums. — Wie anders ſahen 
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jedody die Männer, welche die Vereinigten Staaten 
ſchufen, die Judenfrage. Befonderes Intereſſe ver- 
dient dag Urteil Benjamin Franflins aus 
dem “jahre 1789: 

„Es gibt eine größere Gefahr für Die Ber- 
einigten Staaten von Amerika, dieſe größere 
Gefahr, meine Herren, find die Suden In 
welchem Lande fi die Suden aud in größerer 
Unzehl je niedergelajjen re haben jie das 
moraliſche Nivean herabgedrüdt, haben fie Die 


Redlichkeit im Handel geſchmälert. Sie haben 


ih abgejondert und nicht afjimiliert. Sie haben 


über die chriſtliche Religion, auf die fih dieſe 
Nation gründet, geſpottet und verſucht, fie zu 


unterminieren. Sie haben einen Siaat im 
Staate erridtet, und wenn man ji ihnen ent- 
gegenjeßte, verjudten fie, das Land finanziell 
abzumwürgen, wie im Falle Spanien und Por⸗ 


tugal. 


Mehr als 1700 Jahre haben die Juden ihr 
trauriges Schickſal bewehkllagt, nämlich, daß fie 
von ihrem Mutterlande vertrieben worden 
ſeien; aber, meine Herren, hätte die ziviliſierte 
Melt von heute ihnen Baläftina zuräüdgegeben 
als Eigengut, jo würden fie jofort einen 
zwingenden Grund gefunden haben, 
nit dorthin zurüdzufchren Warum? 
Weil fie Bampire find, und Bampire leben nicht 
von Bampiren, fie können nit unter id jelbit 


leben. Sie müjjen von Chrijten oder anderen 
Völkern, die nit ihrer Raſſe angehören, leben. 


Wenn man fie nicht Dur) dieſe Verfaſſung aus 
den Bereinigten Staaten ausſchließt, werden 
fie in weniger als 200 Sahren in folder Dienge 
ins Land hereingeitrömt jein, dap fie uns be 
herrſchen und freſſen werden, und werden unjte 
NRegierungsjorm ändern, für die wir YAlmeri- 
faner unjer Blut vergojjen, unjer Leben, unje- 


‚ren Beſitz, unſere Freiheit hingegeben haben. 


Wenn Sie die Juden nicht ausſchließen, 


werden in weniger als 200 Jahren unfere 


Nachkommen auf den Feldern arbeiten, um die 


. Inden zu erhalten, während ſich diefe in den 
Kontoren befinden und je hlich die Hände 


reiben werden.” 


—⸗ 
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Des ——— 


Als die nationalfogialiftifihe Bewegung am 
30. Sjanuar 1933 den Weg in die politiihe Macht 
antrat, fand fie auf dem Gebiete des Rechts und 
der Mechtspflege eine ebenfo große Derwirrung 
und Unficherheit vor, wie auf allen anderen Ge- 
bieten des völfifchen Lebens. Die verhängnisvolle 
Auswirkung diefes Zuftandes war die eingefretene 


Entfremdung zwiſchen Volk und Necht, 


die ihren Ausdruck ebenfofehr in einer unheilvollen 
- Mechtsfremdheit des Volkes wie in der völligen 
Molksfremdheit von Geſetz und Nechtspflege fand. 

Diefe Entfremdung war zu allen Zeiten von 
einfichfigen Rechtswahrern als gefahrbringend und 
unbaltbar empfunden worden. Immer wieder wurde 
daher die Forderung aufgeftellt, zu den Quellen 
des deutſchen Mechts zurüczufehren und ftärferen 
Anteil am Leben des Volkes zu nehmen. Ebenfooft 
aber mußte diefer Ruf wirkungslos verhallen, da 
e8 an den erforderlihen Vorausſetzungen einer 
Mandlung, vor allem an einer ficheren welt- 
anfhaulihden Grundlage fehlte. So konnte 
Iheodor v. d. Pfordten, der Vorkämpfer eines 
deutfchen Gemeinrechts, im jahre 1921 fhreiben: 
„Die allgemeine Unficherheit in den lebten Zielen 
muß fih auch in Mechtswiffenfchaft und Nects- 
pflege übel bemerfbar machen. Zwar wird mit 
hohem Eifer nach neuen allgemeinen Grundlagen 
gefucht, und der lebhafte Kampf der Meinungen 
ſcheint auf große geiftige Regſamkeit zu deuten. 
Über der Mangel fefter Grundanfchauungen führt 


gegenüber den zahlreichen fehweren Tagesfragen zu 


einer völligen Zerfplitterung und raubt dem 
Suriftenftand die Gefchloffenheit, die er alg bedeut- 
famftes Glied des Staatsförpers in einer Zeit tief- 
greifender Erfchütterungen befonders nötig hätte...’ 
Und Meichgleiter Dr. Hans Frank fagte in feinem 
Aufruf vom Oktober 1930 „Der Kampf um deut: 
ſches Recht“: „Der Gedanfe der Zurückholung des 
deutſchen Rechtslebens auf die unverrückbar ſtehen— 
den Grundlagen unſerer völkiſchen Eigenarten und 
Bedürfniſſe prägte ſich ſeit langem ſchon ſeine 
Kampfrufe. Aber das ‚Fort mit dem römiſchen 


Recht!“ oder ‚Fort mit der Trennung von Net 


und Sitte!” oder ‚Her mit dem endlic wieder deuf- 
ſchen Recht!“ ufw. blieb eben Ieere Ddeologie, fo- 
lange die äußeren, insbefondere Tehrbeberrfchten 
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HEINRICH BARTH: 


Machtmittel der Nechtsgegenwart fi) der Tat einer 
grundfäßlichen, univerfal gefchloffenen deutichen 
Mechtserneuerung verſagen.“ 

Auch für die Wiedergefundung des Rechtslebens 
war die DBefinnung des deutfchen Volkes auf den 
Urfprung und die Quellen feiner Kraft notwendig. 
Es mußten weiter erft die organifatorifchen Vor⸗ 
ausfeßungen gefchaffen werden. Daher gibt es auf 
dem Gebiete des Mechtslebens Feine „Vorläufer“ 
in dem Sinne, daß der Nationalſozialismus ihre 
Grundſätze als Grundlage feines rechtspolitifchen 


Wollens einfach übernehmen könnte. Weder die 


Naturrechtslehre noch die hiftorifche Schule, weder 
die foziologifche Rechtsſchule noch die Freirechts— 
lehre oder fonft ein Syſtem ift für die national- 
ſozialiſtiſche Nechtspolitif verwendbar. Daher ftebt 
aud am Beginn der Neuſchöpfung unferes Rechts— 
lebens ausfchließlich der Kampf Adolf Hitlers, der 
auf dem Gebiete des Rechts feinen verbindlichen 
Ausdrud finder in Punkt 19 des Parteiprogramms: 
„Bir fordern Erfaß für dag der materialiftifchen 
Weltanſchauung dienende römische Recht dur ein 
deutfches Gemeinrecht.“ 


Deutiches Gemeinreht — 
raffegebundenes Recht 

Mit der Zielfesung der Schaffung eines beut- 
fhen Gemeinrechts, alfo eines wirklichen Volks— 
rechts, ift ung die Aufgabe geftellt worden, jenen 
Zufammenhang zwifchen Mafle und Recht berzu- 
ftellen, deffen Kenntnis in der Vergangenheit ver- 
Iorengegangen war. 

Die Erkenntnis der Notwendigkeit eines blut— 
gebundenen Rechts war früher Gemeingut des 
Yanzen Volkes. Sie fommt in unzähligen Rechts— 
jprihwörtern und Mechtsgedanfen deutlih zum 
Ausdrud. Sie ift aub die Grundlage des 
Sakhfenfpiegels, des Schwabenfpiegelst!) 

) Schwabenipiegel, feit 17. Jahrhundert übliche 
Bezeichnung für das große ſüddeutſche Rechtsbuch, dag in den 


Handihriften „Kaiſerl. Land- und Lehnreht” oder „Kailer- 
recht” genannt wird. Der Schwabenfpiegel ift nad) herrfchen- 





der Anſicht An ae zu Augsburg von einem. unbefannten. 


Verfaſſer gei hdes auf-der Grundlage der im 
Deutfhenfpieger” — 5 Umarbeitung des Sachſen⸗ 





ſpiegels verfaßt worden. Wie der Sachſenſpiegel errang auch 


der Schwabenſpiegel bald großes Anſehen und weite Ver⸗ 


breitung; er wurde ins Lateiniſche, Franzöſiſche und Tſchechiſche 


überſetzt. 
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und aller anderen älteren Aufzeihnungen deutſcher 
Rechte. 

Urſache und Folge des Verluſtes dieſer raſſen⸗ 
geſetzlichen Zuſammenhänge war die Übernahme 
fremden Gedanfengutes in das deutſche Rechts⸗ 
leben, wie fie Reichsleiter Dr. Frank in dieſem 


Heft darſtellt. Nicht zuleht das Eindringen des 


jüdifhen Elementes in die deutfche Rechtspflege 
war entjcheidend für die Entfremdung zwiſchen 
Volk und Recht. Wie der Jude planmäßig das 
Bewußtfein untergrub, daß jedes Wolf mit feiner 
eigenen Seele empfindet, fo vernichtete er auch 
planmäßig die Erfenntnis, daß jedes Volk fein art- 
eigenes Mecht haben muß. Die dee eines uni- 
verſaliſtiſchen Weltrechts ift in ihrem Gehalt ebenfo 


jüdifchen Urfprungs wie alle anderen Univerfalis- 


men. Jedes Volk muß ein ſolches Recht als fremd 


empfinden und ablehnen. ‘Denn ein Rechtsſatz, der 


nicht im Gewiffen und in der Seele des Volkes 
veranfert ift, kann nicht von ihm verftanden werden. 
Es wird daher eine ſolche Rechtspflege letztlich 


. ablehnen. 


Ging das Bewußtſein des Zufammenhanges 
zwiſchen Raſſe und Recht als eine allgemein be- 
wußte und praftifh angewandte Erkenntnis ver- 
Ioren, im Gefühl des Volkes Famen immer wieder 
einzelne Stimmen, die erfennen laffen, daß dag 


Gefühl für die Artgebundenheit des Nechts erhalten 


geblieben war. Diefes Gefühl hat fi) heute danf 
de8 Kampfes der nationalfozialiftiihen Bewegung 


wieder zur bewußten Erfenntnis verdichtet. 


Recht, Weltanſchauung, Sittlichfeit 


Wenn wir vom deutſchen Volksrecht oder vom 
deutſchen Gemeinrecht ſprechen, ſo verſtehen wir 
darunter ein Recht, das aus der Seele des deut— 
fhen Volkes kommt, das mit dem Gewiffen des 
Volkes in Einklang fteht und feinem Empfinden 
entipricht. Was aber bedeuten „Bolfsgemwiffen‘’ 
und „geſundes Bolfgempfinden”, auf bie 
jelbft in Geſetzen ausdrüdliih Bezug genommen 
wird? Wir hören oft den Hinweis, daß es in der 
oder jener Frage gar Fein einheitliches Volks— 
empfinden gebe, weil der Katholif hier anderer 
Auffoffung fei als der Proteftant, der Süddeutſche 
anderer Auffaffung als der Morddeutfche, die ‚‚ein- 
fachen Kreife des Volkes“ anderer Auffoflung als 
die „Gebildeten“. Aus dem gemeinfamen nordi- 
ſchen Anteil unferes Blutes Fommt ein gemein- 
fames Rechtsgefühl. Zu diefem vom NMational- 
fozialismus zum Erwachen gebrachten gemeinfamen 
Erbgut aber müffen wir bei der Schaffung bes 
deutſchen Gemeinrechts und bei der Nechtsfindung 
im Einzelfall zurüdfehren. Daher fann die Iekte 
Entſcheidung in diefen Fragen auch immer nur von 
der nationalfogialiftiihen Bewegung getroffen 
werden. Denn fie ift als der Führerorden der 
Nation bie bewußte Trägerin der nationalfozie- 
liſtiſchen Weltanfhauung und der Zuſammenſchluß 


derjenigen, in denen fich die urfprünglichen raffi- 
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fhen Kräfte des deutfchen Volkes am reinſten 
widerſpiegeln und verkörpern. 


Ss gelangt der Nationalſozialismus zum Ein- 


klang von Recht und Weltanſchauung. Diefer Ein- 


Hong muß notwendig vorhanden fein: Denn, wie 
ſich Raſſe und Recht nicht voneinander trennen 
lofien, fo ift aud jede Weltanfchauung Ausfluß 
roffifchen Denkens. Im Blute, als der Quelle 
allen menſchlichen Seins und Handelns, treffen 
ſich alſo Recht und Weltanſchauung. 


Damit iſt zugleich die entſcheidende Abkehr vom 
Recht des liberaliſtiſchen Staates vollzogen. Der 
liberaliſtiſche Staat glaubte weltanſchaulich neutral 
ſein zu können; er glaubte, in ſich nationale und 
internationale, bürgerliche und marxiſtiſche, mon⸗ 
archiſtiſche und republikaniſche, demokratiſche und 
autokratiſche, ultramontane, jüdiſche, pazifiſtiſche 
und ſonſtige Auffaſſungen vereinigen zu können. 
Das gilt auch für ſeine Rechtsordnung. Schon ihr 
Zuſtandekommen im Wege des Kompromiſſes 
zwiſchen all dieſen widerſtreitenden Intereſſen und 
Auffaſſungen iſt bezeichnend. Daß hier nicht von 
einer weltanſchaulichen Haltung des Geſetzes, von 
einem Einklang zwiſchen Weltanſchauung und Recht 
die Rede ſein konnte, liegt auf der Hand. Jene 
weltanſchauliche Ungebundenheit des Rechts aber 
mußte das Recht notwendig in die Arme aller 
möglichen Intereſſenten und Intereſſengruppen 
treiben. Der Ruf nach der „Unabhängigkeit des 
Rechts“ war die notwendige Reaktion. Ihm hat 
Alfred Mofenberg in feinem Mythus die Forde- 


rung nad) feften weltanfchaulihen Bindungen ent⸗ 


gegengeftellt: „Diele ob diefer heute offenſichtlich 
gewordenen Dinge Entfeßte verſuchen fi) nun da— 
durch zu reiten, daß fie nach ‚Unabhängigfeit des 
Rechts“ von Partei, Geld und fonftigen Mächten 
rufen. Sie überfehen aber dabei, daß diefer foge- 
nannten Freiheit, d.h. Unbezogenheit auf ein ge- 
ftaltendes Zentrum, gerade der heutige Zuftand 
der Sechtslofigfeit zu verdanken iſt.“ jene welt- 
anſchaulichen Grundlagen, auf denen fich heute das 
Recht des Nationalſozialismus erhebt, find die 
„feſten Grundanſchauungen“, über deren Mangel 


Iheodor von der Pfordten Flagte, die „unverrüdbor 


fiehenden Grundlagen unferer völkifhen Eigenarten 
und Bedürfniſſe“, von denen Neichsleiter Dr. Hans 
Sranf in feinem Aufruf von 1930 ſpricht. 


Die Verbundenheit des Rechts mit den raffifchen 
Grundlagen des Volkes führt weiter aber auch zum 
Einklang von Recht und Sittlichfeit. Dos Recht 
iſt für den germaniſchen Menſchen nicht bloß ein 
zweckgebundenes Normengebilde, ſondern es iſt zu- 
tiefſt verankert in dem ſittlichen Urquell des Wolks— 
tums. Im Recht erfährt das Rechtsgewiſſen des 
Volkes ſeine Geſtaltung und Durchſetzung. Auf 
dem Juriſtentag des Jahres 1933 hat der Führer 
dieſen untrennbaren Zuſammenhang von Recht und 
Sittlichkeit verkündet und damit jene urdeutſche 
Auffaſſung wieder zur Geltung gebracht, nach der 
es unmöglich iſt, daß etwas zugleich unſittlich und 
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ſtand abftrafter Konftruftionen und 


! 


recht, zugleich firflich und unrecht fein 
fol. = | 
Hiermit vermeidet der National⸗ 
ſozialismus eine Gefahr, der jene 
Rechtsauffaſſung der Vergangenheit 
ausgeſetzt waren. In einer von allen 
raſſiſchen Bindungen befreiten Nechts- 
ordnung kann niemals Einheit zwiſchen 
Recht und Moral beſtehen. Wo aber 
die — ihrerſeits raſſiſch bedingte — 
Sittlichkeit nicht Grundlage des Rechts 
iſt, da wird das Recht als geſetzte 
Regel und Norm entweder den Ein- 
flüffen einer volfsfremden Moral an- 
beimfallen oder zumindeft zum Gegen- 


sum bloßen Machtinftrument ftaatlicher 
oder gar volksfremder Machthaber 
entwertet, das jo oder fo gehandhabt 
werden fann, mit dem man ſchwarz 
als weiß und weiß als fhwarz beweifen Fann. Für 


ein nationalfozialiftiihes Recht ift diefe Einfluß- 


nahme volfsfremder Moral- oder Sittlichfeits- 
auffaffungen undenkbar, mag «8 fib um Dloral- 
begriffe des Juden oder um Gebote ultramontaner 
Moraltheologen handeln. | 
Hier kann nur dag Gültigkeit haben, was bie 
deutſche Seele in ihrer von Gott gefchaffenen 
Eigenart als rechtlich und fittlih empfindet und 
fordert. Daher kann es auch Feinen im Tiberalen 
Sinne „unabbängigen‘ oder „objektiven! Richter 
geben. In feiner liberalen Überfteigerung wurde 
der Grundfaß der Unabhängigfeit der Rechtspflege 
dahin verftanden, daß fie grundfäßlich in jeder Be— 
ziehung bindungselos fein müfle. Denn der Staat, 
der felbft weder eine weltanſchauliche Grundhaltung 
kannte nod forderte, Eonnte und wollte fie auch 
von feinen Michtern nicht fordern. Daß biefer 
Standpunkt für den nationalfozialiftifhen Staat 
untragbar ift, Tiegt auf der Hand. Ein Richter⸗ 
ftand, der in dieſem Sinne unabhängig wäre, 


müßte zwangsläufig zum Staat im Staate werden. 
Aus der weltanfhaulichen Gebundenheit unferes 


Volkslebens kann fich ein einzelner Aufgabenbereich 
nicht löſen, ohne zu einer Gefahr für das Ganze 
zu werden. Mit dem Schlagwort von der 
Objektivität wollfe man den Richter ver- 
pflihten, aus feinen Betrachtungen alle 


Wertungen weltanfhaulider Nafur ber- 


ouszulaffen. Für alle die im liberalen Staat 
wirfenden Auffaffungen war nämlich doch eins ge- 
meinfam: Sie gingen vom Individuum als dem 
Mittelpunkt einer „Geſellſchaft“ aus, die mit dem 
lebendigen Organismus „Volk“, wie ihn der 
Nationalſozialismus in den Mittelpunkt feiner ‘Be 
trachtungen ftellt, nichts gemein hatte. Auch der 
Richter mußte fih daher jener öden Gleichmacherei 
beugen, deren Parole das marriftifhe „Menich 
gleich Menſch“ war. Als objektiv wurde nur ber 
Richter anerfannt, der das Gefek in jedem Falle 
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men 
Bermanen beim Thing 


Holzſchnitt nach einem Relief an der Colloenna Antonia zu Rom - 


gleichförmig anwandte. Daß für eine Objektivität 
diefer Prägung in dem weltanfhaulich gebundenen 


nationalfozialiftifhen Neich Fein Raum mehr ift, 


in dem alle Lebensvorgänge, alle tatſächlichen DBe- 
gegnungen einer Wertordnung der Leiftung und des 
Blutes unterliegen, iſt felbftverftändlih. Daher 
kann die Objektivität, die der Nationalſozialismus 
vom nationalfozialiftifchen Michter fordert, nur be- 
deuten: gleiche Dinge gleich, ungleiche aber ungleich 
zu behandeln, jedem dag Seine zu geben, nicht allen 
das Gleiche. Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchau⸗ 
ung hat ihm den Boden vermittelt, auf dem er 
ſicher und gerecht arbeiten kann. Sie hat als un- 
verrücfbaren Ausgangspunkt unferes ganzen Lebens 
das Volk beftimmt, deffen unvergänglihe Werte 
zu ſchützen, auszubauen und zu feftigen, auch Auf- 
gabe der Rechtspflege ift. 


Der Ehrgedanke als tragende Idee 
eines nordiſch⸗deutſchen Rechts 


Ein Recht, das raffifhen Urfprungs ift, wird 
immer beberrfchend auf jenen Werten beruhen, die 
den entfcheidenden Weiensgehalt der Raſſe aus- 
machen. Der in unferem Volke vorherrfchenden 
nordifchen Raſſe galt aber als Höchſtwert volklichen 
und menschlichen Lebens die Ehre. Der Gedanke 
der Ehre war daher für das gefamte deutiche Volks— 
leben und damit aud für die Geftaltung des Nechts- 
lebens jahrkundertelang beftimmend. Recht und 
Einzgelfchieffal wurden beftimmt von den ‚untrenn- 


bar miteinander verbundenen Werten der Ehre und 


Treue. So fteht im Mittelpunkt des Sadfen- 
fpiegels, der bedeuffamfien Sammlung alter 
deutfcher Rechtsgrundſätze, das Wort „Alle Ehre 
kommt von der Treue‘, und an anderer Stelle 
heißt es im Sacdfenfpiegel: „Gut ohne Ehre ifl 
für Fein Gut zu achten, und Leib ohne Ehre pflegt 
man mit Nechten für tot zu halten.’ 
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Schopenhauer über das Judentum: 


Den Juden Anteil am Staat einzuräumen, ift 
abfurd, Sie find und bleiben ein uns fremdes, 
orientalifches Volk, müſſen daher ſtets nur als 
anfäffige Fremde gelten. 

Wenn einmal im Taufe der Zeiten wieder ein 
Volk erſtehen follte, welches ſich einen Gott hält, 
der ihm die Nachbarländer ſchenkt, die ſodann als 
Länder der ‚Berheißung‘ zu erobern find, fo rate ich 


den Nachbarn ſolches Volkes, beizeiten dazu zu tun 


und nicht abzuwarten, daß nach Jahrhunderten end- 


lich ein edler König Nebukadnezar komme, die ver- 


fpätete Gerechtigkeit auszuüben, fondern ſolchem 
Wolfe zeitig die Verheißungen auszutreiben, wie 
auch den Tempel des fo großmütig die Nachbar⸗ 
länder verfchenfenden Gottes bis auf den lekten 
Stein zu zermahlen — und das von Rechts wegen.‘ 


Aus „Shopenhauers-Brevien“ von Raymund Schmidt 
Dieterihfche Verlagsbuchhandlung Leipzig 





Das Halt, bis in Deutfchland durch den 
Einfluß des Judentums 


eine Wendung eintrat. Welch ein Unterfchied bier 
zwifchen den Auffaffungen des deutfchen Volkes 
und denen der Juden befteht, zeigt fih am deut- 
lichften in dem für unfere Vorfahren geltenden 
Satz ‚Lieber tot als Sklave“, dem als Aus- 
druck jüdischer Geifteshaltung die Talmudſtelle ge⸗ 
genüberſteht „Beſſer ein lebendiger Hund 


als ein toter Löwe“. So wurde mit dem Über: 


bandnehmen des jüdifchen Einfluffes die Ehre als 
beherrſchender Wert des volfsgenöffifhen Lebens 
immer mehr zurücdgedrängt. Diefe Zurüddrängung 
vollzog fi) vor allem auf dem Wege einer Um- 
wertung und Entwertung des Ehrbegriffs. Der 
im Talmud?) und im Schulchan Aruch?) verför- 
perte Gedanke der Ehrloſigkeit zerſetzte immer 
mehr. das deutfche Mechtsleben. Ausbeuter, Schie- 
ber und DBanfrotteure wurden in der fogenannten 
„guten Geſellſchaft““ als „Ehrenmänner“ ange- 
feben und derjenige, der ihn als das bezeichnete, 
was er in Wirflichfeit war, nämlich als Betrüger 
und Lump, wurde zumindeft wegen fogenannter 
Sormalbeleidigung beftraft. Motorifhe Landeg- 
verräter wurden mit der als Ehrenftrafe gedachten 
Seftungshaft „beftraft”. Die pazifiſtiſche Ge— 

2) Talmud (nhebr. talmud, „Das Lernen‘), bie be- 


deutendfte Zufemmenfaffung der Lehren, Vorſchriften und 
Überlieferungen des nahbibliihen Judentums in einem Werke. 

3) Schulchan Arud (hebr. „Gedeckter Tiſch“), Aus- 
zug aus dem Werke „Bet Joſſef“ des Rabbi Joſef Karo, 
der nad Art eines Handbuches (urſprünglich für den Laien⸗ 
gebrauch) die wichtigften jüdifchen Kultus- und Rechtsvor⸗ 
fhriften zufammenfaßt (zuerft gedrudt Menedig 1564). Der 
Schulchan Arud enthält in vier Teilen Vorſchriften über 
häuslihes und gottesdienftliches Leben, Ritualvorſchriften, 





Zivil- und Kriminalrecht und Eherecht. 
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finnung wurde von „deutſchen“ Gerichten als 
Milderungsgrund angeführt. Deutfhe Männer 
aber, die fich gegen diefen ganzen ehrlofen Klüngel 
zur Wehr feßten, wurden als „Fememörder“ mit 
dem Tode beftraft. Noch im jahre 1932 wurden 
fünf Notionalfozialiften zum Tode verurteilt, weil 
fie an einem Subjekt das Volksgericht vollzogen 
hatten, das fremder Infurgent und notorifcher 
Landesyerräter geweſen war. 


Das deutſche Wolf felbft entbehrte jeden Ehren» 
ſchutzes. War es doch möglih, daß Juden und 
Pazififten die „Germania — das Symbol des 
Deutfhtums — eine Hure, das deutfche Volk eine 
Nation von Amtsfadavern, Stimmvieh und Mör- 
dern bezeichnen durften, daß fie es wagen Fonnten 
zu erflären, die Gefallenen des Weltkrieges feien 
auf dem Felde der Unehre gefallen und daß fie 
zyniſch die Forderung erheben Fonnten, ihnen zu 


„Ehren“ ein Denkmal in Form einer Kohlrübe 


zu feßen. So konnte Mfred Mofenberg damals mit 
echt fchreiben: „Aber gerade hier ftehen wir vor 
dem vielleicht furchtbarften Gleichnig des Charakter⸗ 
verfalls, der lange begonnen hat, aber erft heute 
fo offenfundig geworden tft, wie nie zuvor: im 
ganzen „deutſchen“ Gefek gibt es Feine einzige Be—⸗ 
flimmung unter Iaufenden, die eine Beſchimpfung 
der Volksehre unter Strafe fiellt! So kann «8 
denn gefchehen, daß der Name und das Anichen 
des deutſchen Volkes ungeftraft von allen, die es 
wollen, befudelt werden darf’. | 
ung 


Mit diefen wahrhaft entfeßlihen Verfalls— 
erfcheinungen hat das Dritte Reich Adolf Hitlers 
endgültig aufgeräumt. Die notionalfozgialiftifche 
Bewegung ftellte wieder die Ehre als beherricen- 
den Wert in den Mittelpunkt auch unferes Rechts— 
lebens. Es wird nicht mehr von irgendeinem ver- 
alteten überlebten ftändifchen Ehrbegriff des Tibe- 
ralen Bürgertums ausgegangen, fondern von ber 
Gemeinfchaftsgebundenheit jedes einzelnen. Nicht 
der einzelne gibt fi) feine Ehre, wie es der Indi- 
vidualismus darftellte, fondern er hat fie dadurch, 
daß er als Glied der Gemeinfchaft in Treue feine 
Pfliht erfüllt. Der Dienft für die Gemeinfchaft 
ift immer das entfeheidende Merkmal eines ehren- 
haften Volksgenoſſen. Ausdruck diefer Auffaffung 
ft z. B. G 1 des Wehrgefekes, in dem es heißt: 
MWehrdienft ift Ehrendienft am deutfchen Volke. 


Ehre und Recht 
So gilt für unfer ganzes deutfches Rechtsleben 
heute wieder der Grundfaß des Sachſenſpiegels: 
Alle Ehre kommt von der Treue, 


Die natürliche Folge ift, daß man die Treuloſi ig⸗ 
keit, den Verrat am deutſchen Volke, wieder rüd- 
ſichtslos ſo beſtraft, wie es der Verräter verdient. 
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Durch die Einrichtung des Volksgerichtshofes wurde 
bier ein Gericht geihaffen, das durd feine DBe- 
iegung bereits dafür bürgt, daß Verrat und Treu 
lofigfeit am deutihen Volk in der gebührenden 
Weiſe geahndet werden. Soweit aber diefe Sub- 
jekte veritanden haben oder veritehen, ſich dem Zu⸗ 
griff der deutſchen Reichsgewalt zu entziehen, werden 
fie aus dem deutfchen Volke, aus dem fie fi durch 
ihre ebrlofe Handlungsweife ja ſchon ſelbſt aus- 
geſchloſſen haben, noch für die ganze Volfsgemein- 
ſchaft weithin fihtbar in ſchimpflicher Weiſe aus- 
geftößen. Damit iſt einer alten Forderung der 
nationalfogialiftiihen Bewegung Rechnung ge 
tragen worden, der Alfred Nofenberg im „Mythus 
des zwanzigften Jahrhunderts“ Ausdrudf verlieh, 
wenn er bier fagte: „Es ift deshalb nur zu be- 
rechtigt, endlich einmal folgende Forderung aufzu- 
ftellen: Sjeder Deutſche und in Deutichland lebende 
Nichrtdeurfche, der durd Wort, Schrift und Tat 


ſich einer Befchimpfung des deutſchen Volkes fchul- 


dig gemacht hat, wird, je nadı der Schwere des 
Falles, mit Gefängnis, Zuchthaus oder mit dem 
Tode beftraft. Ein Deutſcher, der außerhalb der 
Meichsgrenzen genanntes Vergehen begeht, wird, 
falls er fi nicht dem deutfchen Gericht ftellt, Für 
ehrlos erflärt. Er verliert alle Staatsbürgerrechte, 
wird für immer des Landes verwiefen und in die 
Acht getan. Sein Vermögen wird zugunften des 
Staates befhlagnahmt.” Auch in vielen anderen 
Beſtimmungen noch ift heute dem Bedürfnis nad 
einem Ehrenſchutz des deutihen Volkes Rechnung 
getragen, wenn der Täter z. B. das Reich oder die 
NSDAP. befhimpft oder ſich an der Ehre der 
führenden Männer des neuen Reiches vergeht. 


- Damit bat endlicy der unter dem 13. März 1930 
von der damaligen nafionalfozialiftiihen Meichs- 
tagsvertrefung eingereichte Entwurf eines Geſetzes 
zum Schutze der Nation feine ihm gebührende 
Würdigung erfahren. Mit diefem Gefegentwurf, 
der damals unter dem Gejohle der Syftemparteien 
der Ablehnung verfiel, machte die nationalfogia- 
fiftifhe Bewegung ihren erften Verſuch, den Ge⸗ 
danken des Schutzes der Volksehre im Rechtsleben 
zur Geltung zu bringen. Jetzt wird dieſes Geſetz 
— ausgebaut und den Bedürfniſſen des national⸗ 
fozialiftifhen Reiches angevaßt — Geſetzeskraft 
erhalten. 


Das kommende deutſche Strafgeſetzbuch wird 


bier den Wandel der Auffaſſungen beſonders ein- 
deufig zu veranfchaulichen haben. Die von dem 
Leiter des Meihsrehtsamtes der NSDAP. her- 
ausgegebenen nationalfozialiftiichen Leitſätze für ein 
neues deutfches Strafrecht betonen insbefondere den 
Zufammenhang zwiſchen Treue und Ehre. So 
heißt es bier in dem Vorſpruch: 


„Das Volk umihließt Wert und Leben des — Auf 
den Schultern der vergangenen Geſchlechter wird Blut und 
Kampf, Not und Schaffen der Lebenden zum Schickſal für 
die kommenden Geſchlechter. Dieſe große, ewige, völkiſche 
Verbundenheit wird von dem Blute als dem Träger alles 
Lebendigen und von der Treue als dem ſittlichen Band der 
Gemeinfhaft getragen. Verdirbt dag Blut, dann ſtirbt das 
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Volk; erlifht die — dann verfällt die Gemeinichaft. Die 


Pflicht aus der Treue ift die höchſte völkiſche, fittlihe Pflicht. 
Pur der Wolksgenoffe, der ſeine Treuepflicht erfüllt, hat 
feinen Plas, feinen Wert und feine Ehre ın der Gemein- 
ſchaft, wenn er ſie nicht erfüllt, verliert er Platz und Ehre 
in der Volksgemeinſchaft und muß ſo ſeinen Treuebruch 
ſühnen.“ 

Aber nicht nur im Strafrecht, ſondern — in 
der ganzen übrigen Rechtsordnung kehrte der Ge- 
danfe der Ehre beherrihend wieder. Das Geiles 
vom 15. September 1935 wurde mit Bewußtſein 
nicht nur „Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes“ 
genannt, ſondern „Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre“, und von den 
Gerichten ſind aus dieſer Tatſache wichtige Folge⸗ 
rungen gezogen worden. 


Im neuen Arbeitsrecht, 


das ſich aufbaut auf dem Gedanken der Betriebs— 
führer und Gefolgihaft umfaflenden Betriebs— 
gemeinichaft und auf der gegenfeitigen Treuepflicht, 
ftebt der Gedanfe der Arbeitsehre des Ichaffen- 
den deutfchen Menfchen im Vordergrund und bat 
feine Eraftvolle Ausprägung in der fozialen 
Ehrengerihtsbarfeit gefunden. 


Im neuen Patentgefeß wurde der Gedanfe der 
Erfinderehre zur Geltung gebradıt. 


Im Handelsrecht hat der „ehrbare““ Kaufmann - 


wieder jenen entarteten Top des Handelsjuden der 
Spitemzeit verdrängt. 

Das neue Keicyserbhofgeiet ftelt in $ 15 aus- 
drüclich feit, „der Bauer muß ehrbar fein‘, und 
macht damit die Ehre zur unabdingbaren Voraus— 
fegung des Eigentümers eines Erbhofes. 

So hat das Recht des nationalfszialiftiichen 
Meiches wieder zu dem Ehrgedanfen als der fragen- 
den dee des nordiich-deutihen Rechts zurüd- 
gefunden. | 


Deutſches Gemeinrecht: Recht im Dienft 
am Volt 


Die Forderung nah Schaffung eines deuffchen 
Gemeinrehts enthält nicht nur den Ausſpruch, daß 
die Quellen des neuen Rechts in unferer Gemein- 
fhaft zu fuhen find, — fie weiß ihm gleichzeitig 


auch Ziel und Aufgabe. Volksrecht kann und darf 


nur ein Recht genannt werden, das dem Volke 
dient, das inhaltlich völlig auf diefen Dienft am 
Volksganzen abgeftellt ift. In feiner richtungs- 
weifenden Mede vor dem Deuffhen Neidhstag vom 
30. Sanuar 1937 erflärte daher der Führer: 


„Es ift die Aufgabe der Juſtiz, mitzuhelfen 
an der Erhaltung und Sicherung des Volkes... .|" 


Damit ift die Abkehr vollzogen von jenen Auf- 
faffungen, die im Weimarer Judenſtaat - über 
Rechtſetzung und Rechtsfindung herrſchten. Hier 
kam das Geſetz nicht zuſtande, indem man nach den 
Rechtsbedürfniſſen des Volkes fragte; es war viel- 
mehr das Kompromißergebnis widerftrei- 
tendfter Sonderintereffen, die durd die 
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Parteien des Weimarer Syſtems repräfentiert 
wurden. Der Gedanke, daß das Recht um des 
Volkes willen da ift, war völlig in den Hinter: 
grund geraten. Nicht Recht um des Volkes 
willen, fondern Recht um des Rechtes willen war 
die Parole, getreu dem Grundfaß: pereat mundus 
— fiat justitia, die Welt fann zugrunde gehen, 
wenn nur dem Gedanken der Gerechtigkeit — d.h. 
jener liberalen, wertfreien Allerweltsgerechtigfeit 
ohne jede Bindung an Blut und Volk — lg 
geſchieht. 

Wie die geſamte Politik des Dritten eiches, 
ſo ſtellt auch die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik 
in den Mittelpunkt ihrer Betrachtungen nicht 
Theorien, abſtrakte Begriffe und leere Gedanfen- 
‚gebäude, fondern die blutvolle Wirklichkeit, die tat- 
ſächlichen Gegebenheiten und die Lebensinterefien 
der Mation. Daher ift es felbftverftändlich, daß der 
Raflengedanfe nicht nur Ausgangspunkt deg deut. 
ſchen Gemeinrechts ift, fondern auch der bervor- 
ragendfte Gegenftand der neuen Rechtsordnung. 


In zwei großen Ausitrahlungen vollzieht fich die 
| Raſſengeſetzgebung 


des Dritten Reiches. Einmal negativ: nach dem Ge— 
fihtspunft der Ausmerzung unerwünfdter — ent- 
. weder raflenfremder oder kranker — Blutsein⸗ 
ichläge. Zum anderen pofitiv: nad dem Gefichts- 
punft der Förderung, Sicherung und Erhaltung 
des guten und gefunden Erbgutes. 

Der Ausmerzung fremder Blutseinfchläge dient 
vor allem jener Teil unferer Nechtsordnung, den wir 
alg Judengeſetzgebung zu bezeichnen pflegen. Hier- 
ber gehören nicht nur die Beſtimmungen, die eine 
blutsmäßige Ausfonderung des Judentums aug dem 
deutfchen Volkskörper bezweden, wie fie im vorigen 
„Schulungsbrief“ behandelt wurden. 

Neben diefen gefetlichen Beitimmungen, die die 
Ausfcheidung fremden Blutes und fomit auch frem- 
den Geiſtes bezweden, ftehen jene zwei grundlegen- 
den gefeklihen Maßnahmen des nationalfozialifti- 
Shen Staates, die die Ausmerzung Franfen oder 
fonft unerwünſchten Erbgutes und fomit aud un- 
gefunden Geiftes fihern: Das Gefeß zur Verhütung 
erbfranfen Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 und 
das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher 
und über Maßnahmen der Sicherung und Berfe- 
rung. Während dag erfte Gefek die Unfruchtbar— 
madhung beim WBorhandenfein von Erbkrankheiten 
vorfieht, ermöglicht das zweite Geſetz die Ent. 
mannung ſchwerer Gittlichfeitsverbrecher und die 
Verwahrung afszialer Elemente (ſ. „Sch.⸗Br.“ 
Mr. 4/39). | 

Die wichtigſte gefeklihe Maßnahme, die der 
Maffen- und Volkspflege dient, ift dag Gefek zum 
Schuß der Erbgefundheit des deutfchen Volkes, 
dag fogenannte Ehegefundheitsgefek, das eine ärzt- 
liche Unterfuchung der Verlobten und die Beibrin- 
‚gung eines Ehetauglichfeitszengniffes, fowie eine 
Reihe von Eheverboten vorfieht, die von vornherein 
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einen raffiih und erblih wertvollen Nachwuchs 
nicht erwarten laſſen (f. „Sch.Br.“ 4/39). Auch 
das Ehegeſetz vom 30. Juni 1938 fteht im Dienft 
diefer Zielfegungen, da 6 55 deg Ehegeſetzes vor- 
fieht, daß Ehen auch dann geichieden werden fünnen, 
wenn feine der Parteien eine Schuld trifft, die Ehe 
aber fo zerftört ift, daß ihr ‘Beltand für die Volks— 
gemeinfchaft ohne jeglihen Wert ift. 

Blut und Boden find die beiden Lebensgrund- 
lagen des Volkes. Darum fteht neben der Naffen- 
geſetzgebung im Vordergrund der nationalſozialiſti— 
ſchen Rechtsordnung das neue 


Bodenrecht. 


Hier ragt vor allem das Reichserbhofgeſetz vom 
29. September 1933 hervor. 

Wie ſich die Raſſengeſetzgebung nicht mit der 
Erhaltung und Sicherung des vorhandenen wert⸗ 
vollen Erbgutes, fondern vordringlid auch mit 
feiner Förderung befchäftigt, fo bezwedt aud dag 
nationalfozialiftifche Bodenrecht nicht nur die Er- 
haltung des bisherigen Beſitzſtandes an lebens— 
fähigen DBauernhöfen, fondern erftrebt ihre Ver—⸗ 


mehrung und Erweiterung. Das Gefeß vom 4. juli 


1933 über die Meubildung deutfhen Bauerntums 
bat diefen Schritt zur Schaffung neuer Höfe ein- 


geleitet, das Geſetz über das Erlöfchen der Fidei- 


fommiffe oder fonftiger gebundener Vermögen vom 
6. Juli 1938, das die Auflöfung jener großen 
Güter beftimmt, die unveräußerlic und unteilbar 
in der Hand einer Familie gebunden waren, hat 
diefe Beitrebungen fortgeführt. — 


Die höchſte Sicherung dafür, daß das neue 
deutſche Recht der Volkserhaltung dient, liegt in 
der Art und Weiſe unſerer heutigen Geſetzgebung 
begründet: Es ſind nicht mehr Parteien oder ſonſtige 
Intereſſentengruppen, die heute ihre Forderungen 
und Intereſſen zur Grundlage geſetzlicher Regelung 
machen, ſondern der Führer ſelbſt — geſtützt auf 
den Rat ſeiner engeren Mitarbeiter — vermittelt 
dem deutſchen Volke die materiellen Grundlagen 
eines neuen Rechtslebens. Daneben iſt vor allem 
auch jener Maßnahmen zur Beſeitigung der unheil⸗ 
vollen Zerfplitterung des deutichen Rechtslebens zu 
gedenken: Gefeßgebung und Nechtspflege wurden in 
die Obhut des Meiches genommen und damit aus 
dem Bereich befonderer ‚„Länderintereffen’ 
herausgenommen. So ift heute ein einheitliches 
großdentiches Meichsrecht im ntftehen begriffen. 

Der Gemeinfchaftsgedante im Neht 

Mar die Wolkwerdung, die Schaffung der deut: 
fhen Volksgemeinſchaft aus jenem Chaos ſich 
gegenfeitig befehdender Parteien, Konfeffionen, 
Mirtfchafts- und fonftiger Intereffentengruppen dag 


größte Wunder der nationalfozialiftiihen Revo⸗ 


Iution, fo muß auch bei der Meufchaffung des deuf- 
ſchen Gemeinrechts der Gedanke der Gemeinſchaft 
beherrfchend zur Auswirkung fommen. Die Forde- 
rung des Punftes 24 des Parteiprogrammes 
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Seite aus dem „Corpus juris’. Im 14. ımd 
15. Jahrhundert findet das römische Recht und insbefondere 
die Geſetzgebung des Kaiſers Fuftinian, das Corpus juris, 
Eingang in das deutſche Rechtsleben. In Oberitalien 
wurde der Text mit Erläuterungen, den ſogen. Gloſſen, 
verjehen. Die Abbildung zeigt, wie um den Eräftig ge- 
druckten Text in der Mitte die Blofjen gefchrieben find. 





von Repkow auf der Burg 
Rechts im Sachfenfpiegel. 









Eine Seite den Jächfifchen Weichbildrechts 


inein bildeten mündliche Überlieferungen die Grundlagen des deutjchen 
Volksrechts. Nur vereinzelt wurden Rechtsfihriften niedergelegt. Um 1230 verfaßte der Ritter Eile 
Saltenftein (oben links) die erfte Zufammenfaffung eines mittelalterlichen 
Diefe Wiedergabe einer Seite des Weichbildrechts, eines ebenfalls von 


Eike von Kepfow verfaßten Rechts, zeigt fein Bild. 
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Einleitung zur Zex Salica (Geſetzbuch 
der falifchen Franken) mit dem Porträt 
des Schreibers Handalgarius. Gefchrie- 
ben wurde die Handfcheift 793 n. Ztr. 
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Großkundgebung für die Strafloſigkeit des Mordes an Yngeborenen am 
15. 4. 1931 in Berlin. Die Boljhewiften De, Sriedrih Wolf und Srau 


De, Kienle haben den berüchtigten Syftemanwalt Dr. 


In diefer grell erleuchteten Zelle, deren Wände mit bunten 

Spiralen und Kreifen bemalt find, wurden die Gefangenen 

fo lange geblenidet, bis fie wahnfinnig wurden. Die Sitz⸗ 

gelegenheiten wurden überheizt und die Fußböden mit Teer 

begoffen. - Solhe Methoden ihrer Schüßlinge vermochten 

jedoch auf die verlogenen Menjchheitsapoftel in Paris, London 
und New York keinen Eindrud zu machen 


Apfel gleich bei fi) 


in Beijpiel: 


Der Syftem-Furift 
Werthauer: 


„... jeder Staatsanwalt 
kannte die Gefährlichkeit 
feiner Abneigung, denn er 
hatte feine Hand an der 
Halsfchlagader mancher 
minifteriellen und parla= 
mentariSchen Exiftenz. In 
zahlreichen großen politi= 
chen Senjationsprozefjen 
ift Werthauer als Ver— 
teidiger aufgetreten, ob⸗ 
wohl Kutisker felbft ihn auf 
feinem Sterbelager als 
Mitwiffer und Mitjchul- 
digen bezeichnet hatte 


Aus ©. Zarnow „Gefeffelte Fuftiz" 


Diefe Zelle 
diente als Fol⸗ 
terfammer zur 
Erpreffung 
von Geſtänd⸗ 
nifjen. In ihr 
konnte ſich der 
Gefangene 
nicht bewegen 
und mußte in 
Hodftellung 
verweilen. 
Seine Augen 
wurden duch 
eine ſchein⸗ 
- werferartige 
Eampegeblen- 
det, was in 
Kürze eine 
Aetzhautver⸗ 
brennung zur 
Folge haben 
mußte, - Me= 
thoden, wie fie 
ch nur ein jü⸗ 
difch - orienta⸗ 
liſches Gehirn 
erſinnen konn⸗ 
te. Bemerkens⸗ 
wert iſt die 
übereinftim- 
mung mit ge⸗ 
wiffen Inqui⸗ 
fitions- 
methoden 
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Jucht zunächſt die im alten 
deut/chen Recht beftehende 
Todesftrafe und Sriedlos- 
erklärung möglichft zu 
verhindern. Als Erjat 
kamen dafür Strafen, wie 
Herausreißen der Zunge 
und der Haare, Stäupen, 
"Prangerftehen ulw. 
Gleichzeitig wurden je⸗ 
doch die Todesarten ver- 
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zum Opfer. * 
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Der Kirchliche Mißbrauch 
des völkiſchen Rechtsemp- 
findens durch die In⸗ ; 
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„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 


entſpricht einem alten deutſchen Rechtsgrundſatz 
„gemeiner nutz geht vor ſonderlichem 
nutz“. Daher ſtammt nun auch der verbindliche 
Ausdruf des Gemeinfchaftsftrebeng der deutichen 
Rechtserneuerung, wonad) nicht etwa jeglicher eigene 


Mugen des einzelnen ausgefchloffen fein fol, fon- 


dern Vorteile und Rechte eines einzelnen dann zu» 
rüdzutreten haben, wenn fie den Schaden der Ge- 
meinfchaft bedeuten würden. Hermann Göring hat 
dem verbindlichen Ausdrud verliehen, als er er- 
Flärte: „Es kann nicht in Betracht kommen, daß 
der nationalfozialiftiiche Staat feine Organe und 
Machtmittel einfent, um den in feinem Tun zu 
fchüßen, der etwas begehrt und erftrebt, was der 
Volksgemeinſchaft ſchädlich iſt. Das Recht iſt 
ebenſowenig Selbſtzweck wie der Staat, und kein 
Staat, der feinem Weſen und Zweck treu bleiben 
will, kann ſich dazu hergeben, diejenigen in ihrem 
Tun zu ſchützen und zu unterftüßen, die gegen feinen 
eigentlichen Grundgedanken und Grundzwed fort: 
geſetzt handeln.” 


Nicht jeder einmal ftraffällig gewordene Volks⸗ 
genofle darf jedoch fehon ohne weiteres als Feind 
der Gemeinfchaft angefehen werden. Gerade die 
nationalfogialiftifhe Bewegung hat bier jene bür- 
gerlihe Scheinmoral befeitigt, die den einmal Ge 
jtrauchelten allzu Yeicht wieder in die Arme des 
Merbrechens treibt. Andererfeits haben aber die 
wirfliben Gemeinfhbaftsfeinde ſchärfſte 
Maßnahmen der Gemeinfchaft zu erwarten. Es 
war der kraſſeſte Ausdrudf der Selbitaufgabe des 
liberaliftifchen Staates, daß er felbft die Angriffe 
gegen feine Grundlagen in gewiflem Umfange ſank⸗ 
tionierte. Dem Hochverräter, der die inneren 
Grundlagen des Volkslebens, die Staatsform zu 
vernichten ſuchte, wurde die Ehrenhaftigkeit ſeiner 
Geſinnung beſcheinigt, indem man die Möglichkeit 


eröffnete, ihn mit der als Ehrenhaft gedachten 


Feſtungsſtrafe zu belegen. Auch die für Landes— 
verrat angedrohten Strafen ſtanden in gar keinem 
Verhältnis zu der Überlegung, daß der Verrat 
eines einzigen Menfchen Hunderten und Iaufenden 
von DBolfsgenofien das Leben koſten fann. — 
Marriften und Pazififten waren am Werf, um den 
Landesverrat ideell zu verherrlihen und legten fo 
die erfte Brefche auf dem Wege einer völligen Ver⸗ 
weichlichung der hier herrfchenden NRechtsauffaflung. 
Bei den Verbrechensarten aber war die Wertung 
als perfönliche Ireulofigfeit und Verrat dadurd 
genommen, daß man ihre Begehung als fogenannte 
„Mberzeugungsverbreden’ bewertete. 


Das der Mationalfozialismus diefen Auffaſſun—⸗ 


gen ein radikales Ende bereiten würde, fonnte nie- 
mals zweifelhaft fein. Schon ein unter dem 
13. März 1930 von der nationalfozialiftifchen 
Meichstagsvertretung der NSDAP. eingereichter 
Entwurf hat für alle Kapitalverbreden, darunter 
für den Landesverrat die abfolute Todesftrafe ge- 
fordert. Mach ihrer Auffaffung hat „jeder ein- 
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jelne der Gefolgihaft, der Volksgemeinſchaft den 
Anſpruch auf Schuß der Geſetze, aber auch nur, 
iolange er fih in der Volksgemeinſchaft als wirt- 
liher Volksgenoſſe im wahrften Sinne dieſes ehre⸗ 
umfleideten Wortes bewegt’ (Hermann Göring). 
Das Gefeß zur Änderung von Vorſchriften des 


Strafredhts und desStrafverfahrens vom 24. April - 


1934 fchuf die Grundlage, auf der die deutfche 
Rechtspflege das ihre im Kampf gegen den bol- 
fchewiftifchen Weltfeind und gegen fonftige vu 
der Mation beitragen konnte. 

Mit dem Gemeinfchaftsgedanfen ift auch 


die Stellung der Perfönlichkeit im Recht 
gegeben. Unterordnung des. einzelnen unter bie 
Intereffen der Volksgemeinſchaft ift ein felbit- 
verftändliches Gebot des Gemeinfchaftsgedantens. 
Unterorönung aber bedeutet niemals 
Vernichtung oder auch nur Beeinträdti- 
gung. Denn: 


„Diejes hat die völkiſche Weltanſchauung 
von der marziftifchen grundfäglidy zu unter- 
Icheiden, daß fie nicht nur den Wert der 


Raffe, Jondern damit auch die Bedeutung der 


Perfon erkennt und mithin zu den Grund: 
pfeileen ihres ganzen Gebäudes beltimmt. 
Das find die tragenden Faktoren ihrer Welt- 
anfchauung”. (Adolf Hitler, „Mein Kampf”) 


So ift e8 für das nationalfozialiftiihe Recht 
eine Selbftverftändlichkeit, daß es mit dem Schuß 
der Gemeinfchaft zugleich auch den Schuß der Per- 


fönlichkeit übernimmt. Denn das Volk ift nady 


völkiſcher Weltanfchauung weder eine zwangsweife 
Zufammenfafiung von Untertanen dur eine von 


oben herrfhende Staatsgewalt, noch die bloße 


Summierung von Individuen zu einem geftaltlofen 
Kollektiv. Im Volk erkennt der Nationalſozialis— 
mus vielmehr die natürliche Bluts- und Schickſals⸗ 
gemeinfchaft, die durch die Perfönlichkeit der Volfs- 
genoflen die fihtbare Ausprägung der in ihr ruben- 
den Werte, Fähigkeiten und Kräfte erfährt. Volks— 
gemeinfhaft und Perſönlichkeit find daher dem 
Nationalfozialismus nicht feindlicher Gegenfas, 
fondern die ſich gegenfeitig bedingenden Erfcheinun- 
gen einer natürlichen Einheit. Gerade das natio- 
nalfozialiftifche Recht berückfichtigt daher die Be⸗ 
deutung der Perſönlichkeit für die Gemeinfchaft. 
Es vermeidet damit die Gefahr, aus einer doktri— 
nären Betrachtung heraus ihre Bedeutung zum 
Schaden der Gemeinfchaft zu unterfchäßen. _ 


Die Förderung der ſchöpferiſchen Perfönlichkeit 
fieht daher im nationalfozialiftiichen Recht im 
Vordergrund der Sorge für ein artgemäßes Recht, 
für eine artgemäße Megelung des volfsgenöffiichen 
Rechtsverkehrs. Im Patentgeſetz hat diefe Auf- 
faffung bereits ihren verbindlichen Miederfchlag ge- 
funden. In einem kommenden Geſetz über die 
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Angeflelltenerfindung und über die Ur- 


beberre&te wird diefe Linie ihre zielbewußte 
Fortentwicklung erfahren. Darüber hinaus erfährt 
die Perfönfichkeit des fchaffenden Menfchen im 
ganzen Rechtsleben jene Sürforge, die erforderlich 
ift, fie in vollem Umfang im Dienft der Gemein- 
Ihaft zur Auswirkung fommen zu laflen. Daber 
befennt ſich auh die NSDAP. zum Grundfes 
bes Privateigentums (vgl. Erklärung des Führers 
som 13. April 1928 zu Punkt 17 des Partei- 
programms) und wo die ‚Auswirkungen der ver- 
gangenen Motzeiten eine im nationalſozialiſtiſchen 
Staat mögliche freie Entfaltung der Perfönlichkeit 
bindern würden, greifen Die Geſetze des national. 
fogialiftifhen Staates hilfreich ein. In dem „Geſetz 
über die mißbräuchliche Ausnusung von Voll⸗ 
firedfungsmöglichfeiten” und in dem „Geſetz über 


die Bereinigung alter Schulden” find die Grund- 
lagen zur Beſeitigung diefer wirtfhaftlihen Sün- 


den des vergangenen Syſtems niedergelegt. 


Ein Recht, das auf die Wahrung der Ehre der 
gefamten Nation bedacht ift, wird auch der Ehre 
de8 einzelnen Volksgenoſſen befondere Beachtung 
ichenfen. Die Ehre des deutfhen Volksgenoſſen ift 
der unmittelbare Ausflug feiner Zugehörigkeit zur 
Gemeinſchaft und feiner Pflichterfülung in ihr. 
Der treue Volksgenoſſe darf daher auch von ber 
Gemeinfhaft und von den anderen Gemeinfchafts- 
gliedern die Achtung feiner Ehre verlangen. Der- 
jenige, der einen Volksgenoſſen wirflih an der 
Ehre fränft, wird mit Beſtrafungen zu rechnen 
haben, die es ihm und der gefamten Volksgemein⸗ 
ihaft vor Augen führen werden, daß jeder Volfs- 
nenofle die Ehre jedes Volksgenoſſen ebenfo wie 
feine eigene als das höchſte Gut anzufehen hat. 
Eines der wahrhaft fozialiftifhen Werke der Be- 
wegung war die Einrichtung der — 


tif den 
Rechtsbetreuung, 


durch die jedem minderbemittelten Volksgenoſſen 
der Rechtsrat eines Rechtsanwalts und unter Um⸗ 
ftänden unentgeltlihe Vertretung vor Gericht ge⸗ 
ſichert wird. 

AU dieſe Maßnahmen tragen dem Gedanken 
Rechnung, daß die Wolksgemeinihaft, wenn fie 
von dem Volksgenoſſen Treue und Gefolgichaft 
verlangt, aud) ihren Einzelgliedern die Treue halten 
muß und daß ein Staatswefen, das diefen Grund- 
fag aus feinem Rechtsleben ausmerzen würde, nie 
der Zuftimmung feiner Cinzelglieder gewiß fein 
würde, die für feinen dauerhaften Beſtand uner- 


laäßlich iſt. 


Eine Rechtsordnung, die in dieſer Weiſe gleich 
zeitig den Schuß der Gemeinfhaft mit der Börde» 
rung der Perfönlichfeit verbindet, ſcheint uns in 
ungleich höherem Maße von dem Gedanfen einer 
wirfihen 
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Gerechtigkeit 
beherrfcht zu ſein, als diejenige des liberalen 
Staates, in der dem einzelnen Individuum die 
Möglichkeit einer hemmungsloſen Auswirkung 
ſeiner Inſtinkte geſtattet und damit der Beſtand 
jeder Gemeinſchaft gefährdet wird. 

Der Gedanke der Gerechtigkeit ſteht in einem 
Staatsweſen, das von dem Gemeinſchaftsgedanken 
beherrſcht wird, im Vordergrund aller Erwägungen. 
Gerechtigkeit bedeutet für uns Einklang zwiſchen 
Rechtsſatz, Rechtserkenntnis und völkiſchem Rechts— 
gewiſſen. Sie bedeutet weiter Verwirklichung des 
altpreußiſchen Grundſatzes suum cuique — Jedem 
das Seine. Damit iſt zugleich die Abkehr voll- 
zogen von jener marriftifchen Gerechtigkeitsparole 
„Allen das gleiche”, die dem germanifch-deuffchen 
Menihen in der Erkenntnis der naturbedingten 
Ungleichheit aller Lebeweſen als Ausdrud ſozialer 
Ungerechtigkeit erſcheinen muß. 

Ein Beiſpiel für die Abkehr von jenen libera- 
liſtiſchen Gerechtigkeitsbegriffen ift die Meform des 
$ 2 des Strafgeſetzbuchs. Diefe Beſtimmung ſprach 
den jedem gefund denfenden Volksgenoſſen unver- 
ftändlihen Sat aus, daß Feine Strafe folle ver- 
hängt werden dürfen, für die nicht gefeßlich eine 
Strafandrohung vorgefeben war. Der Grundfas: 
„Keine Strafe ohne Geſetz“ (nulla poena sine 
lege) war nad den Worten und nah dem Willen 
der liberaliſtiſchen Strafrechtslehre der Freibrief, die 
„magna charta“ des Verbrechers. Der Gedanke, 
dem Derbrecher, deflen ganzes Streben auf Schädi- 
gung und Vernichtung der Gemeinfchaft hinzielt, noch 
befondere Rechtsfiherungen zu geben, ift fo abfurd, 
daß nur ein jüdiſches Gehirn ihn ausgedacht haben 
kann. Er entfpricht ganz jener jüdifchen Rechts— 
auffaflung, die dahin gebt, alles für erlaubt zu er- 
Flären, was nicht ausdrüdlich verboten if. Aus- 
druck der nationalfogialiftifhen Rechtsauffaſſung ift 
demgegenüber die neue Faflung dee 52 StGB., 
eingeführt durch das „Gele zur Änderung des 
Strafgeſetzbuchs“ vom 28. Juni 1935, der nun- 
mehr ausipricht, daß Fein Verbrechen unge- 
fühnt bleiben darf. Dem liberaliftifchen Satz 
„Keine Strafe ohne Geſetz“ ſtellt die national: 
ſozialiſtiſche Strafrechtswifienfchaft Baker den Sat 
gegenüber „Kein Verbrechen. ohne Strafe“ (nul- 
lum erimen sine poena)., Wo das Gefes für 
eine Handlung keine ausdrückliche Strafandrohung 
vorfieht, hat der Richter die Strafe der gefetlichen 


Vorſchrift zu entnehmen, die in ihrem Grund: 


gedanken am beften auf die Tat zutrifft. Erſt da- 
mit ift nach unferer Auffaffung wirklich der Ge⸗ 
rechtigkeit Genüge geleiſtet. 

Gerechtigkeit iſt die große ſittliche Macht, die 
darüber wacht, daß die Blutsgemeinſchaft nicht 
durch Verrat, Untreue, Pflichtverletzung, Verant⸗ 
wortungsloſigkeit, Willkür und Verbrechen Schaden 
erleidet oder zerbricht. Gerade das Gerechtigkeits⸗ 
gefühl des Deutſchen, wie überhaupt des nordiſchen 
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Menſchen ift befonderg ſtark ausgeprägt. Das ent 
fpricht dem flarfen Sittlichfeitsgefühl der deutfchen 
Seele, aber aud dem ausgeprägten Sinn für 
Ordnung und Klarheit des deutfhen Menſchen. Der 


nordifche Menfch neigt dazu, an Ereigniffe und Hand- 


kungen den Maßſtab — Recht oder Unreht — an» 
zulegen. Die Verlegung feines eigenen Rechts— 
gefühls trifft ihn in feiner tiefften Seele. Un- 
gerechtigfeit erfcheint ihm unerträglich, genau fo, 
wie er die Treulofigfeit auf dag ſchärfſte verwirft 


und die Ehrlofigfeit mehr fürchtet alg den Tod. 


Dieſes Gerechrigkeitsgefühl hat es mit fi ge- 


bracht, daß in unferem Wolfe feit jeher befonders 


haufig die Erfheinung des Rechtsfanatikers auf- 
getreten ift, wie Heinrich von Kleift das Urbild 
eines foldhen in feinem „Michael Kohlhaas“ ge- 
zeichnet hat. Bei ihnen erleben wir es, daß ſie ſich 
aus verletztem Rechtsgefühl oder in Überfteigerung 
eines perfünlichen Mechtsbewußtfeing für ein wirf- 


liches oder vermeintliches Recht derart rückſichtslos 


einfeßen, daß fie die Grenzen, die ihrem Einfaß für 
das Recht im Intereffe der Gemeinfchaftsordnung 
gezogen find, überfehen und fi) zu Verſtößen gegen 
diefe Gemeinfchaftsordnung hinreißen laffen, die fie 
nunmehr felbft ins Unrecht feßen. An derartigen 
Verſtößen kann die Gemeinfchaft felbftverftändlich 


nicht unintereffiert vorübergehen. Überfteigerte Re⸗ 


aftionen auf die Verlegung des perfünlichen Rechts⸗ 
empfindeng find zu verwerfen, wenn fie dem Ge- 
meinfchaftsleben mehr fchaden als die DVerlekung 
des Mechtsgefühls in einem einzelnen Fall. Auch 


OTTO GAUWEILER? 


Nach dem Willen des Führers ift es Aufgabe 
und Pflicht der Partei, „Für die ihrer Weltanſchau⸗ 
ung entiprechende Führung des Volkes auf allen 
Gebieten des Lebens“ und weiter dafür zu forgen, 
„daß der Staatsführung ein weltanſchaulich ſtabi⸗ 
ler Charakter verliehen wird“). 


Dieſer Führerbefehl brachte der NSDAP. auf 


dem Gebiete de8 Rechts neben der Verpflichtung, 
die Erfenntniffe der nationalfozialiftifchen Welt- 
anfchauung in volfenahen Gefeßen zu fihern, auch 


die Notwendigkeit, die mit der Anwendung, Durch⸗ 


feßung und Vollſtreckung diefer Geſetze beauftrag- 
ten Volksgenoſſen, nämlich die Nedtswahrer, zu 
zuverläffigen Nationalſozialiſten zu erziehen. Da 
dag gefamte Leben des deutſchen Volkes in der 
Rechtsordnung des Dritten Meiches feine Siche⸗ 
rung und Regelung findet, iſt gerade ihnen eine 


unerhörte Verantwortung gegeben. Wenn fie bei 


ihrer Rechtsanwendung fi) von Einflüffen der 


*) Der Führer in der — — des — — 
tages 1935. 
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bereich. 








das perſönliche Rechtsgefühl des einzelnen muß 


hinter den Lebensintereſſen der Gemeinſchaft zurück⸗ 
treten, denn der einzelne muß ſich auch inſoweit 


der Gemeinſchaft und ihren ee unter» 


ordnen fünnen. 

Das Gebot der Gerechtigkeit gilt nicht nur für 
die Rechtspflege, ſondern für das geſamte Volks⸗ 
leben. Der Bewegung aber erwächſt hier ein be⸗ 
ſonders großes Aufgabenfeld. Muß auch jener 
Typ des unbelehrbaren und ſtreitſüchtigen Queru⸗ 
lanten die ſchärfſte Reaktion des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates erfahren, ſo muß es andererſeits 
ſelbſtverſtändlich jedem Volksgenoſſen freiſtehen, 
für feine gerechte Sache alle Möglichkeiten aus- 
zufchöpfen, wenn er ſich in feinen Rechten verletzt 
glaubt. Dabei wird der Volksgenoſſe oft feinen 
eg zum Hoheitsträger oder zu fonfligen Amts⸗ 
frägern der Bewegung nehmen, von dem er er- 
wartet, daß er feine Autorität zur Durdfeßung 
feiner Nechtsbelange einfekt. Hier ift es notwendig, 
daß der Volksgenoſſe nicht in feinem Vertrauen 
enttäufcht wird, daß der Amtsträger, wo er er- 


kennt, daß dem Volksgenoſſen unrecht gefchehen ft, 


ihm zu feinem Recht verhilft und dann, wenn er 
erkennt, daß der Volksgenoſſe fih im Unrecht be- 
findet, für die erforderliche Aufklärung und Be⸗ 


lehrung forgt. 


Der deutſchen Rechtspflege aber ſollten als 
Ideal ſtets die Worte des Reichsleiters Dr. Hans 


Frank vorſchweben, daß es die Aufgabe des Rich—⸗ 


ters ift, feine Entfcheidung fo zu begründen, daß 
auch der Lnterlegene das Gefühl hat: 


„Hier wird Recht geiproden!“ 


Vom Furiften zum Rechtswahrer 


Vergangenheit nicht frei machen könnten, wäre das 
Lebengelement unferer Mevolution gefährdet. 

Die fchönften und beften Gefeße würden ihren 
Sinn verlieren, wenn ihr Ausgangspunft und 
ihre Grundlage, nämlich die nationalfozialiftifche 


MWeltanfhauung, überfehen, verfannt oder ignoriert 


würden. Die Auseinanderfeßung mit den Mächten 
der Vergangenheit war und ift hier vielleicht lang⸗ 
wieriger als in jedem anderen völfifhen Lebens- 


Der „Juriſt“ 


Das liberale Zeitalter Tieß unter den verfchie- 
denften zerfeßenden Einflüffen den größten Teil 
der „Juriſten“ durch die übermäßige begriffliche 
Auffpaltung der Rechtswiſſenſchaft den Überblid 
über die einfachen Zufammenhänge zwifchen Volk, 
Sittlichfeit und Recht verlieren. Und nicht zu- 
legt die frühere geſellſchaftliche Abfonde- 
rung der afademifchen Juriſten aus der Bolfe- 
gemeinfchaft -verftärfte die Tendenz, fid) zu einem 
vom völkiſch inftinktiven Rechtsgefühl unberührten 
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fachlichen Eigendaſein zu bekennen. Dieſe Haltung 
war nicht felten verbunden mit einem demorali—⸗ 
fierenden und gefährlichen Bildungshochmut. Es 
war eine Bildung ohne Lebenserfenntniffe, fie 
ftammte nicht aus eigenem Empfinden, fondern war 
eine mechanifch erlernte und eingetrichterte Weis- 
beit. Diefe Art von Wiffenfchaft verlangte Feiner- 
lei Leidenichaften, Eeinen Willens- oder Gefühle: 
einfag und vor allem kaum Belennermut. 


In diefem Mangel am völfifchen Gemeinfhafte- 
gefühl Tiegt eine der Haupturfachen für die Ver— 
frauensfrife der Juſtiz, die feit der November⸗ 
revolte 1918 die Öffentlichkeit beſchäftigte: 


Die Mehrzahl der „Juriſten“ fah einen Bor- 
gang „nur juriftiih”. Sie waren zwar Meifter 
der geſamten Nechtstechnif, liefen dabei aber Ge- 
fahr, die Form mit dem Inhalt zu verwechieln. 
„Objektivität“ ging über alles. Vor lauter ridhter- 
licher Objektivität ftellten fie den Fämpferifchen 
NMationalfozialiften auf die gleihe Stufe mit dem 
hochverräteriſchen Kommuniiten. 


Der nationalfozialiftiihe Rechtswahrer 


Danf der Dynamik unferer Bewegung iſt e8 
bereits in diefen erften fechs jahren nahezu ge- 
Iungen, dieſen überlebten Juriſtentyp 
langſam aber fiber auszumerzen; no 
die gegenwärtige Generation wird fein endgültiges 
Begräbnis miterleben. Wenn aud heute noch 


hie und da volfsfremde Entfcheidungen oder un- 


verftändliche Urteile befannt werden, find es Einzel- 
erfiheinungen. Es geht nicht an, damit die deuf- 
ſchen Mechtswahrer, insbefonbere aud die 
Richter und Staatsanwälte in ihrer Ge 


famtheit zu belaften. An Stelle des „Juriſten“ 


iſt der Rechtswahrer getreten. Nicht die Sicherung 
einer Paragraphenanwendung ſteht im Vorder⸗ 
grund feiner Rechtsanwendung, ſondern die Siche- 
rung der Volksgemeinſchaft. Er ift nicht mehr 
der Mepräfentant einer formalen Ordnung, fon- 
dern der Wahrer und Hüter der Tebensnotwendig- 
feiten feiner Volksgenoſſen. Charakterliche Hal- 
fung, weltanfchauliche Fähigkeit, Perfönlichkeits- 
und Derantwortungsbewußtfein, Einordnung in 
die Wolfsgemeinfhaft und nationalfozialiftifche 
Leiftungsopferbereitfchaft find die Weſensmerkmale 
der Angehörigen des nationaliozialiftiihen Rechts— 
ftandes. Micht cäfarenhaft über den Wolken thro- 
nende, fi über alle Schwächen und Vrrungen er- 
haben diünfende Maturen wollen wir ale Hüter 
und Wahrer unferer Tebensordnung, fondern Men- 
Ichen, die in der Volksgemeinſchaft verwurzelt find, 
die DVerftändnis für die Möte und die Sorgen 
der Ärmften ihrer Volksgenoſſen haben und die 
im gleichen Schrift und Tritt als Kamerad in der 


Gemeinfchaft des Volkes mitmarfchieren, die wahr- 


haft Wahrer des Rechten find. Und dies ift der 
tiefe Sinn der Forderung: „vom Juriſten zum 
Rechtswahrer“. Sie bedeutet Feine Schmähung 
des uriften, fondern feine völkifhe Neuformung. 
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Es iſt derſelbe Weg, wie der vom Militär zum 
Soldaten oder vom Bürger zum Volksgenoſſen. 

Der Mationalfogialismus will Michter mit 
Mannesftolz, ſelbſtbewußte Redtswahrer, die frei 
von Kompleren aller Art find. Die in gewiffen 
beamfeten Mechtswahrergruppen vorhandenen er- 
erbten formaliftifhen Unterordnungstendenzen find 
feinem Weſen etwas Fremdes und Unmwürdiges. 

Aus diefen Grundgedanken ergibt ſich Sinn und 
Aufgabe einer nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrer⸗ 
ſchulung. Dieſe will ſich nicht in einer intellektuellen 
Einwirkung erſchöpfen, ſie will ſich vielmehr in 
erſter Linie an den Charakter wenden. Sie bemüht 
ſich naturgemäß nicht ſo ſehr um die von anderen 
Stellen wahrzunehmende fachliche Ausbildung, als 
vielmehr um die Aufzeigung der weltanſchaulichen 
und politiſchen Grundſätze, nach denen das fachliche 
Wiſſen ausgerichtet werden muß. Denn Recht und 
Politik durchdringen ſich gegenſeitig auf das innigſte. 
Es gilt hier alſo die geiſtige und charak— 
terliche Grundlage der deutſchen Rechts— 
wahrerſchaft zu beſtimmen, von der aus 
unſer ganzes Rechtsleben, Rechtſpre— 
chung, Verwaltung und Rechtswiſſen— 
ſchaft geſtaltet werden ſoll. Der Ausſpruch 
Alfred Roſenbergs, daß, um nationalſozialiſtiſche 
Weltanfhauung zu begreifen, weniger neue Ge- 
danken als neues Denfen erforderlich find, verdient 
gerade bier feine Beachtung. 

Die Erfenntnis, daß Nationalſozialismus nur 
erlebt, aber nicht verfiandesgemäß gelehrt werden 
fann, macht auc eine erlebnismäßige Beteiligung 
der Rechtswahrer am Leben der nationalfozialifti- 
Shen Bewegung unerläßlid. 

Vor allem aber gilt e8, dem Nachwuchs der 
akademischen Rechtswahrerſchaft das Erlebnis des 
Mationalfozialismus zu vermitteln. Das Ziel tft 
hier das einer ſyſtematiſchen Auslefe der jungen 
Menfchen, die deutfhe Richter, Staatsanwälte, 
Rechtsanwälte ufw. werden wollen, nah Eignung 
und Charafter, eine Auslefe, bei der der Gefichis- 
punft des Geldbeutels des Vaters endgültig aus- 
geichaltet werden muß. 

Wir wollen auch auf den Hochſchulen Keine 
Menschen, welche der Meinung find, daß ihe Stu- 
dium ihre Privatfache ſei und niemanden etwas 
angehe. Das ftändige Erlebnis des Nationalfozie- 
lismus muß auch gerade für den Rechtswahrert 
feine dauernde und fchönfte Form finden in der 
Zugehörigkeit zu einer der Gliederungen der Be⸗ 
wegung. Denn gerade bier bedeuten Lehre und In⸗ 
telleft gar nichts und Charakter und Mannestum 
alles. Die von der Partei geichaffene Einrichtung 
der Adolf-Hitler-Schulen und der Ordensburgen, 
durch die der Führernachwuchs unter Beachtung 
diefes Grundſatzes auch Für den Staat fihergeftellt 
werden fol, ift hier ein begeifternder und idealer 
Anſatz. Es erfüllt uns auch bier mit Stolz, daß es 
die Partei war, die die Lmftellung der raffiichen 
und charafterlichen Ausleſe des Supeeenattendeien 
für Wolf und Staat eingeleitet hat. - 
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De Kerhtsfehut; als ſotaliſtiſche Tot 











= er Nationalſozialismus bat 
I auch auf dem Gebiet des 
BE Nehtsihußes eine voll- 

2 fommene Umwandlung mit 
ſich gebracht. Vor dem 
30. Januar 1933 konnte der 
Volksgenoſſe nur den bezahl⸗ 
I ten Rechtsrat als Rechts⸗ 
anwalt erhalten. Im Falle 
der DBedürftigfeit blieb er alſo ohne jeglichen 
Rechtsbeiſtand (und dies in einem Staate, der fi) 
eine Demofratie nannte!). Damit wor auch auf 
dem Gebiet des Rechts das Wolf in zwei Klaſſen 
geipalten. Diefem unmöglichen Zuftand bat die 
NSDAP. durch die Zentral⸗Rechtsbetreuung des 
deuffhen Volkes ein Ende gefekt, durch die alle 
minderbemittelten Volksgenoſſen Rechtsſchutz er- 
halten. 

In Rechtsfragen darf es feinen Unterſchied 
zwiſchen reih und minderbemittelt geben. 
Kein minderbemittelter Volksgenoſſe darf Tediglich 
deshalb feines guten Rechtes verluftig gehen, weil er 
zu arın ift oder zu wenig Kenntnis vom Recht hat, um fich 
nötigenfalls die geeignete Rechtshilfe zu Ichaffen. Bon 
einem Borrecht geldlich Beffergeftellter fann nach dem 
heutigen Aufbau der deutichen Nechtsfürforge Feine 
Rede mehr fein. Es gibt im heutigen Deutſch— 
Iand niemand mehr, der nicht die Möglich— 
feit bat, fih in feinen Nehtsangelegen- 
heiten orönungsgemäß betreuen zu laſſen. 
Es handelt fi bei der neuen Rechtsfürſorge auch 
nicht mehr um ein Nehtsalmofen, das vom 
guten Willen des Ratgebers abhängt, fondern um 
einen Anſpruch, der feine hinreichende ‘Begrün- 
dung in der Zugehörigkeit zur Arbeits- und Scid- 
falsgemeinfchaft des deutfchen Volkes findet. 

Im folgenden fol eine umfoflende Zuſammenſchau 
über Einrichtungen und Aufgabengebiete der heutigen 
deutfchen Nechtsfürfsrge gegeben werden. 


Die NS.-Nechtsbetreuung, 


die für Fragen des allgemeinen Privat- und Straf- 
rechts zuftändig ift, wurde 1934 von Meichsleiter 
Reichsminiſter Dr. Franf ins Leben gerufen und 
umfoßt heute rund 1600 Rechtsbetreuungs— 
ftellen. Die Rechtsbetreuung wird cehrenamt- 
lich durch die im NS. Rechtswahrerbund zu- 
ſammengeſchloſſenen deutſchen Rechtsanwälte 
ausgeführt. Geleitet wird die geſamte Rechtsbetreu⸗ 


ung durch das „Amt für Rechtsbetreuung“ im 


Neichsrechtsamt der NSDAP. 


Einen Einblick in den Tätigkeitsumfang der NS.- 
Rechtsbetreuung follen Fury folgende Zahlen ergeben: 
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1936 betrug die Zahl der bei der NS. Rechts ⸗ 
betreuung ratſuchenden Volksgenoſſen über 343 000. 
Hiervon wurden 41200 Fälle an einen Anwalt über- 
wiefen und 5538 durch Güteverfahren erledigt. An- 
fpruhauffoftenlofe Rechtsbetreuung haben 
nicht nur mittellofe, fondern vielmehr alle in Arbeit 
und Lohn fichenden Volksgenoſſen ohne LUnter- 
fchied des Standes, Berufes, die tatfählid nicht 
in der Lage find, einen Rechtsanwalt zu bezahlen. 


- Der Nachweis der Minderbemitteltheit 


wird durd die letzte Lohn⸗ oder Gehaltsabrechnung, 
Renten⸗ und Penfionsbefcheide, den Steuerbeſcheid, 
Armussattefte oder durch eine ‘Bedürftigfeits- 
befcheinigung des zuftändigen NHoheitsträgerg der 
NSDAP. (Kreisleiter, Ortsgruppenleiter) und 
ähnliches mehr erbradt. 

Die Betreuung umfaßt im weſentlichen die Ertei⸗ 
lung von Rechtsauskünften aller Art, wie mündliche 
und ſchriftliche Beratung der rechtſuchenden Volks—⸗ 
genoſſen einſchließlich des erforderlichen Briefwechſels, 
der Schriftſätze und ſonſtiger Schriftſtücke, ſowie 
nötigenfalls auch die ehrenamtliche Durchführung von 
Rechtsſtreitigkeiten vor den Gerichten und anderen 
Behörden. Neuerdings hat ſich die Neichsgruppe 
Rechtsanwälte gegenüber dem Amt für Nechrebetreu- 
ung des Meichsrechtsamts der NSDAP. für ihre 
Mitglieder bereit erklärt, ihre rechtsbetreuende Tätig⸗ 
keit dahin zu erweitern, daß dieſe in Armenſachen vor 
den Amtsgerichten auch die Prozeßvertretung koſtenlos 
übernehmen, wenn das Armenrecht nur für die Ge— 
richtskoſten bewilligt wird. Durch dieſe Bereiterflä- 
rung ift nunmehr eine wefentlihe Erweiterung des 
Aufgabenbereiches und der Tätigkeit ver NS.Rechts⸗ 
betreuungsftellen durchgeführt worden. Es braudt 
fi) alfo in Zukunft Fein Bolfsgenofle mehr zu ſcheuen, 
Anfprüche, die er zu haben glaubt, auch vor Gericht 
durchzufechten, mit der Befürdtung, er könne doch 
nicht gegen den Rechtsanwalt des Gegners auffommen. 

Dur Erlaß des Reihsjuftizminifters vom 26. Mei 
1934 find die NS.-Nechtsbetreuungsftellen auch als 
Büteftellen im Sinne des $ 495 a der Zivilprogeh- 
ordnung anerfannt worden. Ein vor diefen Güteftellen 
abgeichloffener Vergleich hat die Eigenſchaft eines 
vollſtreckbaren Titels und Tann deshalb wie ein vor 
Gericht abgefhlofiener Vergleich ſofort — 
werden. 

Der Unkoſtenbeitrag, der von den NS. Rechts 
betreuungsſtellen erhoben iſt, iſt gering. Er beträgt 
lediglich 20 Mpf., die zur teilweiſen Deckung der 
entſtehenden Auslagen für Büromaterial, Schreib⸗ 
kräfte uſw. dienen ſoll. In Fällen beſonderer Not 
können auch diefe 20 Rpf. erlaſſen werden. Verwei⸗ 
gert kann die Rechtsbetreuung nur im Fall der offen⸗ 
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baren Unwürdigkeit werden oder wenn ein fonftiger 


offenbarer Mißbrauch vorliegt. Ein Volksge— 
noffe, der von einer NS.⸗Rechtsbetreu— 
ungsftelle beraten wird, wird heute genau 
-fo bereitwillig betreut wie ein Mandant, 
der feine Gebühren felbft zahlt. 

Mit der Machtübernahme galt es, an die Stelle des 
bunten Moſaiks der verſchiedenen Rechtsauskunfts⸗ 
ſtellen eine ſozialiſtiſche Einrichtung zu ſetzen. Nach 
einer im Reichsarbeitsblatt veröffentlichten Zuſ ammen⸗ 
ſtellung gab es damals neben dem Verband der ge- 
meinnüßigen und unparteiifchen Nechtsausfunftsftellen 
und fonitigen gemeinnüßigen DBereinigungen noch 
Ausfunftsftellen von den freien Gewerf- 
Ihaften, des Zentralarbeiterfefretariats, 
der hriftlihen Gewerfihaften, des Ver— 
bandes der Deutfhben Gewerfvereine, 
fonftiger Arbeitervereinigungen, wie der unabhängi- 
gen Arbeitervereine, der wirtfchaftsfriedlichen Ar- 
beitervereinigungen und der Tandarbeitervereinigung, 
weiter Ausfunftsftellen von Arbeitgebern, 
Fonfeffionelle Nehtsausfunftsftellen, 
Nehtsausfunftsftellen politifher Ver— 
einigungen, von Privatangeftellten-Berbänden 
fowie ländliche Rechtsauskunftsſtellen. An ihre Stelle 
fraten nun einige große Spezial-Mechtsberatungs- 
ftellen neben die NS.-Nechtsbetreuung, die ohne 
Rückſicht auf Konfelfion und Stand und ohne Ver- 
quicfung der der Nechtsfürforge urfprünglichen Auf- 
gabe mit einer propagandiftifhen Auswirkung Eon- 
feffioneller oder politifcher Ideen und Intereffen an 
die Verwirklichung des in Punft 9 des Partei- 
. Programms niedergelegten Grundfages gingen, daß 
alle Staatsbürger neben gleihen Pflid- 
ten auch gleihe Rechte befißken müßten. 


Die Deutſche Arbeitsfront 


gewährt angefihts ihres Mitgliederftandes über 
20 Millionen deutfhen Volksgenoſſen Rechtsſchutz. 
Die Aufgaben, die die Nechtsberatungsftellen der 
DAFT. im Rahmen der Gefamtaufgaben der DAS. 
haben, find Elar und eindeutig in der Dienftordnung 
niedergelegt, wo es heißt, daß fie ihre Mitglieder (Be- 
triebsführer wie Gefolgfchaftsangehörige) in allen 
Nechtsangelegenheiten, die das Arbeitsverhältnis be- 
treffen oder dem Gebiet der Sozialverficherung ange- 


bören, betreut. Neben der Bearbeitung von rechtlihen 


Fragen, die aus dem Arbeitsverhältnis heraus ent- 
ftehen (4. B. Zariflohn, Zeugnis, Überftundenzufchläge, 


Urlaub, Kündigungsihus), Fällt alfo auch in das Auf- 


‚gabengebiet der Nechtsberatungsftellen die DBehand- 
lung von Fällen der Kranfen- und Arbeitslofenverfiche- 


rung fowie der Nentenverficherung. Durch Gefeg vom. 


23. Dezember 1936 ift den Nechtsberatungsftellen 
zudem die Befugnis zur friftgerechten Entgegennahme 
von Anträgen aus der Nentenverfiherung 
(Unfall-, Invaliden-, Angeftellten- und 
Knappſchaftsverſicherung) eingeräumt worden. 
Das heißt, ein Rentenantrag Fann mit gleicher Wir- 
fung wie bei den Sozialverfiherungsbehörden auch bei 
‚einer Nechtsberatungsftelle eingebracht werden. Als 
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neueftes Arbeitsgebiet wurde den Mechtsberatungs- 
ftellen der DAS. aud die Betreuung des Hand- 
werfs in Steuerfragen übertragen. 


Geſetzlich verankert find die Nechtsberatungs- 
ftellen der Deutfchen Arbeitsfront im $ 66 Abf. 3 des 
Gefeßes zur Ordnung der nationalen Arbeit, $ 11 
des Arbeitsgerichtsgefeßes und für die Sozialverfiche- 
rung in einer Durchführungsverordnung vom 9. Sep⸗ 
tember 1935 zum Gefeß über Ehrenämter in der So— 
sialverfiherung und der Meichsverforgung. In diefen 
Beftimmungen wird die Bertretungsbefugnis der 
Leiter und Angeftellten der Nechtsberatungsftellen 
vor dem Arbeitsgericht und den WBerficherungs- 
frägern und DBerfiherungsbehörden geregelt. 


Der unmittelbare Parteiverfehr mit den 
Rechtsſchutzſuchenden wird durd örtliche Rechts—⸗ 
beratungsftellen durchgeführt. Diefe örtlichen Rechts⸗ 
beratungsftellen finden ihre vermaltungsmäßige Zu- 
fammenfaflung im Gau in der jeweiligen Gaurechts— 
beratungsftelle, Die Gefamtleitung übt das Amt für 
Rechtsberatungsftellen im Zentralbüro der DAF. aus. 


Die örtlihen Rechtsberatungsſtellen find 
in Gefolgſchafts⸗ und Betriebsführer- Abteilungen auf- 
geteilt. Am 31. Dezember 1938 belief fich ihre An- 
zahl auf 451. Megelmäßige Sprechfage werden von 
diefen örtlichen Nechtsberatungsftellen aus in ein- bis 
zweiwöchigen Abftänden an insgefamt 1670 wei» 
teren Orten abgehalten. Hierdurch haben auch 
Angehörige der DAF. die nicht am Site einer Rechts⸗ 
beratungsftelle wohnen, die Möglichkeit, ohne viel 
Koften- und Zeitaufwand den Rechtsſchutz der DAF. 
in Anfpruch zu nehmen. Micht weniger als rund 
1350 hauptamtlich tätige Rechtsberater bilden 
auf Grund ihrer Vorbildung — mehr als die 
Hälfte befisen die Befähigung zum Nichteramt —, 
ihrer täglichen Erfahrung und ihrer weltanfchau- 
lihen Einftellung genügend Gewähr für eine ein- 
wandfreie Bewältigung der ihnen geftellten Auf- 
gaben. 

Der Rechtsſchutz, den die Rechtsberatungsſtellen 
gewähren, erftrecft fich neben der Erteilung von Aus- 
fünften auf die Nechtswahrnehmung gegenüber dem 
Anfpruchsgegner, wenn nötig, auf die Vertretung der 
Mitglieder vor Gerichten, Berfiherungs- und Spruc- 
behörden und schließlich auf die Einleitung der Zwangs- 
vollſtreckung. 

Anſpruch auf rechtlichen Schutz durch die Redte- 
beratungsftellen haben fämtliche Angehörige der DAS., 
fewohl Gefolgfchaftsangehörige wie Betriebsführer. 
Diefen Einzelmitgliedern gleichgeftellt find die Ange- 
hörigen verfchiedener der DAF. Eorporativ angefchloffe- 
ner Organifationen, fo des Reichsnährſtandes mit 
zweieinhalb Millionen Tandarbeitern, der Reichs— 
fulturfammer mit ihren Einzelfammern und die 
dem Sachverftändigenbeirat für Volksgeſundheit 
der NSDAP. angeichloffenen Verbände, wie z. B. 
die Verbände der Hebammen, der Dentiften, der Dro- 
giften, der SHeilpraftifer, der Tierärzte ufw. Der 
fiherte nah dem Angeftelltenverfiherungsgefeß er- 
halten, was Ausfunfterteilung, Beratung und Ver— 
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fahren erfier Inſtanz betrifft, auch dann. Rechtsſchutz, 


wenn ſie nicht Mitglied der DAF. oder eines mit An⸗ 
ſpruch auf Rechtsſchutz der DAF. angeſchloſſenen 
Verbandes ſind. | 

Vorausſetzung für die Gewährung des Rechts— 
ſchutzes muß felbftverftändlich fein, daß die beabſichtigte 


Rechtsver folgung auch Ausſicht auf Erfolg bietet und 


nicht mit den nafionalfozialiftiichen Grundfäßen und 


denen der Ehre in Widerſpruch ſteht. 


Die Rechtsſchutzberechtigten haben grundfätlich für 


‚Beratung, Anfertigung von Schriftſätzen fowie Ver⸗ 


tretung vor den Gerichten und Spruchbehörden der 


- Sozialverfiherung Feine befonderen Koften zu 


entrichten. Es gibt alfo Feine Prüfungen der Be— 


dürftigfeit durch die Mechtsberatungsfiellen. Für 
‚Mitglieder, die der Gefolgihaft ange- 
hören, werden die gefamten Prozepfoften 
(Gerichtsgebühren, evtl. Anwaltsfoften, Zwangsvoll- 


ſtreckungskoſten) von der DAT. übernommen. 


Wegweiſend für die Tätigkeit der Nechtsberatunge- 


ftellen ift $ 7 der Anordnung des Führers über Wefen 


und Ziel der Deutfchen Arbeitsfront vom 24. Oftober 


1934, Hiernady hat die DAS. die Aufgabe, zwifchen 
den berechtigten Intereſſen aller Beteiligten, d. h. der 


. Betriebsführer wie der Gefolgichaftsangehörigen, 


jenen Ausgleich zu finden, der allein nationaljozie- 
liſtiſchen Grundſätzen entipricht, und die Zahl der Fälle 
einzufchränfen, die den ftantlihen Organen zur Ent- 
Scheidung zu überweifen find. 

Die Nechtsberatungsftellen haben an der Erreichung 


und Verwirklichung diefes Zieles entfcheidenden An- - 


teil. Wie ſtark fi) die ausgleihende und Rechts— 


- frieden fliftende Tätigkeit der Nechtsberatungsftellen 
‚auswirkt, fol an einigen Zahlen veranſchaulicht 


werden. 
on den im Jahre 1938 an die Nechtsberatungs- 


ftellen berangetragenen arbeitsrechtlichen Streitfäl- 


Ien find beinahe 40 Prozent mit einem Streitwert 
von 21,5 Millionen AM. durch die Vergleiche vor 
der Mechtsberatungsftellen beigelegt worden ohne 


Inanſpruchnahme der Gerichte. Mehr als 50 Pro⸗ 
‚zent der bei Gerichten anhängig gemachten Streit- 
fälle haben ſich durch gerichtlichen Vergleich erledigt. 


Weitere rund 18 Prozent der Klagen — meift vor- 


f 


ſorglich zwecks Friftwahrung eingereiht — find 
zurückgenommen worden. Im Jahre 1938 zählten 
‚die Mechtsberatungsftellen allein 3657046 Be- 


ſucher. 








Die rund 371000 Rechtsſtreitigkeiten, 
die im Jahre 1932 an die Arbeitsgerichte heran- 
getragen wurden, haben, nachdem die Zahl feit 1933 


Jahr für Jahr mehr zurücging y im Jahre 1937 


nur noch einen Stand von rund 160 000 erreicht. 


Angefihts der Tatſache, daß während der gleichen 


Zeit die Zahl der Beſchäftigten in Deutihland um 
Millionen geftiegen ift, daß andererfeits viele Volks⸗ 
genoffen erft dur Schaffung der Rechtsberatungs⸗ 
ftellen überhaupt die Möglichkeit erhielten, einen ar- 
beitsrechtlichen Streitfall aufzugreifen, iſt dieſes Er⸗ 
gebnis ein überzeugender Beweis, in welch hohem 
Maße die Rechtsberatungsſtellen innerhalb der DAF. 


an der Verwirklichung der Anordnung des Führers 
mitarbeiten. 


Während Früher, vor 1933, Rechtsvertreter der 
Gewerkſchaften und Nechtsvertreter der Unternehmer- 
verbande als bloße Intereffenvertreter ein- 


- ander gegenüberftanden, find diefe Gegenſätzlichkeiten 


fhon rein äußerlich dadurch beſeitigt, daß heute 


Betriebsführer wie Gefolgſchaft durch die 


Rechtsberatungsſtellen betreut werden. Ge- 
folgemann und DBetriebsführer befämpfen fich heute 
nicht mehr von Organifation zu Organifation, fondern 
ſetzen fich mit den beiderfeitigen Rechtsberatern an den 
gemeinfomen Berhandlungstifch, um zunächſt auf güt- 
lichem Wege zu verhandeln. Denn eine friedliche Bei- 
legung der Streitfälle ift wefentliche Aufgabe der 
Rechtsberatungsſtellen. Allerdings kann es ſich hier 


nicht um ein Herabdrücken berechtigter Forderungen 


ohne Rückſicht auf die Rechtslage auf eine dem Gegner 
genehme Höhe, ſondern nur um eine Hinarbeit auf 
einen der Rechtslage entſprechenden Vergleich handeln. 


Es iſt unbeſtreitbare Tatſache, daß es den Rechts⸗ 
beratungsſtellen gelungen ift, dag volle Vertrauen der 


Ihaffenden Volksgenoſſen, der Betriebsführer wie 
der Gefolgſchaftsangehörigen, zu erringen. So ift es 
auch zu erflären, daß fich die Betriebsführer immer 
mehr ſchon vor Entftehbung eines Streit- 
falles an die Nechtsberatungsftellen wenden, um 
Auskünfte zu holen, ob geplante Maßnahmen ſich als 


zweck⸗ und rechtmäßig darftellen. ‘Die deutſchen Ar- 


beiter und Angeftellten haben die Gewißheit, daß die 
Einrichtung der Nechtsberatungsftellen nicht mehr dag 
Gefühl einer Schußlofigfeit, wie es vor der Macht⸗ 


übernahme nicht felten war, auffommen läßt. 


Genau fo wie im Reich betreut die DAS. 


ihre Mitglieder auch im Ausland. 


benſo untragbar iſt es, daß ein Volksgenoſſe um deswillen Nachteile für ſich und 
feine Familie befürchten müßte, weil er auf geſetzliche Weiſe Jſein gutes, ehrliches 


Recht Jucht und geltend macht. Wer einen wirklich wohlbegründeten Rechtsanſpruch hat, 
‚der muß diefen Anſpruch auch in der gejetlic, zuläffigen Form geltend machen können, 
‚gegen wen aud) immer er ſich richten möge. 


‚Hermann Göring. Die Rechtsſicherheit als Orundinge der Dolfsgemeinfhaft 
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| Die DAZ.-Auslandsorganifation - 
forgt für ausreichenden Rechtsſchutz und Rechts— 
beratung ihrer Mitglieder im Ausland. 

Das Gebiet des Arbeitsrechtes fowie dag Gebiet 
des Sozialverſicherungsrechtes gehören in den Arbeits- 
bereich der Mechtsberatungsftelle Ausland. Außer- 
dem übernimmt fie die Durchführung von Zwangs— 
vollſtreckungen aug deutichen Urteilen im Ausland für 
die MNechtsberatungsitellen des Inlandes. 

Der Rechtsſchutz und die Rechtsberatung find hier 
ebenfalls Eoftenlos. Der Rechtsſchutz erftredt 
fi auf die Prozefvertretung fowie auf die Übernahme 
der Gerichtskoften und der Koften der Zwangsvoll- 
firefung. Allein im lesten Sabre hat die DAF. 
Auslandsorganifation mehrere taufend Marf für 
Prozeßkoſten ausgegeben. 

Einen Einblick in die Inanipruchnahme der Abtei- 
lung Rechtsberatungsſtelle Ausland gibt die Ziffer 
der DMechtsberatungstätigfeit im legten 
Jahr, die mit 6933 feftgeftellt it. An Erfolgen auf 
dem Gebiet arbeitsrechtliher Streitigkeiten wurden 
durch gerichtliche und außergerichtlihe Vergleiche 
29 882,19 NM. und durch Urteile 23 120,00 AM. 
erzielt. In Sozialverfiherungsangelegenheiten wurden 
199 polnische, deutfche, tichechifche, holländiſche, fran- 
söftfche, Inremburgiiche Nenten durchgeſetzt. 

Dberftes Streben ift auch hier die Erzielung eines 

der Streitangelegenheit angemeflenen Vergleiches. Iſt 
ein ſolcher Vergleich nicht möglich, wird ein beim 
ausländiſchen Gericht zugelaſſener Projeßvertreter 
beſtimmt. 
Um das weitverzweigte Arbeitsgebiet überhaupt 
bewältigen zu können, find zur Zeit in den Aus- 
landsortsgruppen 70 Nehtswalter einge- 
feßt, die im Auftrage der DAF.-Auslandsorgani- 
fation ehrenamtlich DBermittlungsverhandlungen 
führen fowie fonftige Vorarbeiten leiſten. 


Der Neichsnährftand 


übt in Fragen des Bauern-und Erbhofrehts 
fowie fonftigen arbeitgrechtlichen Fragen durch feine 
Dienfiftellen, insbefondere die Kreis- und Landes— 
bauernichaften, Nectsberatungstätigfeit aus. Wirt- 
ſchaftsrechtliche Auskünfte erteilen auch die Zufammen- 
fhlüffe des Neichsnährftandes (Hauptvereinigungen). 
Zur Zeit beftehben 19 Landesbauernfchaften und rund 
500 Kreisbauernſchaften. Anipruh auf Rechtsaus⸗ 
Eunft haben im allgemeinen nur Mitglieder des Reichs⸗ 
nährftandes. — Jedoch wird die Auskunfttätigfeit 
auch auf Volksgenoſſen ausgedehnt, die nicht Ange- 
hörige des Neichsnährftandes find, z. B. wenn fie 
durch eine Maßnahme der Erbhofrechtſprechung be- 
rührt werden. Die Nechtsberatungstätigfeit durch die 
Dienfiftellen des Reichsnährſtandes ift unentgelt- 
lid. 

en Ziffer 4 Abſ. 2 des Bücdeberger Abkommens 
vom 6. Dftober 1935 ſtehen die oben erörterten 
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Rechtsberatungsſtellen der DAT. auch den Mitglie⸗ 


dern des Reichsnährſtandes zur Verfügung. Machen 
beſonders ſchwierige Fälle in nichtarbeitsrechtlichen 
Angelegenheiten eine Vertretung durch einen Rechts⸗ 


anwalt erforderlich, ſo werden die Ratſuchenden 
an die Rechtsanwälte bzw. die NS.Rechtsbetreu⸗ 
ungsftellen verwiefen. | 

Durch die Nechtsberatungsftellen werden unter 
anderem 21/2 Millionen Sandarbeiter betreut. 


Die Nationalfozialiftifche Kriegsopferverforgung e. V. 


berät und vertritt Mitglieder und Nichtmitglie der in in 
allen Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenen- 
angelegenheiten. Die Beratung ift für Mitglieder der 
NSKOB. grundfäglid. Eoftenlos. Soweit es ſich 
um Vertretungen vor den Verforgungsgerichten und 
dem Neichsverforgungsgericht handelt, haben die Mit- 
glieder einen Koftenbeitrag zu entrichten, der im Fin- 
zelfall den Betrag von 2,— AM. nicht überfchreiten 
darf. Im obfiegenden Fall wird er zurüderitattet. Die 
Beratungen erfolgen in den bei den Kameradſchaften 


der NSKOV. feſtgeſetzten Sprecdftunden. Ergibt 


ſich die Notwendigkeit, mit der örtlihen Fürforgeftelle 
(Kriegsfürforgeftele) oder mit anderen örtlichen Be— 
hörden fchriftlich oder mündlich zu verhandeln, fo ge- 
ſchieht dies im allgemeinen durch den Kamerndichafts- 
führer oder durch den Betreuungsobmann der Kame- 
radfchaft. Handelt es fi) um eine Vertretung vor 
dem DVerforgungsamt, Hauptverforgungsamt, Verſor⸗ 
gungsgericht oder dem Schwerbeihädigtenausihuß, 
fo übergibt die Kameradſchaft die zur Vertretung not- 
wendigen Unterlagen der zuftändigen Gaupdienftftelle 
oder der Bezirksdienftftelle der NSKOB. Sofern 
eine Bertretung vor dem Neichsverforgungsgericht, dem 
Reichs⸗ und Preußiichen Arbeitsminifterium oder an- 
deren Minifterien notwendig wird, erfolgt die Abgabe 


. der notwendigen Unterlagen der Kameradfchaft, die 


Vorbereitung durch die Gaudienftftelle (Bezirksdienſt⸗ 
ftelle) und die weitere Vertretung der Sache durch die 
Meichsdienitftelle der NSKOD. Der Rechtsſchutz 
wird nur verfagt, wenn die Verfolgung des Rechts— 
mittels ausſichtslos ift oder wenn der Nechtfuchende 
durch fein Berhalten (ſchwere Beftrafung wegen ehren- 
rühriger Handlungen) e8 der NSKODB. unmöglich 
gemacht hat, feine Intereflen wahrzunehmen. 

Nah einer Vereinbarung zwifchen DAF. und 
NSLKOB. treten in Arbeitsfachen, in denen nad) 
dem Schwerbefchädigtengefeß eine Mitwirkung der 
Hauptfürforgeftelle und des Schwerbeihädigtenaus- 
ſchuſſes vorgefehen ift, die Gaudienititellen (Bezirke) 
der NSLKOB. im Auftrag der DAT. auch vor 
den Arbeitsgerichten auf. 


Eine ungefähre Vorftellung vom Tätigkeitsbereich 


der Mechtsbetreuungsarbeit der NSKODB. mag die 


Gefamtzahl der fchriftlihen und mündlihen Ver- 
tretungen für das Jahr L937 geben, die fi 


auf nicht weniger als 213 364 beläuft. Hiervon 
war mehr als die Hälfte der Vertretungen erfolgreich. 
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Auf Grund eines Abkommens zwifchen dem Meichg- 
rechtsamt, Amt für Rechtsbetreuung, und dem Haupt⸗ 
amt für Volkswohlfahrt vom 20. Mai 1934 wird 
die Rechtsberatung auf dem Sondergebiet des 
Wohlfahrts⸗ und Fürſorgerechts von der NEW. aus⸗ 
geübt. Das Hauptamt für Volkswohlfahrt hat eine 
eigene Rechtsberatungsorganiſation aufgebaut. Hier⸗ 
nach ſind bei faſt ſämtlichen Kreisamtsleitungen der 
NGSBW. Kreisrechtsberater eingeſetzt. 


Alle deutſchen Volksgenoſſen, die hilfebedürftig und 


minderbemittelt ſind, werden auf dem Gebiet des 


Wohlfahrts⸗ und Fürſorgerechts beraten und betreut, 


und zwar unentgeltlich. Auch die Mitgliedſchaft 


bei der NSLV. iſt nicht er forderlich. Die rechtsfürſorge⸗ 
riſche Tätigkeit der NSWV. umfaßt die Erteilung von 
Rechtsauskunft mündlicher und fehriftlicher Rechts— 
beratung und die Anfertigung ı von ERBEN Anträgen 
und ähnlichem. 

Die NSB. wirkt aud mit bei der gütlichen 
Schlichtung von Mietſtreitigkeiten. Nah 
einer Allgemeinverfügung des Meichsminifters der 
Juſtiz vom 15. Dezember 1935 find die Amtsgerichte 
angewiejen, mit den Dienftftellen ver NSDV. zur Auf- 
rechterhaltung gefährdeter Haushaltungen und zum 
Zwecke des gütlihen Ausgleihs der Parteien zu- 
fommen zu arbeiten. Die Mitwirkung der NEW. 

findet auch hier nur in folchen Fällen ftatt, in denen 
die zu befreuende Partei einer Hilfe. würdig. und 
minderbemittelt ift. Eine DBertretung einer Partei 
bei Gericht duch MESW.Walter ift unzuläffig. Bei 
135000 Wohnungsbilfe-Vorgängen, dieim 
Jahr 1936 ver NGSEV. zur Erledigung zugeleitet 
wurden, ift e8 gelungen, inder Mehrzahl der Fälle 
einen gütlihen Ausgleich unter den Parteien 
durchzuführen. 54,3 v. H. der Fälle wurden durch 
außergerichtlichen Vergleich erledigt, 31 v. H. durch 
gerichtlichen Vergleich. In nur 14 v. H. Fällen mußte 
ein Gerichtsurteil ergeben. - 

Ein mehr denn fünfzigjähriges Mühen um die 
Söfung einer wichtigen fozialen Frage hat fomit 
einen Abſchluß gefunden, der in der Welt wohl 
einzigartig daſtehen dürfte. Der Rechtsſchutz 
des ſchaffenden deutſchen Menſchen im heutigen 
Deutſchland ſtellt ſich als eine ſozialiſtiſche Tat dar, 
auf die jeder deutſche Volksgenoſſe mit einem Gefühl 
des unbedingten Vertrauens und der Sicherheit blicken 
kann. 











Deutfcher - merf dir das! 

Eine Anzahl von bedeutenden Sorfchern bat die 
Anſchauung vertreten, daß das Nikotin durchaus 
als ein Keimgift anzufehen ift, fo daß der Tabaf, 
gerade aud) vom Standpunkt der Eugenik und 


Raſſenpflege aus betrachtet, einer ganz befonderen 


Beachtung bedarf. Statiftifche Erhebungen Über. 
die häufig vorkommende Sterilität von Zigaretten» 
raucherinnen wurden in dieſem Zuſammenhang 
durchgeführt. Die Ergebniſſe ſind recht lehrreich: 
Während im Durchſchnitt auf jede Ehe in Deutſch⸗ 
land 2,4 Geburten kommen, konnte bei den fo 
genannten Raucherehen (alfo Ehen, in denen beide 
Partner rauchen) bisher nur eine durchſchnittliche 
Geburtenzahl von 0,66 feftgeftellt werden. Um- 
gefehrt ergab ſich bei den Nichtraucherehen eine 
Zahl von 3,1 Geburten, wobei noch ausdrücklich 
darauf hingewieſen werden muß, daß hier Tedig- 
lid, Großfiadtmenfchen, wehterhin vorwiegend Ehen 
von Afademifern, beſſer geftellten Beamten und 
Kaufleuten, die in der Kinderzahl befanntlid an 
fi) ſchon ungünftig ftehen, und fchließlih zum Teil 
offenfihtlih noch nicht obgefchloffene Ehen be- 
fragt wurden. | 
Alle bisherigen Statiftifen haben gezeigt, daß 
die Krebserfranfungen der Lippe, Zunge, Mund- 
ſchleimhaut, der Speiſeröhre, der Mandeln, Bron⸗ 
chien und des Kehlkopfes weit häufiger beim männ- 
lichen Gefchlecht vorfommen als beim weiblichen. 
Dr. W. Peters Eonnte an Hand feines ‘Berliner 
SKronfenftandes ein anhaltendes Anſteigen der 
Lungen-(Bronchial-) Krebserfranfungen der Män- 
ner gegenüber den Frauen von 3:1 in den Jahren 
bis 1931 fefiftellen. Diefe Seftftellungen können 
für den Tabak als Krebsurfache Tprechen. 
X 


10; Slationalfozialiften dienen nad) einem inneren Gefet; dem deutfchen Volke und 
als Rechtswahrer dem Recht des Volkes, jenem Recht, das die Ewigkeitswerte 


unferes Volkes fiherzuftellen hat; der Führer hat uns vom „Ich” gehoben auf die Ebene 
des „Wir; von diejem Standpunkt aus müſſen wir als Rechtswahrer tätig Jein. 
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Oberfter Parteirichter Reichsleiter Bud 
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BE ie fehr fih das römifche Mecht 
NEW vom Ddeutihen Rechtsdenken 
ze unferfcheidet, fol an einigen 
j THE Deilpielen gezeigt werden: 
ae Mac) dem abfiraften römi- 
Pichen Recht ift der Boden eine 
Mare und Fann infolgedeflen 
als Taufchartifel verwandt werden. Im deutfchen 
Recht nimmt dagegen der Boden eine befondere 
Stellung ein. Durd dag Erbhofgefeß ift wieder 
das alte deutſche Recht zum Durchbruch gekommen. 
Beſonders gut fehen wir im Erbredht die mate- 
rialiftifhe Auffaflung, innerhalb der römiſchen 
Rechtslehre. Hier war dag Vermögen beim Ab- 
leben eines Menfhen ein Vermögen für fi 
geworden mit eigenen Nechten, eigenen Pflichten, 
es Iag felbfländig da und hieß deshalb „ruhende 
Erbmaſſe“, d. 5. prafriich, daß der Tote in feinem 
Nachlaß vermögensrechtlich noch fortlebt. Erft wenn 
fi) jemand bereit erflärte, die Erbichaft zu über- 
nehmen, findet der Nachlaß einen Herrn. Im ur- 
ſprünglichen deutſchen Recht bedeutet 
der Tod nur eine Verſchiebung des Ver— 
mögens innerhalb der Familie. 
Neben dem römiſchen war es vor allem auch das 


kanoniſche Recht, das entſcheidenden Einfluß . 


ausübte und in vielen Dingen die Wandlung der 
Auffaſſ ung mit ſich brachte. Im Rechtsleben mußte es 
eine Revolution bedeuten, als durch die neue Religion 
der unſeren Vorfahren nicht bekannte Begriff, der 
Begriff der Sünde, eingeführt wurde und die 
Arbeit weniger galt als das Gebet. Mit 
dieſer Veränderung von Wirtſchaft und Glauben 
ging auch der Zerfall der Sippe Hand in Hand. 
Sie verſchwand als Rechtsträger. Aus dem tapferen 
felbitfiheren Krieger und Bauern wurde der unter- 
fänige Lerbeigene. Diefer trat aber immer mehr in 
den Rechten gegemüber dem Hofmann, dem DBe- 
amten, dem Städter, dem Großgrundbefiger zu- 
rück. Die Kirche verftand es nicht nur, den Teil 
des römifch-Fanonifchen Rechts, den die Kirche aus- 
gebildet hatte, für die Priefter anzuwenden und 
damit deren Sonderftellung zu betonen, fondern auch 
auf die anderen Glieder des Meiches auszudehnen. 


Wie ftarf durch diefe verfchiedenen Rechtsſyſteme 


die deutfche Auffaflung zurüdgedrängt wurde, zeigt 


am beiten die Tatſache, daß der Höhepunkt dieſer 
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Entwicklung das Recht des jeweiligen Landesherrn 


war, über den Glauben der Untertanen zu beſtimmen; 
dies ging fo weit, daß die Untertanen jeden Reli— 


‚gionswechfel ihres Landesherrn mitmachen mußten. 


Materialiftiiches Rechtsdenken war es auch, daß 


für Menfchen gleichen Blutes ein Mehrklaſſenwahl⸗ 


recht gefchaffen werden konnte. Hier beftimmte ifo 


der materielle Beſitz den Wert bzw. höheren Wert 


des einzelnen. Dagegen hatten diefelben Menfchen, 


die auf dem einen Gebiet fo verfchieden bewertet 


wurden, wenn es die Sicherheit des Reiches Halt, 


die gleichen Pflichten zu erfüllen, d.h. in dieſem 


Falle wurden fie als gleichberechtigt behandelt und 
beide haften, wenn es noftat, ihr Leben zu geben. - 


Das Erfordernig gleihen Bluts wird 


im deutſchen 
Bodenrecht 


verwirklicht. Das entſpricht den Grundſätzen 
des alten Rechts, das Boden und Blut in beſon⸗ 
ders enge Beziehungen bringt. Vor allem für die 
Ausübung öffentlich - rechtlicher Befugniſſe find 
Ebenburt und Landbeſitz unerläßliche Vorausſetzun⸗ 
gen. Die großbäuerliche Grundlage des germanifchen 
Staatswefens bat erft. ſpät und widerwillig die 
Herrihaftsausübung durch ein landloſes Beamten⸗ 
tum ertragen. Bodenbeſitz iſt daher die Grundlage 
der öffentlichen Rechtsordnung. Das zeigt fi be- 
fonders im Lehnsweſen. Aber aub die Schöffen- 
fähigfeit hängt am Beſitz eines Stammgutes. 
Neue Schöffen werden demgemäß dadurch ein- 
gefett, daß fie Staatsländereien erhalten, „damit 
fie Schöffen davon fein mögen, ihrer jeglichen drei 
Hufen und mehr’ (Landrecht III, 81). Auch der 
richterliche Zweifampf verlangt neben der durch vier 
Ahnen zu beweifenden Ebenburt zum Nachweis 
gleichen Mechts den Beſitz eines Handgemäls. 


Ebenfo richtet fih der Gerihtsftand nach dem Be 


zirf, zu dem das Handgemäl gebört (III, 26, $ 2). 


Diefe Beifpiele für die Bedeutung des Land» 


befißes im öffentlihen Recht werden ihrem ganzen 


Inhalt nach auch aus feiner privatrechtlichen Be⸗ 


handlung verſtändlich. Bauernſchaft und Sippe 
geben ihr dag Gepräge. Landnähe und Bodenſtändig—⸗ 


keit find feit frühefter Zeit das Kennzeichen der ger- 


manifchen Stämme, zu Diefem Ziel zu gelangen, ift 


der Sinn der Völkerwanderung. Bezeichnend genug, 
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fremden Sprachen nicht 


ſo auch hier als der früheſte 
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„Vaterland“ ſich in N 


4 
Li 


findet. Das genommene und 
bebaute Land ift daher im 
befonderen Maße mit dem 
Denfen der Frühzeit ver- 
bunden. Die Sippe er 
fcheint wie im Strafredt, 


Rechtsträger. In ihrem Be⸗ 
fißt fieht das Landgut, «8 
ift Gefamteigentum des Ge- 
ſchlechts (dag römische Recht 
fannte dagegen nur das 
Eigentum der Einzelperfön- 
lichkeit bzw. des Staates, 
aber nicht der Sippe). Bon 
bier nimmt die für das 
deutfche Recht fo bezeich- 
nende Einrichtung des Ge- 
famteigentums und der 
Genofienfhaft ihren Aus- 
gang. — Ms rechtliche 


Bezeichnungen für diefee Ren, 
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Odal und das Hand- Mittelalterlihes Gericht in der Holzſchranke. Im Hintergrund die verfhiedenen Todesftrafen: 


gemäl. — Odal ift ein 
nordifcher Begriff, der ur- 
fprünglic Erbgut bedeutete. 
Er bezeichnet eine Figentumsverfaflung, die in be- 
fonders hohem Maße auf das Sippengefüge und 
den Sippengedanfen gegründet if. Das Erb- 
gut ift der Sippenhof, mit dem die Überlieferung 
des Geſchlechts, feine politifche Geltung, fein Götter- 
kult, feine wirtſchaftliche Stellung eng verbunden 


iſt. „Wir haben «8 hier mit germanifchen ‚Erb- 


höfen‘ zu tun, die einer Sippe gehörten, welche auf 
ihnen ihre Ahnenverehrung durchführte: Blut und 
Boden wachſen hier untrennbar und unlöslid zur 
Einheit als ‚Eigentum‘ zufammen: Das Wort 
Eigentum ift im germanifchen Sprachgebrauch die 
Zufammenfoflung deflen, was wir heute in dem 
Begriff ‚Blut und Boden’ zufammenfaffen zu einem 


u 
Wort. : | yo 


„Reformation des Meiches an Haupt und Glie- 
dern”! war eine Forderung, die zu Beginn des 
16. Sahrhunderts durd dag ganze Volk ging. Mon 
muß fit) vor Augen halten, daB fchon damals eine 
totale Erneuerung des deutfchen Lebens und Weſens 
geplant war, mit der ganzen gewaltigen Eindring- 
TichEeit, die feither in unferer Gefchichte nicht mehr 
zur Ruhe kommt und in der Kroft ihrer Sehnſucht 
son feiner ausländifchen Revolution gekannt wird. 
Deutſche Mevolutionen find feither immer verbor- 
gene Mevolutionen des Rechtsbewußtſeins, leiden⸗ 
ſchaftliche Kämpfe um die eigentliche deutſche Lebens— 


ordnung. Diefen Kern rein zu erhalten, ift den 


3) 


Rädern, Hängen, Pfählen, Ertränten, Enthaupten, Verbrennen 
Holzihnitt aus: Petrarca’s Troftipiegel. Augsburg, Steyner, 1539 


Bauern 1525 nicht gelungen. Die Bewegung ver- 
kam in den Händen erbärmliher Führer, Männer 
wie Florian Geyer mußten der Macht des Nieder- 


trächtigen weichen, und am Ende konnte Luther teil- 


weife mit Recht feinen berühmten umftrittenen Brief 
„Wider die aufrührerifchen und mörderifchen Motten 
der Bauern‘ verfaffen. — Die zwölf Artifel der 
Bauern und der große Heilbronner Reichsreform⸗ 
plan von 1525 Yaflen jedoch klar erfennen, was ur- 
fprünglic von den Beften gewollt war. Der Kampf 
um dag deuffche und der Kampf um das göttliche 
Recht, das ſchon der Sachjenipiegel verkündet, find 
unlögbar miteinander verbunden. ,„Deß man uns 
für Eigenleute (Teibeigene) gehalten hat, was zum 
Erbarmen iſt“ (Art. 3), zeigt den Verfall der alten 
Treueverhältniffe. Die Forderung nad Rückgabe 
der Allmendgehölze und Gemeindewiefen (Art.5, 10) 
läßt erkennen, wie der römifche Eigentumsbegriff 
die Enteignung der Bauern durd die Grundherr- 
fchaft befördert hatte. ‚Nichts als Gerechtigkeit 
Gottes’ ift die Lofung — „daß Deutfchland in 
großer Sünd und Übermut wäre” die Grundeinficht 
der Reformer. Erſtaunlich ift vor allem der SHeil- 
bronner Meichsreformplan, obgleich er nie zur an- 
erkannten Zielfeßung erhoben worden ift. „Weil die 
Doktoren nicht Erbbüter des Rechts, fondern be- 
zahlte Diener find’, follen fie abgefchafft, dag Ge- 
richtswefen foll von Grund auf reformiert werden. 
Die großen Hondelsgefellihaften der Fugger und. 
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Welſer müffen verschwinden, eine Kapitalhöchſtgrenze 
für ale Gefellihaften wird in Vorſchlag gebracht. 
Die Bodenzinfen follen abgelöft, die Münze refor- 
miert, eine einheitliche Zentralgewalt unter dem 
Kaifer gegründet werden: Gedanken, deren nahezu 
unheimlich moderne Frageſtellung nicht nur die Auf- 
gewühltheit der Zeit, fondern noch mehr die Tiefe 


der deuffchen Problematik feit über 400 Jahren 


erfennen laßt. - 


Das Judentum 


ſteht im alten Recht in einer doppelten 
Fremdheit: religiös — als Feind des 
Chriftentums — und raſſiſch. Grundfäs- 
lich folgt daraus feine völlige Nechtslofigfeit, ge- 
mildert durch zahlreiche Privilegien und Schuß- 
briefe. Die Juden gelten al „Kammerfnecdte‘ 
des Königs und flehen unter Königsfrieden. AU 
das aber war Ausnahmerecht, nicht normal, eigent- 
ich „Wider Recht“ (Schwabenfpiegel -Art. 214). 


Es konnte jederzeit zurückgenommen werden. Fried» 


lofigkeit, Tötung von Rechts wegen war dann bie 
Folge. An diefem Grundtatbeitand völliger gegen- 
feitiger Fremdheit wird nüchtern und rücfichte- 
108 feftgebalten. Meligiöfe Kämpfe, wirtichaft- 
liche Konfurrenz, fteuerpolitifhe Überlegungen 
freten verfchärfend hinzu. So ift es felbftver- 
ftändlih, daß den Juden die Amtsfähigfeit von 


jeber abgeſprochen wird, und daß fie niht Schöffen 


fein dürfen. Heiraten zwiſchen Juden und 


Titelblatt der Verkündung eines Landfriedens unter Karl V, 
Mainz, 3. Schöffer, 1521. Merlo, Fl.v. Worms 460 
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Chriſten find vielfach bei Todesſtrafe 


verboten, oft ſchon der Geſchlechtsver— 
kehr (Schwabenſpiegel Art. 322). Sinngemäß hat 
auch der Jude nad) dem Sachſenſpiegel Fein Waffen⸗ 
recht. Andererfeits läßt jenes mittelalterliche Ord⸗ 
nungsdenfen auch den Juden nach feinem eigenen 
Recht — den fünf Büchern Mofis, dem Talmud, 
dem Schulchan Aruch — beurteilt werden, insbefon- 


dere im Erb- und Familienrecht. Trotzdem ift diefe. 


Drdnung nicht mit jener genoſſenſchaftlichen Struf- 
für des Volksrechtes zu verwechfeln, die Alemannen, 


Franken, Römer, Slawen ufw. nah ihrem eigenen 


Rechte leben läßt. Der Jude iſt im mittelalter- 
lichen Recht weder Volks⸗ noch Mechtsgenofle, wenn 
er auch nicht geradezu juriftifch als Fremder oder — 
im dogmatifchen Sinne — als Keber angefeben 
wird. Er ift vielmehr ſchlechthin „anders“, und 
diefe Andersartigfeit wird feftgebalten, bis dann 
mit dem Edift vom 11. März; 1812 die Eman- 
sipation des Judentums beginnt und mit dem Bundes- 
geſetz (Norddeutſcher Bund) vom 3. juli 1869 
(Reichsgeſetz feit 16. April 1871) betreffend die 
Gleichberechtigung der Konfeffionen im liberalen 
Staat vollendet wird. — 


Den großen Unterſchied zwiſchen materialiſti— 
ſchem und deutſchem Rechtsdenken ſehen wir auch in 


hervorragender Weiſe in der Entwicklung des 


Arbeitsrechts. 
Das Arbeitsrecht 


iſt im Gegenſatz zu dem auf Beſitz (Vermögen) 
aufbauenden, im BGB. verkörperten Privat— 
recht das den Belangen des ſchaffenden Volkes 
dienende, die Arbeit in den Mittelpunkt ſtellende 
Recht. Im urſprünglichen römiſchen Recht 
fehlte der Arbeitsvertrag; denn der Sklave, der 
allein arbeitete, war Rechtsobjekt: der Herr Fonnte 
frei über ihn verfügen. Erſt im fpäten Nom 
kam in den freien Berufen die Degelung Des 
Xrbeitsvertrages im Sinne eines Tchuldrechtlichen 
Vertrages auf. Zur Zeit des Kaifers Auguftus 


bat der römifche Rechtslehrer Marcus Antiftius 


Labeo den das Lohnarbeitsverbältnis zum Aus- 
drud bringenden Dienftverfrag von dem den 
handwerflichen fowie bäuerlichen Arbeitsvertrag 
Fennzeichnenden Werfvertrag, bei dem Arbeit und 
Kapital eine Einheit bilden, begrifflich ſcharf ge- 
fhieden und damit zum erften Male den fozialen 
Unterfchied zwifchen unfelbftändigem LTohnarbeiter 
und felbftändigen, nicht nur über feine Arbeits- 
Eraft, fondern auch über die Produftionsmittel 
frei. verfügenden Werfer zum Ausdruck gebradt. 
Im deutfchen Recht wurde das Arbeitsverhältnis 
urſprünglich in erfter Linie als Treueverhältnis, 
als Treudienftvertrag aufgefaßt, alfo nicht als 


ein Schuldverteag im römiſch⸗rechtlichen Verhält⸗ 


nis. Derbundenheit in der Gemeinfchaft bildete 
die Grundlage. Grundpflicht war die gegenfeitige 
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Treue. Erſt die Rezeption (Aufnahme) des 
römiſchen Rechts im 15. Jahrhundert führte im 
Zeichen des Vordringens der Geldwirtfchaft au in 
das deutfche Rechtsleben die ftreng rational gedad- 
ten fchuldrechtlichen Beziehungen zwifchen Teiftung 
und Gegenleiftung ein, fo daß das treuhände- 
rifche Arbeitsverhältnis immer mehr Tchuldrechtlid) 
als Arbeitsvertrag aufgefoßt wurde. 

Dos individualiftifih - liberaliftifche 
Recht fchuf den freien Arbeitsvertrag, fußend auf 
der Überzeugung, daß auc die Arbeitsverhältniffe 
im Betriebe dann am beiten geregelt find, wenn die 
Menfchen einzeln untereinander vertraglich Die 
Rechtsbedingungen vereinbaren. In dieſem Sinne 


kennt dag deutſche BGB. nur den Werk⸗- und den 


für die Arbeitnehmer geltenden Dienftvertrag. 
Die ſoziale Entwicklung im 19. Jahrh. hat gelehrt, 
daß der Liberalismus den Arbeiter durch den freien 
Arbeitsvertrag zwar rechtlich frei gemacht hat, daß 
die Arbeiter aber im Zeichen großbetrieblich-indu- 
ftrieller Geftaltung der Arbeitsverhältniffe wirt- 
Ichaftlic immer unfreier wurden und fich gezwungen 
faben, ihre ſoziale Stellung durch Zuſammenſchluß 
u flärfen. Die den SKoalitionen (Intereflen- 
zufammenfchlüffe) der Arbeitnehmer (Gewerfichaf- 
ten) und der Arbeitgeber (Arbeitgeberverbände) ent- 
fprechende Form des Arbeitsvertrages wurde der 
Zarifvertrag. (Die Tiberaliftifhe Zeit betrachtete 
die Arbeit als Ware, und bei einer folchen Gefin- 
nung war e8 natürlich, daß der Arbeiter gezwungen 
war, fih zum Schuß gegen Ausbeutung durch den 
wirtfchaftlih Stärferen zufammenzufchließen.) Als 
KRolleftionormenvertrag war er ein Vertrag, bei 
dem mindeftens auf Arbeitnehmerfeite ein Kollef- 
tivum (Dntereffenverband) ftehen mußte, und der 
die Normen (rechtliche Bedingungen) für zufinf- 
tige Verträge enthielt. Im Tarifvertrag wurde der 
Gegenfak von Kapital und Arbeit zum fozialorge- 
nifatorifchen Prinzip erhoben. Der Schwerpunft 
der Auseinanderfegung über die Lohnbedingungen 
wurde in die Verbände verlegt, der Folleftiven 
Darteivereinbarung überloflen. In Schlichtungs- 
verfahren griff der Staat nur ein, fofern die Ver— 
bände fi nicht einigen fonnten. Unter dem Ded- 


mantel der Tiberaliftifch aufgezogenen Parteivereini- 


gung hatte der Klafienfampfgedanfe eine Form des 
Arbeitsvertrages gefunden, mit deflen Hilfe die 
Machtkämpfe zwiſchen den Intereffenten unbehelligt 
weiter ausgeiragen werden Fonnten. 

Der ſchwerſte Mangel des Folleftiviftifchen Ar- 
beitgrechtes lag darin, daß «8 auf dem Gedanken 
der ‚Sozialen Gegenſpieler“ aufbaute, die Klaffen- 
kampfidee zu verewigen fuchte und letzthin von dem 
Vorrecht der Mafle gegenüber der Perſönlichkeit 
ausging. Es machte den Betrieb zur vorderften 
Sront des fozinlen Kampfes. Ihm fehlte die Ein- 
ficht, daß auch im betrieblichen Arbeitsleben Auto- 
rität zu berrfchen hat, und daß ſich das Leben im 
Betriebe finngemäß nur auf Gemeinſchaft aufbauen 
kann. 
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Der nationalſozialiſtiſche Staat hat das Schwer⸗ 
gewicht der Lohnfindung wieder in den Betrieb ver- 
legt und die vom Treuhänder der Arbeit als Ver: 
treter des Staates erlaffene Tarifordnung gefhaf- 
fen. Die Arbeitsverhältniffe im Betriebe find im 
Dienfte der Gemeinfchaftsidee durd das Gefek zur 
Drdnung der nationalen Arbeit am 20. Januar 
1934 geregelt worden. Sozialpolitifch und arbeite- 


rechtlich wird auf der Fonfreten Einheit, d. b. dem 


Betriebe, aufgebaut. 

Die Betriebsgemeinfchaft ift politifh und ſozial 
das Organ, mit deflen Hilfe der Nationalfozialis- 
mus feine Ziele auf dem Gebiete des Arbeitslebeng 
verfolgt. 

Eine Berriebsgemeinfhaft ift aber 
nur in einem völkiſchen Staate möglid, 
da fie eine Gemeinſchaft vorausfent, in 
der Betriebsführer und Gefolgfhaft 
Genoffen desfelben Blutes und damit 
derfelben Ehre find. Hier fehen wir mit am 
beften den Begriffswandel, der auf allen Lebens- 
gebieten durch das Wirken der Partei Pla ge- 
griffen hat. jest ftehen fi nicht mehr Inter⸗ 
effengruppen gegenüber, fondern “Betriebsführer 


und Gefolgfhaft bilden die Deutfche Arbeitsfront. 


| ur. 
Ein Mann — ein Wort | 
Im germanifchen Volksrecht hatte das Wort 
rechtihöpfende Kraft. Der Germane verlieh fi 
auf das Wort feines Ihinggenoffen. Das Wort 
war mit GSelbfiverftändlichfeit Ehrenwort. Und 
erft ein Eid! Ihinggenoffenfchaft wor Vertraͤuens⸗ 
genoflenichaft. So war es im germanifchen Volks— 
recht möglid), daß ein Angeklagter allein durd 
jein Wort freifommen konnte. Es beſaß die 
dem „modernen“ ftädtifchen Menfchen, der in einer 
Atmofphäre des Mißtrauens groß wurde, fo un- 


verftändliche Rechtsform des Meinigungseides. Der 


Meinigungseid bedeutete im Grunde nichts anderes, 
als daß der angeflagte Mann fein Wort gab, daß 
er unfchuldig fei. Und das allein vermochte ihm die 
Freiheit zu geben. Welche Kraft bat diefes 


MWort! Im der juriftifhen Prozeßſtube ift das 


anders. Da nutzt das Beteuern der Unſchuld nicht 
allzuviel. Und das ift nicht verwunderlid; denn 
Rechtsformen, die eine echte volfsgenoffenfchaftliche 
Ordnung zur felbfiverftändlihen Vorausſetzung 
haben, find dort unangemeflen, wo juriftifche Atmo⸗ 
ſphäre des Mißtrauens berrfcht, die ung die jüdifche 
und weftliche Welt brachte. 

Pur dort, wo die Werte des Charakters gelten, 
ift das Wort der Menſchen wahr und zuverläffig 
und nur dort ift e8 möglich ibm rechtſchöpfende 
Kraft zuzubilligen. Wichtiger als gute Prozeß—⸗ 
ordnung ift für ein Volk, daß in ihm Wort ge 
halten wird, und dies muß vor allem für das 
deutiche Wolf gelten, denn in ihm ift das Sprid- 
wort „Ein Mann — ein Wort’ geboren worden. 
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Politiſche Donaureife 


Briefe jur Beopalitik des Südoftraumes 
von Karl Springenfchmid «. urien 


Liebe Kameraden! | 

Melk! das flolge Stift ift wohl eines der herr» 
lichſten Bauwerke in deutichen Landen. Auf fteilem 
Felſen, hoch über dem Strome ragt es auf, weithin 
dag Land beherrfhend. Man kann eg verftehen, daß 





Melt 


Napoleon auf feinem Zuge nad) Wien mehr nod) 
als von der Schönheit von der ftrategiichen Lage 
dDiefes einzigartigen Kirchenfchlofles begeiftert war. 
Im Schickſal diefes Stiftes fpiegelt fi getreu das 
Schickſal des ganzen Landes wider: 976, alio vor 





Öfterreih - Ungarn war die Hauptfiüße der 
Eatholifhen Kirche. Zwei Drittel aller Einwohner der 
Donaumonarchie waren Fatholifch, nämlich der größte Teil 
der Deutfhen und Madjaren, ferner die Slowenen, 
Kroaten, Slowaken, Tſchechen und Polen. Die 
Kirche war mit Habsburg aufs-engfte verbündet. 


2J0 


nahezu taufend Jahren, als es nod darauf ankam, 
das Land gegen den Anſturm fendlicher Oſtvölker 
zu verteidigen, fand hier eine Trutzburg der deut- 
chen Bauern. Dann, im Jahre 1089, als die Front 
des Fämpfenden Volkes fehon wetter die Donau hin- 
abgerüdt war, zogen die DBenediftiner ein, denen 
es weniger um den Kampf mit feindlichen Völkern 
als um die Bekehrung diefer im Grunde noch immer 
germanifch-heidnifchen Bauern zu fun war. Die 
Kirche fühlte fid) wohl in diefem Lande. 1736 ent- 
ftand der kühne Prunkbau des Stiftes als Ausdrud 
der triumphierenden Kirche. Wie hat es die Kirche 
in diefem Lande fo trefflich verftanden, alle beherr- 
chenden Punkte der Landihaft mit ihren Baulich— 
feiten zu fchmüden! Drüben, das altgermaniiche 
Heiligtum auf dem fteilen Uferberge, wo heute nod) 
wie vor taufend Jahren am Oftermontag die Bauern 
des Landes unter der mächtigen Eiche zufammen- 
treten, ift zum frommen Gnadenort „Maria Ta- 
ferl geworden. Bon den, VBorbergen der Alpen her 
grüßt, weithin fihtbar, der Sonntagsberg, einit 
eine heidnifche Kultitätte, nun ein beliebter Wall- 
fahrtsort, und dahinter liegt das „Wunder“ von 
Maria Zell. Die Klöfter und Stifte, die dem 
Bauern mehr Sorge. als Troft bereiteten, find, 
vom Ader aus gejehen, die großen Zeugen kirch— 
licher Macht, ob der Bauer nun, wie noch vor 
hundert Jahren, unmittelbar der Kirche zinfte und 
fronte oder, wie fpäter dann, auf dem Umwege 
über eine „chriſtliche“ Megierung. | 


Wo wenig zu holen ift, fehlen die Klöfter. Den 
Rittern, die im engen Donautal der Wachau auf 
den kecken Felsburgen faßen, ging es nicht fo gut 
wie den reichen Stiftsherren von Melk oder Gött- 
weig, denen die Donau dort lieber war, wo fie durch 
zinspflichtiges Aderland floß. Darum aud haben 
die Stifte alle Zeiten überdauert, während die Bur- 
gen der Ritter längft in Trümmer liegen: Agg— 
fein, wo die gefürchteten Kuenringer hauften, die 
Koaifern und Königen den Strom fperrten, Dürrn- 
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- Dürenftein 


fein, wo einft der Herzog von Öfterreich den König 
von England, Richard Löwenherz, gefangenhielt, 
ein Zeichen dafür, wie ftolz und felbftficher dieſes 
Land ſich fühlte. 


Diefes Talſtück der Donau, die Wachau, ift wohl 
die fchönfte deutfche Stromlandſchaft überhaupt. Un- 
mittelbar fpricht bier die große Gefchichte des Landes 
zu uns: die Burgen auf fteilem Fels, die engen 
Dörfer, in die Bergfolten gedrängt, voll flolger, 
geſchichtlicher Erinnerungen. 


Gerade hier wird uns befonders fihtbar: Wie 
der Rhein follte au die Donau der „Strom der 
Kirche’! werden. Es kam dann darauf an, die 
Völker de8 gefamten Donauraumes für ſich zu ge⸗ 
winnen. Darum legte die Kirche früh genug und 
ſchwer ihre Hand auf die Donau: Negensburg 
und Paſſau bildeten die Ausgangsftellung, In- 
golſtadt blieb dazu im Rückhalt, Linz, Wien 
wurden die weiteren Stufen des Weges, ergänzt 


Der „Ehriftlihe Ständeftaat" Öfterreich war 
nur mehr der durch den Zwangsvertrag von Saint Ger- 
main übrig gebliebene Teil der Habsburgermonardjie. 
Trotzdem follte diefes Reftöfterreich der Ausgangspunkt 
für einen neuen katholischen Donauftaat werden. Jedoch 
überall ftand das Volkstum als ftärkere Kraft auf, wie das 
im Schulungsbrief 10/37 „Voltstum wider Habsburg” 
behandelt wurde | 


burger wieder ing Lond geholt. Doc ihr Bemühen 
reichte nur zur Bildung eines fogenannten „Chriſt⸗ 
lihen Ständeftantes”. Diefes Firchliche Erperiment 
aber genügte vollauf, um dem „katholiſchen Volke 
von Oſterreich““ zu zeigen, wohin Tirdlihe Politik 
führt. Golgen und Folter, Zuchthaus und Kerfer, 
das geſamte mittelalterliche Inftrumentarium der 
Kirche, wurde in jenen Jahren wieder eingefeßt. Die 
Erinnerung an diefe harte, aber heilfame Zeit ift 
im ganzen Lande noch Iebendig. Das Zuchthaus in 
Stein, dag wir im Anfhluß an die Wachaufahrt 


durch die ununterbrochene Reihe der Klöfter, Stifte, ei" ; 


Wollfahrtsftätten, die den Strom hinabziehen. Es 


gelang, die Madjaren zu hriftianifieren. Der Bor- J 


ſtoß des Iflam (1529, 1683) bedrohte die Stel- 4 


Yung der Kirche im Donauraum. Doch ſchon in den 


Kämpfen gegen die Türfen zeigte fi) die zwieipäl- —— 


tige Haltung der Kirche: Einerfeits ſtand fie zu 
jenem tapferen Entfaßheer, das die belagerte Stadt 
Wien befreite (1683), anderfeits aber war es ihr 
fehr willfommen, daß gleichzeitig der „allerchriſt⸗ 
lichſte“ König, Ludwig XIV. von Frankreich, ing 
Elſaß einfiel und Straßburg raubte (1681), damit 
der Kaiſer nicht zu mächtig würde. Die Habsburger 
brauchten die Kirche, um die auseinanderftrebenden 
Völker ihres Neiches zufommenzuhalten. Bon den 
54 Millionen Einwohnern Oſterreich⸗Ungarns waren 
35 Millionen katholiſch. Die Kirche wußte diefe Stel: 
Yung vortrefflicd auszunüßen. Als der Habsburgerftnnt 
zerfiel, verlor die Kirche ihre mächtigfte Stütze. All⸗ 
zugerne hätten die öfterreichifchen Biſchöfe die Hnbs- 
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Zuchthaus in Stein 


befuchen, ift auch ein „‚hriftliches Denkmal’ befon- 
derer Art: Hier hat die Regierung Schuſchnigg 
Zaufende von Männern eingeferfert, deren einziges 
Verbrechen e8 war, an Adolf Hitler zu glauben. 
Doch das Land ift erwacht. Die „kirchliche““ Donau 
ift wieder ein deutfcher Strom geworden. 


2)) 


A: HIMSTEDT? 


Das Programm 
der NRSDAP. wird erfüllt 


Punkt 12: „Im Hinblid auf die ungeheuren 
Dpier an Gut und Blut, die jeder Krieg vom 
Bolte fordert, muß die perjönlihe Bereiherung 
dur den Krieg als Verbrechen am Bolfe be- 
zeichnet werden. Wir fordern daher reitloie 
Einziehung aller Kriegsgewinne.“ (Heute wird 
jede Spefulation jhärfitens befämpft.) 


Punkt 18: „Wir fordern den rüdjichtslojen 


Kampf gegen diejenigen, die durch ihre Tätig- 
feit das Gemeininterejje jchädigen. Gemeine 
Bolfsverbredher, Wucherer, Schieber ujw. find 
mit dem Tode zu beitrajen, ohne Rückſichtnahme 
auf Konfeſſion und Rafje.“ (Durch entſprechende 
Geſetze bereits verwirklicht.) | | 

Punkt 19: „Wir fordern Erjah für das der 
materialijtiihen Weltordnung dienende römiſche 
Recht durch ein deutſches Gemeinrecht.“ (In der 
nationaljozialiitiihen Gejeggebung heute ſchon 
wirfjam. Durch die umfafiende nationaljozia- 
liſtiſche Rechtserneuerung vor der baldigen end- 
gültigen Verwirklichung.) 


KRückſichtsloſer Kampf gegen gemeine Volks- 
| - verbreher | 
4. Zebruar 1933: Verordnung des Reichs⸗ 


präfidenten zum Schutze des gejamten deutſchen 
Volkes. 


28. Februar 1933: Verordnung des Reichs⸗ 


präfidenten zum Schutze von Volk und Staat, 
welche Artifel 48 Abſ. 2 der Berfallung außer 
Kraft jet, einen nihtmilitäriihen Ausnahme⸗ 


zuitand ſchafft, die Strafvorihriften gegen Lan⸗ 


desverrat verihärft und die Todesitrafe u. a. 
für ſchwere Branpditiftung, Hochverrat und ge⸗ 
wiſſe Terrorverbredhen zuläßt. 

21. März 1933: Verordnung zur Abwehr 
heimtüdiicher Angriffe gegen die Negierung der 
nationalen Erhebung. 

29. März 1933: Gejet über die Verhängung 
und den Vollzug der Todesitrafe, die jogenannte 
„Rex van der Lubbe“, welche die Berordnung pom 
28. Februar 1933 auf Taten, die zwiiden Dem 

31. Sanuar und 28. Kebruar 1934 begangen 
find, ausdehnt und die Todesitrafe außer Durch) 
Enthauptung auch durch Erhängen zuläßt. 

4. April 1933: Gejeg zur Abwehr politiicher 
Gewalttaten, weldes das Anwendungsgebiet 
der Todesitrafe bei Terroraften (Bombenwer- 
fen ujw.) erweitert. 

26. April 1933: Geje über die Schaffung des 
geheimen Staatspolizeiamtes. 2 

26. Mai 1933: Gejeh zur Abänderung jtraf- 
rechtlicher Vorſchriften über Verſchärfung der 
Strafen bei Untreue und Betrug, Mißhandlung 
von Wehrlojen,. Kindern und Tieren. Be: 
itrafung bei öffentliher Anfündigung von Ab- 
treibungsmitteln. — | 

14. Suli 1933: Geſetz über die Einziehung 
volfs- und ftaatsfeindlihen Vermögens. 

7. Auguit 1933: Ein Gejeß bejeitigt die Mip- 
fände im Berjteigerungswejen. 


272 





13. Oftober 1933: Geje zur Gewährleiftung 


des Rechtsfriedens. Es erhöht den Shah für 


Die Träger der nationaljozielijtiihen Bewegung 
und die jtaatlihen Organe (Umtswalter, Rid- 
ter, Schöffen, Geihworene, Staatsanwälte, 
Polizeibeamte, Wehrmahtsangehörige, Zeugen, 
Sadjverjtändige) und beitraft Umijturzbeitre- 
bungen vom WAuslande her jowie die Einfuhr 
ſtaatsgefährlicher Druckſchriften. | 
24. November 1933: Gejeh gegen gefährliche 
Gewohnheitsverbreher und über Mahregeln 
der Sicherjtelung und Bellerung nebit Aus 


Fführungsgefeß, welches die Befämpfung der Ge⸗ 


wohnheitsverbredher, der gefährlichen Sittlid)- 
feits-, der geiltesfranfen Verbrecher, der Trin⸗ 
fer, Süchtigen und Ajozialen zum Gegenitand 


at. | 
24. April 1934: Gejeg zur Anderung von 
Borihhriften des Strafrehts und des Straf: 
verfahrens bringt eine Neufaſſung der jiraf- 
rechtlichen Beitimmungen gegen Hoch⸗ und Lan⸗ 
Desverrat und der für ihre Verfolgung gelten 
den bejonderen Verfahrensvorſchriften vor dem 
Bollsgerihtshof. Hierbei iſt das Geſetz gegen 
den Berrat militäriiher Geheimniſſe vom 
3. Suni 1914 mit eingearbeitet und aufgehoben. 
Schaffung eines Volksgerichtshofes in Berlin 


zur Wburteilung von Hoch⸗ und Landesver- 


rätern. | 
20. Dezember 1934: Geſetz gegen heimtückiſche 


Angriffe auf Staat und Partei und zum Schub 


der Parteiuniformen. | 

10. Februar 1936: Gejeh über die Geheime 
Staatspolizei. 

26. Suni 1936: Gejeb zur Üinderung Des 
Strafgejegbudes, nah welchem ein erweiterter 


Schub gegen Wehrmittelbeihädigung geſchaffen 


wird. In ihm wird unter anderem mit Strafe 
bedroht (Höchſtſtrafe: Todesitrafe), wer willent- 
ih ein Wehrmittel oder eine der Landes- 
verteidigung dienende Einrihtung fehlerhaft 
heritelft oder liefert. — Wuderiihe und be- 
trügerifche Kriegslieferungen haben im Dritten 
Reich ausgeipielt. 

24. November 1936: Gejeh gegen gefährliche 
Gewohnheitsverbreher und Sittlichkeitsver⸗ 
brecher. Diejes Geſetz gewährleiftet die Be: 
wahrung der Bollsgemeinichaft vor den minder: 
wertigiten und gejährlichiten Elementen. U. a. 
fieht es folgende Mahnahmen vor: 

1. Die Unterbringung in einer Heil: und 


Pilegeanitalt. 


2. Die Unterbringung in einer Trinferheil: 
anitalt oder Entziehungsanftal. 

3. Die Unterbringung in einem Arbeitshaus. 

4. Die Siherungsverwahrung. 

5. Die Entmannung (Kaſtration, nicht Steri- 
lijation!). Ä 

6. Die Unterfagung der Berufsausübung. 

7. Die Reihsverweijung.” 

Beionders durch Die Siherungsverwahrung 
it die Möglichkeit geſchaffen, unjer Bolt für 


immer vor Gewohnheitsverbrecdhern zu ſchützen. 
1. Dezember 1936: Gejeß über Wirtihafts- 
labotage, Todesitrafe als Hödjtitrafe für wirt- 
— Landesverräter, z. B. Deviſenſchie⸗ 
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üdenrepublit. Timt & 
Maſſe ai nehre, Derräl BL Ein Judefolfte das Strafreht reformieren. 
aipenpurg ind Zudendogff aufn | Dr. Ludwig Ebermayer wurde von den Öyftemregierung 
ernebmung vor Dem „Unterſuch zum Reihstommiffar für Steafeechtsreform eingejebt. 


„Mögen Sie uns 
taufendmal ſchul⸗ 
dig ſprechen, die 
Göttin des ewi- 
gen Gerichts der 
Geſchichte wird 
lächelnd den An- 


4 


LusenBor ‚ — der — 
ae A Fe 2er trag des Staats⸗ 


anwalts und das 
Urteil des Ge- 
richts zerreißen; 
denn fie ſpricht 
uns frei.“ 


re En N TERN 


Aus dem Schlußwort 
des Führers vor dem 


Reihsgeriht 1924 


di 





. 


Oben: 

Die Syftem-Juftiz von Weimar konnte des 
Sührers Weg nicht aufhalten. Adolf Hitler 
verläßt dasReichsgericht anläßlich des Ulmer 


Reichswehrprozeſſes (25.9.1930) fihtlich als 
Überwinder der damals gegen ihn aus— 
gelegten Paragraphenfhlingen. 


Rechts: 
Als Dank und Zeichen überſtrömender Freude 
ſchenkte die Stadt Brünn am 17. 3. 1939 
dem Führer die älteſte Hanoͤſchrift des hier 
1305 gefchriebenen „Schöffengerichts”. 
Es ift das neben dem „Sachjenfpiegel” und 
dem MühlhäuferReichsrecdht" grundlegende 
Merk germanifcher Rechtsgebung. 
Der Führer nahm den koftbaren Eederband 
dankend entgegen und gab ihn nach feiner 
Betrachtung zurück: 
„Das Sechs Jahrhunderte in Ihren 
Mauern bewahrt wurde, das Joll 
auch fernerhin in ihnen bleiben." 
Der Führer am 17.3. 1939 in Brünn. 








23. Dezember 1936: Ein Gejeh über Abwer⸗ 
tungsgewinne erfaßt in den Devijenjtellen alle 
Abwertungsgewinne, die inländiiden Schuld: 
nern von Berbindlichfeiten aus dem Kapital: 
verkehr infolge der Abwertung ausländiſcher 
Währungen zufallen, für allgemein wirtiajt- 
liche Zwede. oe 

Diefes Geſetz entiprigt dem Grundjat des 
Nationaljozialismus, jede ungeredhtferiigte Bes 
reigerung des einzelnen auf Grund von Um- 
ſtänden, die für die Geſamtheit von Nachteil 
ind, zu verhindern. 

5. November 1937: Das Geſetz über erbrecht⸗ 
lihe Beihränfungen wegen gemeinidafis- 
widrigen Berhaltens fieht vor, daß Ausgebür- 


gerte (Emigranten) aus dem Nachlaß eines 


deutiden Stantsangehörigen nicht erben können. 
Gleigjalls find Schenkungen, auch von Todes 
wegen, unzuläſſig. | 
23. April 1938: Enteignung der jüdiſchen 
Familie Alfons Rothſchild (bis dahin in Öfter- 


rei), welche dur typiſch jüdiſche Gaunereien 


bejonders in der Nadjfriegszeit ih unrecht— 
— den Beſitz großer Vermögen geſetzt 


21. November 1938: Verordnung über ſo— 
fortige Aburteilung von Gangſterverbrechern vor 
Sondergerichten. 

Ferner: Auch in der Wirtſchaft iſt heute nie: 
mand mehr „Einzel“-Unternehmer, jondern ver- 
antwortli gegenüber dem großen Ganzen. Auch 
der Wirtiheftsführer ijt im Falle eines Krieges 


in eriter Linie Soldat wie jeder andere auf. 


(Die bereits 1936 vom Führer ergangene An: 
erdnung über die Bildung eines Wehrmirt- 
ſcha fts-Führerkorps — 1937 erfolate die erite 
Ernennung von Wehrwirtſchaftsführern — 
trägt dem vollauf Rechnung.) Das Wohl des 


Volkes hat auf) bei ihm vor feinem perjönligen 


Snterefle zu ftehen. Alle find nad) dem Wort 
rege „Arbeitsbeauftragte des deutſchen 
oltes“. 


Der Nationalſozialismus duldet auch niemals, 


daß das jüdiſche Gaunergebaren nach Ausſchal—⸗ 


fung des Judentums von ſog. „weißen Juden“ 
weiter betrieben wird. So erfolgte z. B. nad 
der lebten großen Entjiudungsaltion am Ende 
19338 auch jofort ein Erlaß, daß alle Entjudungs- 
gewinne grundjäglich dem Reich und nicht einem 
einzelnen zuflichen. 


Aufbau der neuen Rechtsordnung 


11. Oktober 1928: Aufruf des Führers zur 


Gründung des Bundes Nationaljszielijtiicher 
Deutſcher Surilten unter dem Parteigenoſſen 
und Nedhtsanwalt Dr. Hans Frank. (Nah der 
Mahtübernahme: NS.-Nehiswahrerbund.) 

20. November 1930: Gründung des Reichs- 
redjtsamtes der NSDAP. unter Reichsleiter 
Dr. Hans Frank, dem heutigen Reichsrechts⸗ 
führer und Reichskommiſſar für die Juſtiz -(jeit 
22. 4. 1933). | 

20. Mai 1933: Bildung der einheitlichen 
deutſchen Rechtsfront durch Erklärung des 
Führers, unter Führung des Bundes National⸗ 
ſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten. 
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26. Juni 1933: Gründung der Akademie für 
Deutſches Recht. 


27. Oltober 1933: Einführung der Wahr⸗ 


heitspflicht im Zivilprozeh. 

16. Februar 1934: Das erjte Gejeß zur Übers 
leitung der Rechtspflege auf das Neid) bejtimmt: 
Sämtliche Gerichte jprehen im Namen des deut- 
ſchen Volles, Amneſtierungen können nur durch 
Reichsgeſetz erlaſſen werden; notarielle Urkun⸗ 
— haben im geſamten Reichsgebiet Wirkſam⸗ 

eit. “ 

17. Februar 1934: Richtlinien für Die Partei: 
gerihte der NSDABP. | 

11. Juli 1934: Gejeß über die Alademie für 
Deutſches Recht. 

13. Dezember 1934: Als Beilpiel für die natio- 
naliozialijtiiche Rechtsauffaſſung jtellt das „Boll: 
ſtreckungsmißbrauch-Geſetz“ die Beitimmung 
auf, day ein Gläubiger nit volljitreden dar; 


wenn dieſe Bollitredung eine gegen das gejunde 


Vollsempfinden veritoßende Härte und damit 
einen Bollitredungsmigbraud darftellt. 

28. Suni 1935: Gejeg zur Anderung des 
Strafgejegbudjes. Es gewährt dem Nidhter eine 
freiere Stellung bei der Rechtsſchöpſung durch 
entiprehende Anwendung der Strafgejege. Er- 
gibt 3.8. die Hauptverhandlung, dak der An— 
geflagte eine Tat begangen hat, die nad) ge: 


jundem Bollsempfinden Beltrafung verdient, 


die aber im Gejet nit für jtrafbar erklärt iſt, 
jo bat das Gericht zu prüfen, ob auf die Tat 
der Grundgedanfe eines Strafgejeges zutrifft 
und ob Durch entiprehende Anwendung diejes 
Strafgeſetzes der Geredtigfeit zum Giege ver- 
holfen werden Tann. | 

Das Gejeh zur Anderung des Gtrafgeleb- 
buches bejeitigt aljo die liberaliſtiſche Einſtel⸗ 
lung „Keine Strafe ohne geſetzliche Strafan- 
Drohung“ und ſtellt den nationalſozialiſtiſchen 
Grundiet auf: „Kein Verbrechen ohne Straje.“ 

5. November 19365: Belanntgabe des Ent: 
wurfes des neuen Strafgejehbudes, in deſſen 
Vorſpruch es heißt: 

„Das gejunde Empfinden des Volles für Recht 
und Unreht bejtimmt Inhalt und Anwendung 
des Strafrechts. Sühne für Unredt, Schutz Des 
Bolles, Feſtigung des Willens zur Gemeinſchaft 
iind Sinn und Zwed des Strafredts. Ehre und 
Treue, Raſſe und Erbgut, Wehrhaftigfeit und 
Arbeitskraft, Zudt und Ordnung zu wahren, 
iit jeine Aufgabe. 

Das Belenninis „Gemeinnuß geht vor Eigen: 
nus“ gibt ihm die Prägung. In dieſem Geijt 
iſt das Geſetz geſchaffen, in dieſem Geiſt ſoll Recht 
geſprochen werden von berufenen Richtern, die 
als Wahrer der Gerechtigkeit dem deutſchen 
Bolte dienen.“ 


13. März 1937: Die Ehrengeridtsordnung des 
NS.⸗Rechtswahrerbundes gibt die Handhabe, 
alle unwürdigen Nedtswahrer aus den Reihen 
Diejes wichtigen Standes auszuſchalten. 


Geit der Machtübernahme zeigen alle Geſetze 
und Mahnahmen des nationaljozialiltiihen 
Staates die neuen Geſichtszüge des deutichen 
Rechtsdenkens, das mit einer überzeugenden 
Folgerichtigkeit nad) und nad) in die Tat um: 
gejeßt wird. | 
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Fragen und Antworten 


Frage: Welche Abzeichen der NSDAP., ihrer Gliede⸗ 
rungen und angeichloifenen Verbände dürfen zur Dienft- 
Heidung der Beamten (Beamtenuniform) getragen werden? 

Antwort: Zur Dienftkleidung können die nachſtehend an- 
geführten Ehrenzeihen der nationalfozieliftiihen Bewegung 
getragen werden: : 

l. das Koburger Abzeichen, 

2. das Nürnberger Parteitanabzeichen 1929, 

3. das Abzeihen vom SYA.-Ireffen Braunſchweig 1931, 
. das Goldene Ehrenzeihen der NSDAD., 

. der Blutorden vom 9. November 1923, 

. die Traditionsgauabzeihen, 

. das Goldene Hitler-Fugend- Abzeichen. 

Träger des Goldenen Ehrenzeichens der NSDAP. dürfen 
neben dieſem ein Traditionsgauabzeihen nicht tragen. 

Von Inhabern mehrerer Traditionsgauabzeihen darf 


SO WM 


zu gleicher Zeit nur eines getragen werden. 


Es ſteht ihnen jedoeh frei, an Stelle des Goldenen 
Eprenzeihens der NSDAP. ein Traditionsgauabzeichen zu 
fragen. = 

Das Parteiabzeihen fann entweder auf dem zur Dienft- 
Fleidung gehörenden Binder unterhalb des Knotens oder auf 
der linken Brufttafhe (foweit niht vorhanden, an der ent 
fprehenden Stelle des Uniformrodes) gefragen werden. 

Die Abzeihen der Gliederungen und angeihloffenen Ver- 
bände der NSDAP. dürfen nur bei Veranftaltungen diefer 
Einheiten zur Dienftfleidung getragen werden. 

Von den zugelaflenen Sportehrenzeihen dürfen gleich» 
zeitig nicht mehr als zwei getragen werden. 

VBolkiehungsbeamten und Poliei-Vollzugsbeamten im 
Sinne des Deutfhen-Polizei-Beamtengefeses ift in Aus- 
übung ihres Dienftes das Tragen der unter 1 bis 7 an- 
geführten Ehrenzeihen der NSDAP, ferner des Partei- 
abzeichens oder der Abzeichen der Gliederungen und der an 
geichloffenen Verbände der NSDAP. verboten. 


Frage: Welche Aufgaben vertritt das Reichsamt für 
Agrarpolitik? 
Antwort: Als parteiamtlihe Dienftftelle der Reichs— 


leitung der NSDAP. unterrihter und berät das Neihsamt 


für Agrarpolitif die Führung fowie alle Dienftitellen und 
Gliederungen der Partei über die agrarpolitifche Lage, 
Ferner ifi das Reichsamt für Agrarpolitif für die Aus- 
richtung und Betreuung des agrarpolitiihen Fahberater- 
forps verantwortlih und hat außerdem die Aufgabe, im 
Volke das Werftändnis für alle Iebensnotwendigen Maß— 


nahmen auf dem Gebiete der nationaliozialiftiihen Agrar: 


politif zu wecken und zu fördern, 


Das deutfche Bud) 
Werner Janjen: 


„Die Infel Heldentmm” 


378 Seiten, Preis in Leinen 5,80 NM. Verlag Georg 
Meftermann, Braunfchweig. 


Der wahrhaft föniglihen Herrſcherperſönlichkeit eines Neffen 
Friedrihs des Großen, König Guſtav IV. von Schweden, ſtellt 
Merner Janſens hohe Schriftfunft den tief aus dem Volfe fommen= 
den Dichter und Seher der „Injel Heldentum“ gegenüber. Das 
Ziel der jpannenden YAuseinanderjegung ift die Wiedergewinnung 
der beiten Kräfte des Volkes zur gemeinjamen Errihtung eines 
nah älteiten Vorbildern zu gejtaltenden wahrhaft nordiſch— 
germanilhen Staatswejens. Die dazu notwendige Überwindung 
falſcher Weltanihauungen wird durch Janſens bewährte Kraft 
mit der Schilderung taulendjährigegermanijhen Saga-Gutes 
verfnüpft. Zugleich aber läßt diejer weite Ausgriff tiefe Einblide 
in das Innerfte unjeres heutigen neuen Werdens im Dritten Reid 
ofjenbar werden. 


Menn Janſens Werke bereits die 700 000-Auflage erringen 
fonnten, wird die Inſel Heldentum“ dieſen wohlnerdienten 
Erfolg noch erheblih jteigern, dazu möge aud eine bejonders 
berzlihe Empfehlung diejer wertvollen Herausgabe des Weiter 
mann-Verlages an diejer Stelle mitverhelfen. 
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Trage: Weldhe Aufgaben hat der Reichsnährſtand zu 
erfüllen? | 

Antwort: Aufgabe des Reichsnährſtandes ift in eriter 
Linie Dienft am Volke und an der Gefamtheit. Als Körper- 
ſchaft des öffentlihen Mechtes betreut der Neihsnährftand 
in agrarwirtfchaftlider Hinfiht die Erzeuger, Be- und Ver— 
arbeiter fowie Verteiler im Agrarfeftor. Damit werden alle 
Berufe und Perfonen erfaßt, die maßgebend an der Er- 
nährung unjeres Volkes beteiligt find. Hierdurch wird er- 
reicht, daß die von der Landwirtichaft erzeugten Lebensmittel, 
aber auch die notwendige zuſätzliche Nahrungsmitteleinfuhr 
auf dem jchnellftien und damit beften und billigitien Wege 
der Verbraucherſchaft zugeleitet werden. 

Darüber hinaus fann der Reichsernährungsminiſter dem 
Reihsnährftand die Megelung des Abſatzes ſowie der Preife 
und Preisifpannen für landwirtihaftlihe Erzeugniſſe über- 
fragen. 


Frage: Wann gebraucht ein Parteigenoffe einem anderen 
Parteigenofien gegenüber flatt der Anrede „Parteigenofie” 
e Anrede „Herr? 


Antwort: Unter Barteigenofien gibt es nur eine 
Anrede, und diefe lautet: DParteigenoffe, Die gegen- 
ſeitige Anrede mit „Parteigenofie‘‘ ift keineswegs eine 
intime Anrede, fondern die Bezeugung eines weltanfhau- 
 Üihen Kameradihaftsverhältnifies. 

= Der Gebrauh von Titeln, z. B. Herr Medizinalrat, ift 
wiſchen Parteigenoffen nicht anzuwenden. Als Beiſpiel ver- 
dient bier die Anordnung des Stellvertreters des Führers 
Beachtung, der beftimmt hat, ihn nad wie vor mit „Dartei- 
genoſſe Heß“ anzureden (nicht etwa Herr Minifter uſw.). 


& Frage: Iſt eine Parteigenoffin, die auch Mitglied der 
NGS.⸗Frauenſchaft ift, verpflichtet, die von der genannten 
Gliederung jährlih einmal erhobene Verfiherungsgebühr von 
0,24 AM. zu zahlen? 

Antwort: Für die Zeit bis zum 31. Dezember 1938: 
ja, weil die VBerfiherung durch den Reichsſchatzmeiſter 
der NSDAP. obligatoriſch für fämtlihe Mitglieder der 
NS.-Frauenihaft abgeihloffen worden ift. 

Ab 1. Januar 1939 ift eine Neuregelung in der Ein- 
ziehung der Werfiherungsprämie erfolgt, indem diefe mit 
monatlih zwei Pfennig zufammen mit dem Beitrag ein- 
gezogen wird. Für Parteigenoffinnen, die feinen Beitrag zur 








NS.-Frauenihaft zahlen, entfällt ab diefem Zeitpunfte auh 


die Entrihtung der MWerfiherungsprämie fowie der Der- 
fiherungsichuß aus diefer Police, 

Die Möglichkeit der Aufrehterhaltung des Derfiherungs- 
ihußes ift den Parteigenoffinnen dur freimillige Beitrags- 
zahlung auch fernerhin gegeben. 


Spione, Verräter, Saboteure 

Eine Aufflärungsfhrift: Herausgegeben 
vom Neihbsamt Deutihes Volfshbildungs- 
wert im Einvernebmen mit dem Dber- 
fommando der Wehrmaht. 64 Seiten. Preis 
broſch. 0,3FERM., Farton. mit Leinenrüden 0,CONM. Hillgers 
Deutſche Bücherei, Berlin. 


Der Wert diefer Brojhüre, die jeder Parteigenoſſe befigen jollte, 
liegt in der fnappen Form und der Fülle praftiiher Beilpiele. 
Sie behandelt folgende Kapitel: Deutihland er fih feiner 
Haut / Der ausländifhe Nachrichtendienſt und jeine Wrbeits- 


weije / So arbeitet die ausländijche Spionage / Spionageabwehr 


und Landesverratsgejeggebung Fahrläſſiger Randesverrat und 
jeine Folgen / Franzöfiihe Fremdenlegisnäre — Refruten des 
Zandesverrats / Sabotage, die Schweiter des Berrats / Anhang: 
Strafgejeglihe Beitimmungen über Landesverrat uw. 


Günther Heyfing: 
„Anteroffizier Emfig“ 
80 Seiten. Preis 0, IONM. Voggenreiter⸗Verlag, Potsdam. 
Ein Bud, das fih aus der Daritelluna eigenen Erlebens der 
Sugend und bejonders allen gedienten Soldaten empfiehlt. Heyjing 
veriteht es hier, mit der flaren und nüchternen Ausdrudsform des 
Soldaten die Erlebnilje eines zu einer Übung einberufenen Rej.- 
Unteroffiziers niederzujchreiben. Er fieht alles mit Soldatenaugen, 
und wer jelbjit aktiv war, wird an gleiche oder ähnliche Erleb- 
niſſe erinnert. : 
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Schrifttum zum Programmpunkt 19 


Frank, Dr. Hans: 

„Rechtsgrundlagen des nationalfozialifi- 
hen Führerſtaates“ 

(1938) 62 Seiten, Preis 2,40 AM. 


Die Schrift enthält die politiihden und wiffenfhaftliden Grund- ' 


gedanten des Nationaljozialismus und gibt eine Zujammenftellung 
der geiſtesgeſchichtlichen Nechtsfundamente des nationaljozialifti- 
Ihen Führerftaates. 

MRationalfozisliftiide Strafredhts- 
politif 

(1939) 50 Geiten, Preis 2,40 RM. 

In größen Zügen wird hier die — — Auffaſſung 
über die weltanjhauliden Grundlagen der deutſchen Strafrechts— 
politif, über das Verbrechen und feine ftrafrehtlide Erfaſſung und 
die Durhfekung des Straftehts im Strafverfahren und in der 
Strafſvollſtreckung herausgeſtellt. 


„Recht und VBerwaltung” _ 
(1939) 40 Seiten, Preis 2,40 RM. ) 


Die Rede des Reichsleiters anläklih der SHulungstagung für 
Rechtswahrer der Verwaltung der Oſtmark und des GSudetenlandes. 


Mationalfozisliftifhes Handbuch für 


Recht und Geſetzgebung“ 

2. Aufl. 1935. 1600 Seiten, Preis 28,50 NM. 
Die grundlegende Zujammenjafjung nationaljozialiltifchen Wollens 
und Handelns auf dem Gejamtgebiet des Rechts. Die bisher 
erlafjenen Gejege erhalten Hier gleihjam ihre parteiamtliche 
Deutung. Die einzelnen Abhandlungen find trog wiljenjchaftlicher 
Tiefe und Gründligfeit allgemeinverftändlid. 


„Deutſches Verwaltungsrecht” 

(1937) 516 Seiten, Breis 16,— RM. 

Die willenihaftlihe Grundlegung eines nationalſozialiſtiſchen 
Berwaltungstedts, entjtanden unter Mitwirfung der führenden 
Männer der deutjhen Verwaltungsrechtswiſſenſchäft. 


Neuesdeutſches Recht“ 
(1934) (Hier ſpricht das neue Deutſchland, Heft 2) Preis —,20 AM. 
Rede vor dem Diplomatijden Korps und der Auslandsprejje am 
80. Januar 1934. 

Sämtlihe bier angeführten grundlegenden Werke des Neidhss 
feiters Frank find im Zentralverlag der NSDAB. erſchienen. 


Göring, Hermann: „Die Nehtsfiherheit als 


Grundlage der Volflsgemeinihaft.” 
SIE = Han). Verlagsanjt. 1935. Schriften der Afademie 
. DER 21 © 1,— AM 


er Generaljeldmarjhall jtellt in jeiner Rede Far heraus, daß 
die revolutionäre Geftaltung durh den NS. fih auf der Grund- 
lage der Redtsficherheit voltzieht und damit jeder deutſche Bolts- 
genofje als Glied der großen Schidjalsgemeinihaft verpflichtet, 
aber aud in jeinen Rechten geachtet wird. 


Studardt, Dr, Wilhelm, Staatsfefretär: „‚NMational- 
ſo zialiſtiſche Rechtserziehung.“ 
Frankfurt a. M. Dieſterweg 1935. 83 ©. 1,50 RM. 

Der Berfajjer gibt eine Darftellung des nationaljozialiftiichen 
KRehtswollens. Er geht von der Rechtskriſe und deren Urſachen 
aus, welde zur Zeit der Machtübernahme beitanden, und zeigt 
die Wege zur Befeitigung. Neht im Volk und Bolt im Recht muß 
das Ziel der nationaljoztaliftiihen Rechtserziehung und Rechts— 
erneuerung jein. 


Markull, Fris: „Der deutfhe und der römiſche 


Rechtsgedanke.“ Hamburg: Hanj. Berlagsanft. 1935. 


©. 260 RER. 

Ein anregend geihriebenes Wert, das fih bemüht, in zwei Ka— 
piteln Recht und Rechtsgedanken ber germaniihen Bölfer“ und 
„Rom — und die Auseinanderjegung“ die Grundgedanfen des 
römiſchen und des germanildhen Rechts Herauszuitellen und zu den 
Gejegen des Dritten Reiches (bis 1935), beſonders Reichserbhof- 
gejeg und AOG. Vergleiche zu ziehen. 

nd 08 Judentum in der Rechtswiſſenſchaft.“ 
—— Berlin: Deutſcher Rechtsverlag 1936/37. 9 Hefte, 
je 1,00 AU, | 

Behandelt in einzelnen Heften den Einfluß des Judentums auf 
allen Gebieten des Rechts. 

Grimm, Friedrih: „Bolitifher Mord und Hel. 
denverehrung.“ Berlin: Deutjiher Rehtsverlag 1938. 
Der betannte nationalſozialiſtiſche Verteidiger jegt jih in dieſer 
Kampfihrift an Hand einer Fülle von Material mit dem Vorwurf 
ausländiiher Kreije auseinander, der NE. verherrlihe den po- 
litiſchen Mord, ein Vorwurf, der fih notwendig gegen dieſe Kreife 
richten muß. = 

Shriften der Afademie für Deutfhes 
Recht, Gruppe Rechtsgeſchichte, herausgegeben von dem 
Präfidenten der Akademie für Deutſches Recht, Neihsminifter 


Dr. Hans Frank, | 
Germanenrechte: Terte und Überfegungen. 
nd 1: Die Geſetze des Merowingerreiches. (Hrsg. RK. U. 


Ba 
Edhardt) 196 ©. 480 und 6,— RU 
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Band 2: Die, Gefeke des Karolingerreihes. (Hısg. KR. 2. 
Eckhardt) 3 Hefte, 208, 196, 156 ©. 440 und 5,80 RM; 
4,25 und 5,35 RM.; 3,50 und 4,60° RM. | 
Band 6: Norwegilhes Recht. (Hrsg. N. Meißner) 208 ©. 
5,70 und 6,90 RM. : 

Band 7: Schwedilhe Rechte (Hrsg. Cl. v. Schwerin) 256 ©. 
6,40 und 7,80 RM. 

Band 8: Däniſche Rechte. (Hrsg. El. v. Schwerin) 

Band 11: Gejege der Weftgoten. (Hrsg. E. Wohlhaupter) 
316 ©. 7,35 um 9,— AM. 

Band 12: Altipanifchegotiihe Nehte. (Hrsg. E. Wohlhaupter) 
6,15 und 7,655 AM. 
Durch diefe Sammlung, die no Taufend erjheint, wird weiteren 
Kreifen germanifhes Rechtsgut zugänglich gemadt. 


Sreisier, Dr. Roland, Staatsfefretär: „Gedanfen 


zum Shusß der Bewegung im neuen Straf- 


recht.“ Berlin, v. Deder 1936. 29 ©. 1,— RM. 


Grundlegende Darjtellung des gejamten Fragenbereichs unter ver- 
gleihender Berüdfihtigung von Italien und Rußland. Entwidlung 
eines Syitems der Sühne — und Schugbeftimmungen. Ablehnung 
der Gleihjegung non Staat und Bewegung. Bejondere Beſtim— 
mungen für Tat, Täter und Strafbemejjung. Überfiht über die 
Gruppen von Straftaten: Treubrud- und Berratsdelifte, Yeind- 
ſchaftsdelikte Angriffe gegen Orbnungswahrung, Verantwortung 
non PBarteimikbraud, Amtsdelikte. - 


Schriften des NS.Rechtswahrerbundes in 

Oſſt er ree i ch. Deutſcher Rechtsverlag. Heft 1 bis 14; je 

Heit 1,20 RM. 

1. Grundjagungen des Redtsjtandes. 

2. Graphiſche Darjtelung der Miſchehenvorſchriften (Dr. 
Schmidt-Rievenow). 

3. Öfterreih in der großdeutihen Bolfswirtihaft (Brof. Dr. 
Sens Seljen). 2 

4. Gedanken über Gtrafredtspolitif (Dr. Mann, Wien) 

5. Ständilhe Berufsbetreuung (Dr. 9. Hummel). 

6. Bartei und Staat (Studart-Keehe). 

7. Faſchismus und Recht (Iujtizminilter Som u. a.). 

8. Reues Mirtihaftsreht (Dr. Hans Merkel). 

9. Kationaljozialiftiiher Ehrenihug (Frank⸗von der Golt). 

10. Die NRedtswifjenihaft im neuen Staat (Emge⸗Ritterbuſch⸗ 
MWistemann). 

11. Die Jugend und das Redt (Frank⸗Reeſe⸗Schwarz van Berk). 

12. Rechtsſetzung und Redhtiprehung (Dr. Mann). 

13. Recht und Tudentum (Hubertus Bung).. 

14. Das römiſche Recht und wir (Hubertus Bung). 


Schlegelberger, Dr. Dr, Franz, Stanatsjefretär: „Abihied 


vom BGB." Vortrag, gehalten in der Univerfität zu Heidel- 
berg am 25. Januar 1937. Berlin, Bahlen 1937. 25 5. — SO RM. 
Nach einer eingehenden Kritik am BGB. wird in großen Zugen 
der = der notwendigen Neugeitaltung des — burger: 
lihen Rechts aufgezeigt. Dabei wird eine dem BGB. ähnliche 
Kodifikation entihieden abgelehnt. Es fei notwendig, die Klam- 
mern zu löjen, mit denen das BGB. die in ibm behandelten un- 
gleihen Rechtsgebiete umfpannt. Die Erneuerung wird in Einzel: 
gejegen, die der Berjchiedenheit der Lebensgüter entipredhen, 
vorbereitet werden. 


Leiftris, Dr. Hans-Karl: „Deutfhes Volkshande 


— ‚Berlin: MWirtihaftsverlag AU. Sudau 1939. 396 ©. 
‚85 : 
In diefjem Merk wird an Hand eingehender Quellen und Tat- 
ſachen ein umfaflendes Bild von der Neugeftaltung der deutſchen 
Rechtsordnung auf allen Gebieten und ihrer geſchichtlichen Bes 
— gegeben. Der Leiter des Hauptſchulungsamtes, Pg. 
Hmidt, hat der Ausgabe eine Einleitung vorangeftellt, in der er 
die Kührungsidee der NSDAR. behandelt. 


Steinle, Rihard: „Der Treuhänder der Arbeit 


in der nationalfozialiftifiden Sozial— 
ordnung“ | — 
mit Borw. v.Reichsleiter Dr. Ley. München: Verlag d. DARF. 


Siebert, Prof. Dr. Wolfgang: „Das Arbeitsver- 
baltnis in der Drdnung der nationalen 
Arbeit” 

Hamburg: Han). Berl.-Anft., 1935. 119 ©. Der deutihe Staat 
der Gegenwart, 9.18, 3,50. RM. 


Verſuch den Gedanken der Betriebsgemeinfhaft auch in der recht: 
en Geltung zu einer lebendigen —— des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes zu machen. Die nationatlopiatiifge a vom Mejen 
des Arbeitsnerhältnijies als eines perſonenrechtlichen Tatbeitandes, 
eines Gemeinihaftsverhältnijies, Hiefert für Die eingehenden 
— und weltanſchaulichen Unterſuchungen der geſamten 
Arbeit Urſprung und Ausgangspunkt. 


Bud, Walter, Reichsleiter; „Des nationalfozia- 
likifhen Menihen Ehre und Ehrenſchutz.“ 
München: Cher-Berlag 1939. 27 ©. —,40 AM. 


Die Rede des Reichsleiters Buh auf der Tagung des Oberiten 
Parteigerihis während des Reihsparteitages 1938. _ 


23$ 


f 


„Das Recht der NSDAP." 5 
Vorjhriftenfammlung. Hrsg. #. Dr. C. Haldn u. Dr. Ludwig 
Fiiher. Münden: Eher, 1937 (NSB., 9. 5, Ig. 1937, B. Nr. 30). 
781 ©., 7,20 RM. | 


„Das kommende deutfhbe Strafverfahren.” 
Beriht über die Arbeit der amtliden Strafrechtskommiſſion. 
Herausgeneben von Dr. Franz Gürtner. 570 Geiten. Berlin, 
Bahlen 1936. Breis 7,— RM. 

Die Berichte der amtlihen Strafredtstommiljion geben einen 
umfaljfenden lÜlberbli über die Meinungen und Gegenmeinungen 
im: Grundſätzlichen wie in den Einzelheiten, die bei den Arbeiten 
am Strafrehtsentwurf in den Kreis der Grörterungen ein- 
bezogen wurden. An den Gegenüberjtellungen der Ergebnijje der 
1. und der 2. Lejung ift jeweils erlihtlih, wie weitgehend ſich 
innerhalb der juftizamtlihen Strafrechtskommiſſion die Auf: 
fajjungen über zahlreihe Fragen geändert haben. Geit dem Ab— 


ſchluß der Kommiifionsarbeiten find inzwijhen ungefähr zwei 


Sahre vergangen, in denen am Entwurf fortlaufend noch zahlreiche 
Änderungen vorgenommen wurden. Entjprehen demgemäß die 
Kommijjtionsberichte nicht mehr dem heutigen Stand der Arbeiten, 
jo bleiben fie doc ein wertvolles Material für die Entwidlung der 
Strafredtsreform. 


Ruttke, Folk: Raſſe, Recht und Volk.“ 
München Berlin: Lehmann, 1937 (NSB., 9.6, Ig.1938, B. 
Kr. 28), 212 ©., 7,50 RM. 

Die Vorträge und Abhandlungen des Berfaflers aus den Jahren 
1933 bis 1937 nehmen zu zahlreichen Kragen einer nad rajjiihen 
Gelihtspunften ausgerichteten Gejeggebung Stellung und enthalten 
eine Fülle von Anregungen und braudbaren Borihlägen für die 
Gebiete Erb- Rafjen- und Kamilienpflege. Der Verfaſſer weijt mit 
Beitimmtheit darauf hin, dab der Nationaljozialismus fih nicht 
nur zu den Gedanken der Erbpflege, jondern darüber hinaus zu 
den Gedanken der Rafjenpflege, im Sinne der bejonderen Yörde- 
rung des nordilch-fäliihen Erbgutes, betennt. Die begriffliche 
Schärfe gibt dem Buch noch bejondere Empfehlung. 


Mühle, Gerd: Raife und Soyialismus im 
Recht.“ Berlin: Di. Redts u. Wirtihaftswill. Berl. 1936: 


. Deutihe NRehtsbüherei 4 (NSB., 9.11, 39.1936, 8. Nr. 7). 


142 ©., 450 RM. 2 
Gemeinjhaftsarbeit junger Redtswahrer unter Leitung von Gerd 


Rühle und Dr. Erich Rijtow. 
Dacyna, Günther: Bodenrecht aus deutſcher 


re 

Goslar: Blut und Boden, 1936 (NSB., 9.7, 39.1937, 2. 
Ar. 37). 52 ©. : 

Über. die Entartung des altgermanifch-deutjhen Bodenrechtes und 
deſſen wejensgemäße Erneuerung im Dritten Reid). 


Merkel, Hans, und Wöhrmann, Otto: „Deutfhes 


Bauernredt. ; 
2., umgearbeitete Auflage. Reipzig: Kohlhammer, Abtl. ı 


Schaeffer, 1939, 132 ©.: NWeugejtaltung. 
Ergänzungen zu der in derjelben Reihe erjchienenen Daritellung 
der gejhichtlihen Entwidlung des Bauernredhtes in Deutichland. 


%* 
Bei der großen Anzahl von Büchern und Schriften, die zu dem 


‚r 


Programmpunkt 19 vorliegen, fann aus Raumgründen nur ein 
beſchränkter Teil aufgeführt werden. 


Schrifttum zum Programmpunkt 21 


Coeper, Karl: „Über die Verbindung körper— 
lich er und geiſtiger Erbkrankheiteninner— 
halb der Sippe“ 

Bon Ernſt Walter, Berlin. 96 Seiten. Preis 4,— RM. Veröffents 
lihungen aus dem Gebiet des Volfsgejundheitsdienites, Band 49. 
R. Schoes, 1937. 


Depbdolla, Philipp: Erblehre, Raſſe, Bevölke— 


rungspolitik“ 

133 Seiten. Preis 1,90 RM. Alfred Mextzner Verlag, Berlin. 
Diefe vier Bücher geben einen ausgezeihneten Einblid in die 

Erblehre und die Erbpflege. Sie find in einer allgemeinverjtänd- 

lihen Form geſchrieben und geben einem jeden Volksgenoſſen die 

Möglichkeit, ſich mit den Grundlagen der Vererbungslehre vertraut 

zu machen. 


Dürre, Konrad: „Erbbiologifher und rafjfen- 
bygienifher Wegweifer für jedermann” 
95 Seiten. Preis Leinen 3, IONM. Alfred Metner Verlag, Berlin. 


Teen 


Auflage der April-Folge 4% Millionen 


Frercks, Rudolf: | 
„Das raffifde Erwahen des deutfhen 
Volkes“ | 

Erſch. als H.5 der Nationalpolitiſchen Aufklärungsichriften, 
28 Seiten, Preis 0,10 MM. Propaganda⸗Verlag Hoch⸗ 
muth,- Berlin 1935, | 


Stihwortartige Darftellung. — Über die Raſſenanſchauung des 
Liberalismus und ihre WLöhung durch die politiſche Raſſenkunde. 
Der Verfaſſer zeigt die Zufammenhänge von Raſſe und Bolt, Raſſe 
und Geſchichte und leitet von diejen Erkenntniſſen die Raſſenpolitik 
des Nationaljozialismus her ſamt deſſen ——— und 
praftiihen Solgerungen. — Bon 18 Jahren an. 


Frick, Wilhelm: „Die Naffengefesgebung des 
Dritten Reiches“ | 
Rede vor dem Diplomatiihen Korps und der ausländiichen Preſſe 
am 15. $ebruar 1934 bei einem Empfangsabend des Außenpoli— 
tiihen Amtes der NEDAP. 16 Seiten. Breis 0.20 RM. Zentral: 
verlag der NEDAB., Fr. Eher Nadf., Münden-Berlin 1954. Hier 
jpriht das neue Deutjdhland. = 


Sried, Ferdinand (d. i. Ferdinand Fror. Zimmermann): 
„der Aufftieg der Juden“ 


145 Seiten mit 8 Aunjtdruden. Preis Leinen 3,80 RM. Verlag 


Blut und Boden, Goslar 1937. / 


Gütt, Arthur, und Linden, Herbert, und Maßpfeller, Franz: 
„Blutfhbuß= und Ehegefundheitsgefen 
Geſetz zum Schuße des deutſchen Blutes und der deutihen Chre 
und Gejeg zum Schuße der Erbgejundheit des deutſchen Volfes 
nebſt Durhführungsverordnungen jowie einihlägige Beſtimmun— 
gen. Dargejt. med. und jur. erl. Amh.: Reichsbürgergeſetz mit 
Überfitstafel e. Erl. 354 Seiten. Preis 9,60 AM. Berlag J. F. 
Lehmann, Münden 1936. ; 


Grau, Wilhelm: „Die Judenfrage in der deut- 
hen Geſchichte“ | 
32 Seiten. Preis kart. 1,20 NM. Verlag Teubner, Leipzig 1937. 


Haag, Friedrihd Erhard: „Wolf ohne Beſitz“ 


Die Arbeiterfrage raſſenkundlich gejehen. 37 Geiten. Preis 


1, RM. Verlag I. %. Lehmann, Münden 1935. _ 


Heinfius, Fritz: „Zehn Geb ote für die Gatten- 
Eine erweiterte Ausführung zu unjeren auf Seite 154 des norigen 
Schulungsbriefes gebraten 10 Geboten. 7 Seiten. Schriftenreihe 
des Reihsausihulles für VBolksgejundheitsdienit, Heft 10. Preis 
0,10 RM. Verlag Limpert, Berlin 1936. 





Zu vorliegender Folge: 

Bei der Arbeit Deutſche und römiſche Rechtsauffaſſung“ wurben 
als Quellen benußt „Der deutſch⸗römiſche Rechtsgedanke“ von 
Markull (Hanjeatifhe Verlagsanitalt, Hamburg) und ‚„Wörterbu 
der Wirtihaft“ von Friedrich Bülow (Verlag Alfred Körner, 
Leipzig). 

Für den Lebenslauf Theodor von der Pfordtens wurde als 
Quelle benutzt Theodor von der Pfordten“, dem. Gedenfen bes 
Toten bejtimmt von Reichsleiter Frank, von Dr, Coblitz (Zentrales 
verlag der WSDAB.). 


Der Fries auf der Umfchlagjeite 1 ift einem Fliegenden Blatt“ 
aus dem 16. Sahrhundert, das den Gang eines Vrozeſſes in 
Reimen zeigt, entnommen (Nürnberg, Germanijhes Mufeum). 


Die Bignette im W-Initial des Auffages von Sllinger: „Der 
Kedtsihug als jozialiftifhe Tat“, Richter aus dem Totentanz“ 
ift ein Holzihnitt von Holbein d. J. (Berlin, Rupferitihtabinett). 


Die Bilder auf den adt KAupfertiefdrudfeiten jtammen: 
Deutfher Berlag (1); Girde (1); Hauptarhin der NSDAP. (2); 
9. Hoffmann (1); ein (2); Reichsrechtsamt der 
NSDAB. (6); Scherl (5); Seiler (1); Sennede 5); Schrecken⸗ 
bad (1); Weltbild (2). 

Bild Ler Salica it dem Handbuh der Kulturgefhichte, 
herausgegeben von Dr. Heinz Kindermann, entnommen. Die 
Abbildung eines Flugblattes aus dem 16. Jahrhundert jtammt 
aus: „Der Richter und die Rechtspflege“, von Franz Heinemann, 
Nürnberg, Germanifhes Mujeum. 

Hans Fehr, Das Recht im Bilde (1923), ift aus dem Mühl: 
häuſer NReichsgejegbuh von Herbert Meyer. 

Das Bild auf Umſchlagſeite 2 ift aus dem Archiv des Reichs» 
tehtsamts der NSDAP. 

Die Zeihnungen auf Geite 186, 207 und 208 jtammen aus dem 
Buch „Der Richter und die Rechtspflege“ von Heinz Heineman. 


Die Tert-IMuftrationen auf den Seiten 183 und 193 find von: 
Hiltoria Photo. und Hiftorijcher Bilderdienit. 





Nachdruck, auch auszugsweife, nur mit Genehmigung des Verlages und der Schriftleitung Herausgeber: Der Reihsorgants 
jationsleiter — Be en und verantwortlich für den Gejamtinhalt: Reihsamtsleiter Franz H Woweries, 
rit 


MOR., Münden, Bareritr. 15. Zernruf: 
amt det NSDAB., Münden, Verlag: Franz er | 
NSDARB.). FZernruf: für Ferngeſpräch Sammel⸗Nr. 1 
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Au 


eigniederlafiung Berlin SW68 Zimmeritr. 87—91 (Zentralverlag der 
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Poaottththe Rethtswerke 


von Keichsminiſter Dr. Fans Frank, Neitsteiter der NSOAN.-Pröfdent der Ahademte für deutſches Necht 





Rechtsprundlegung des nationalfozialiftifchen JFührerftantes 
— 56 Seiten 2. Auflage — geb. NM. 2.40 


Diefe Echrift bringt Die maßgeblichen Grundgedanfen einer allgemeinen Rechtslehre des National: 
fozialismus. Von politifch autoritärer Stelle aus werden die entjcheidenden Gefichtspunfte Des 
deutfchen Gemeinrechts der Öffentlichfeit unterbreitet. Die hier niedergelegten Gedanten haben im 
In- und Ausland beachtliches Auffehen erregt und beanfpruchen mit Fug und Recht grundfägliche 
Geltung für die Entwicklung der deutſchen Rechtswiffenichaft und des deutfchen Nechtg überhaupt. 


Nlotionalfozialiftifche Strafrechtspolitik a 


— Richtungweiſend für die Geſtaltung des kommenden deutſchen Strafgeſetzbuchs arbeitet dieſes Buch 
in großen, markanten Zügen die nationalf ozialiftifche Auffaſſung über Die weltanfchaulichen Grund- 
lagen der deutfchen Strafrechtspolitif, über Das Verbrechen und feine ftrafrechtliche a en 

die Durchfegung des Strafrechts im Strafverfahren und in der Strafvollſtreckung heraus. Nicht 

nur dem Rechtswahrer, fondern auch der großen Öffentlichkeit des deutichen Volkes . eröffnet 

dieſes im deutfchen Strafrechtsfchrifttum hervorſtechende Buch die großen Gefichtspunfte national- 

fozialiftifcher Arbeit am deutfchen Volksſtrafrecht. 


Hecht und Verwaltung | 
> 40 Seiten | | | | geb. RM. 2.40 


Das Verhältnis von Necht und Verwaltung, eines der umitrittenften Themen des Staats- und 
Berwaltungsrechts der Vergangenheit und Gegenwart, iſt mit der Machtübernahme Durch den 
Nationalfozialismug in eine grundfägliche neue politifche und wiffenfchaftliche Perſpektive getreten. 
Die gänzliche Neugeftaltung des deutſchen Gemeinfchaftslebens und des Aufbaues unferer Neich9- 
gewalt haben eine neue Ausgangsſtellung für die Erörterung dieſes Problems gejchaffen, Die 
von Hang Frank hier zum Gegenftand einer überzeugenden politifchen Unterſuchung gemacht wird. 








3u beziehen Durd alte Buhhbandlungen! 





Sammelmappen „. Stichwortverzeichniffe 
_ für den Shulungsbrief —o 
halten einen Jahrgang zufammen und geben ihm feinen Wert 


Sommelmappen Stithwortverieichniſſe 


mit Halbleinenbezug und der be⸗ | Jahrgang eo RM. —,05 


fiebten Rlemmnadelheftung ” a = 


jest RM. 1,— Se 8 — 








| Bezug nur durch die Ortsgruppen! = 


- Zentralverlag der NSDAP. Franz Eher Hacht. B.m. b. h. 
|  Münden-Berlin nn 
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BERLIN, VI. JAHRGANG 5. FOLGE, 1939. 
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